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zialfonds zugunsten der beruflichen Weiter-
bildung von Frauen in den EG-Mitglied-
staaten 

MdlAnfr A19 15.06.79 Drs 08/2969 
Frau Matthäus-Maier FDP 

MdlAnfr A20 15.06.79 Drs 08/2969 
Frau Matthäus-Maier FDP 

SchrAntw PStSekr Buschfort BMA . . . . 12813*C 

Anlage 42 

Änderung des § 21 Abs. 3 des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes betreffend Beschäfti-
gung von Auszubildenden im Fleischer-
handwerk ab 6 Uhr morgens 

MdlAnfr A32 15.06.79 Drs 08/2969 
Milz CDU/CSU 

MdlAnfr A33 15.06.79 Drs 08/2969 
Milz CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Buschfort BMA . . . . 12813*D 
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160. Sitzung 

Bonn, den 20. Juni 1979 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich das 
Vergnügen, einem Mitglied dieses Hauses, das von 
der ersten Stunde an dem Deutschen Bundestag an-
gehört, zu seinem 65. Geburtstag die herzlichsten 
Glückwünsche auszusprechen. Es ist der Herr Ab-
geordnete Dr. Schmidt (Gellersen). Herzlichen 
Glückwunsch! 

(Beifall) 

Im Ältestenrat ist vereinbart worden, daß die heu-
tige Sitzung um 19.30 Uhr beendet werden soll. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen — Stand: 
11. Juni 1979 — vor, die keiner Beschlußfassung be-
dürfen und die gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung den zuständigen Ausschüssen überwiesen 
werden sollen: 

Entschließung des Europäischen Parlaments über die Krebs-
entstehung durch Umwelteinflüsse (Drucksache 8/2925) 

zuständig: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den zur Ver-
besserung der Lage auf dem Milchsektor zu treffenden 
Maßnahmen (Drucksache 8/2926) 

zuständig: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Einsetzung 
eines Ombudsmannes für die Europäische Gemeinschaft durch 
das Europäische Parlament (Drucksache 8/2927) 

zuständig: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Petitionsausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Verbesse-
rung der Abwicklung und Überwachung des Flugverkehrs 
(Drucksache 8/2929) 

zuständig: 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den periphe-
ren Küstenregionen der Europäischen Gemeinschaft (Druck-
sache 8/2930) 

zuständig: 
Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments über die Schwie-
rigkeiten beim grenzüberschreitenden Personen- und Güter-
kraftverkehr an den Binnengrenzen der Gemeinschaft (Druck-
sache 8/2944) 

zuständig: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben im I. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1979 (Drucksache 
8/2895) 

zuständig: 
Haushaltsausschuß 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 60 04 Tit. 671 02 — Er-
stattung von Kredit- und Verwaltungskosten und Ausfällen 
an die Kreditanstalt für Wiederaufbau im Zusammenhang 
mit der Bildung eines Fonds für Direktinvestitionen und 
dem Erwerb von Auslandsforderungen aufgrund des deutsch-
amerikanischen Devisenausgleichsabkommens vom 8./19. Au-
gust 1969 — (Drucksache 8/2935) 

zuständig: 
Haushaltsausschuß 

Erhebt sich gegen die vorgeschlagenen Überwei-
sungen Widerspruch? — Ich höre keinen Wider-

' spruch. Es ist so beschlossen. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 12. Ju-
ni 1979 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lemmrich, Sick, 
Dreyer, Dr. Jobst, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Tillmann, 
Milz, Hanz, Dr. Waffenschmidt, Frau Hoffmann (Hoya), Dr. 
Schwörer, Feinendegen, Dr. Müller-Hermann, Dr. von Geldern, 
Pfeffermann, Röhner, Gerster (Mainz) und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Gutachten über den Werkverkehr im Auftrag 
des Bundesministers für Verkehr — Drucksache 8/2917 — beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2975 verteilt. 

Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 18. Juni 
1979 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfs-
burg), Pfeifer, Broll, de Terra, Dr. Sprung, Daweke, Gerstein, 
Kunz (Berlin), Rühe, Dr. Hubrig, Benz, Picard, Dr. Hornhues, 
Dr. Klein (Göttingen), Frau Dr. Riede (Oeffingen), Frau Benedix, 
Nordlohne, Dr. von Geldern, Pohlmann, Ey, Dr. Hennig, Pran-
genberg, Dr. Rose, Lagershausen und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Auswirkungen des § 26 des Urheberrechtsgesetzes — 
Drucksache 8/2932 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck-
sache 8/2981 verteilt. 

Die in Drucksache 8/2098 unter Nr. 10 aufgeführte EG-Vor-
lage 

Vorschlag einer Verordnung des Rates über die vorüber-
gehende Verwendung 

wird als Drucksache 8/2923 verteilt. 

Die in Drucksache 8/2674 unter Nr. 6 aufgeführte EG-Vorlage 
Vorschlag einer Richtlinie (EURATOM) des Rates zur Ab-
änderung der Richtlinien, mit denen die Grundnormen für 
den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeits-
kräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen festge-
legt wurden 

wird als Drucksache 8/2967 verteilt. 

Die in Drucksache 8/2919 unter Nr. 5 aufgeführte EG-Vorlage 
Mitteilung der Kommission betreffend die sozialen Maßnah-
men im Rahmen der Umstrukturierung der Eisen- und Stahl-
industrie 
Entwurf einer Entscheidung der Kommission betreffend die 
Schaffung einer vorübergehenden. Sonderbeihilfe zur Unter-
stützung der Arbeitnehmer der Stahlunternehmen im Rah-
men des gemeinschaftlichen Umstrukturierungsprogramms 

wird als Drucksache 8/2979 verteilt. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 13. Juni 1979 unter Bezugnahme auf § 17 Abs. 5 
Postverwaltungsgesetz den Nachtrag zum Voranschlag der Deut-
schen Bundespost für das Rechnungsjahr 1979 übersandt. Der 
Nachtrag liegt im Archiv zur Einsichtnahme aus. 
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Präsident Stücklen 
Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/2969 — 

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung. Der Herr Abge-
ordnete Walther bittet, die von ihm eingebrachte 
Frage 3 schriftlich zu beantworten. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beantwortung 
steht uns der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Engholm zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 4 des Herrn Abgeordneten Vo-
gelsang auf : 

Sieht die Bundesregierung in der Festlegung der Regelstudien-
zeit ein Hindernis dafür, daß Studenten zeitweilig im Ausland 
studieren? 

Bitte schön. 

Engelholm, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Vogelsang, der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft hat sich gegenüber den Bundeslän-
dern mehrfach dafür eingesetzt, bei der Anpassung 
des Hochschulrechtes an das Hochschulrahmenge-
setz Regelungen zu treffen, nach denen ein Aus-
landsstudium nicht oder nur teilweise auf die Re-
gelstudienzeit anzurechnen ist. Insgesamt acht 
Bundesländer haben entsprechende Regelungen ge-
troffen. Zwei Bundesländer — Bayern und Schles-
wig-Holstein — behandeln diese Frage in den 
Landesgesetzen nicht. Baden-Württemberg sieht im 
Falle der Gleichwertigkeit und Förderlichkeit des 
Auslandsstudiums für den Studiengang eine obliga-
torische Anrechnung auf die Regelstudienzeit vor. 

Neuere Untersuchungen zur Auslandsmotivation 
deutscher Studenten, die die neue Hochschulgesetz-
gebung einbeziehen, liegen noch nicht vor. Man 
ist hier auf vorläufige Einschätzungen angewiesen. 
Danach muß jedoch davon ausgegangen werden, 
daß die Gesetzeslage in Bayern und Schleswig-Hol-
stein und die Regelung in Baden-Württemberg ge-
eignet sind, die Motivation deutscher Studenten zu 
einem Auslandsstudium negativ zu beeinflussen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Vogelsang (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
Sie mir die Frage beantworten, wie viele deutsche 
Studenten zur Zeit im Ausland studieren? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Nach den Schät-
zungen des Bundesministers für Bildung und Wis-
senschaft studieren zur Zeit etwa 10 000 deutsche 
Studierende im Ausland. Von diesen 10 000 Studie-
renden werden etwa 2 800 noch BAföG, etwa 4 600 
nach Stipendien des DAAD und noch einmal 1 000 
durch die sonstigen Stipendienorganisationen ge-
fördert. Wenn man nur die längerfristig im Aus-
land Studierenden zusammenzieht, kommt man auf 
eine Zahl von etwa 5 000. Man kann diese Zahl in 
Relation zu der Zahl der Auslandsstudierenden an

-

derer EG-Länder setzen. Auch dort gibt es eine 
sehr starke Stagnation der Auslandsmotivation der 
Studenten. In der EG sind es im Regelfall unter 5% 
aller Studierenden, die Interesse daran haben, ins 
Ausland zu gehen und dort zu studieren. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bitte. 

Vogelsang (SPD) : Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung eine Möglichkeit, insbesondere 
bei den Bundesländern noch einmal vorstellig zu 
werden, die eine Anrechnung des Auslandsstudi-
ums auf die Regelstudienzeit vorsehen, und darauf 
hinzuwirken, doch von dieser Regelung abzuge-
hen? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
hoffe, daß Ihre Fragestellung und meine Antwort 
mit dem klaren Verweis auf die Regelungen in drei 
Bundesländern dazu beitragen, diese Länder zu 
veranlassen, ihre Regelungen noch einmal zu über-
denken. Ich gehe dabei davon aus, daß die Fach-
leute in den Bundesländern auch die Protokolle über 
die Fragestunden des Deutschen Bundestages zur 
Kenntnis nehmen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
von Schoeler zur Verfügung. 

Die Fragen 7 und 8, die Herr Abgeordneter Braun 
eingebracht hat, und die Frage 9, die Herr Abge-
ordneter Walther eingebracht hat, werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zu Frage 5 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Steger. — Der Herr Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 10 des Abgeordneten Dr. Spöri 
auf: 

Hält die Bundesregierung an ihren Plänen fest, im Rahmen der 
Novellierung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für Groß-
feuerungsanlagen im Wege einer Verordnung für das anfallende 
Abgas eine vollständige Erfassung zur Endreinigung vorzuschrei-
ben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundes

-

minister des Innern: Herr Kollege, ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn ich die beiden Fragen zusammen 
beantworten könnte. 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich auch die Frage 
11 des Abgeordneten Dr. Spöri auf : 

Ist weiterhin beabsichtigt, diese Auflagen auch für bereits im 
Betrieb befindliche Wärmekraftwerke verbindlich zu machen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Zu dem vom 
Bundesminister des Innern erarbeiteten Entwurf ei-
ner Verordnung über Großfeuerungsanlagen — sie 
ist übrigens nicht Bestandteil der Novellierung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes — liegt noch kei-
ne zwischen den Bundesressorts abgestimmte Mei- 
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Part. Staatssekretär von Schoeler 
nung vor. Ich bitte deshalb um Verständnis, wenn 
die Bundesregierung in diesem Beratungsstadium 
Ihre Fragen noch nicht beantworten kann. Nach 
den derzeitigen Planungen ist vorgesehen, den ab-
gestimmten Verordnungsentwurf bis Ende dieses 
Jahres dem Bundeskabinett vorzulegen. 

Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß nach der 
gültigen Technischen Anleitung zur Reinhaltung 
der Luft aus dem Jahre 1974 für die Entschwefe-
lung der Abgase keine Beschränkung auf einen 
Teilgasstrom genannt und der erreichbare Wir-
kungsgrad der Entschwefelung mit über 80 °/o an-
gegeben wird. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es nicht 
so, daß die in der Offentlichkeit zitierte Auflage 
einer hundertprozentigen Abgasreinigung im Zu-
sammenhang mit dieser geplanten Verordnung groß-
technisch gegenwärtig überhaupt noch nicht 
machbar ist und in der Bundesrepublik nicht prak-
tiziert wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
bezüglich des Inhalts des Entwurfs der Verordnung 
könnte ich diese Kritik, so sie öffentlich geäußert 
wird — und sie wird es; Sie haben es zitiert —, 
nicht teilen; denn wir orientieren uns bei den Auf-
lagen, die wir aus Gründen des Immissionsschutzes 
machen, an dem Stand der Technik, und es wird 
nichts anderes vorgeschrieben werden, als Stand 
der Technik ist. Das muß aber dann auch eingehal-
ten werden. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Spöri (SPD) : Selbst wenn nach dem Stand 
von Forschung und Entwicklung eine derartige hy-
pothetische Auflage großtechnisch machbar wäre, 
ist dann nicht die Frage zu erheben, ob dies ange-
sichts der Tatsache, daß Kohlekraftwerke damit 
Kohlestrom bis zu 2 Pf teurer produzieren würden 
als bisher, nicht ein großer Wettbewerbsnachteil 
von Kohlestrom gegenüber der sonstigen Strompro-
duktion wäre? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das wäre eine Abwägung, die ich so nicht vorneh-
men könnte. Sie müssen in Bezug setzen die Kosten-
faktoren, die aus Auflagen für Rauchgasentschwefe-
lung entstehen, auf der einen Seite und die Bela-
stungen, die für die Umwelt mit dem Betrieb solcher 
Anlagen ohne solche Auflagen verbunden wären, 
auf der anderen Seite. Da muß ich in der Tat sagen, 
daß wir alle Anstrengungen unternehmen müssen, 
die nach dem Stand der Technik möglich sind, um 
die Umweltbelastungen auf das äußerste Maß zu 
reduzieren. 

Präsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie, 
wenn Sie mir hinsichtlich der Abgasreinigung keine 
präzise Auskunft geben können, zumindest sagen, 
ob hinsichtlich der Abgasreinigung bei neuen Kohle-
kraftwerken und bei alten, in Betrieb befindlichen 
Kohlekraftwerken die gleichen Immissionsschutz-
auflagen gemacht werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann Ihnen schon präzise Angaben machen, nur 
nicht über etwas, was bisher noch nicht beantwort-
bar ist, weil der Meinungsbildungsprozeß innerhalb 
der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen ist. 
Die Frage möglicher Differenzierungen zwischen 
alten und neuen Anlagen ist, wie Sie wissen, genau 
einer der Punkte, der in der Debatte über die Ver-
ordnung über Großfeuerungsanlagen im Gespräch 
ist und wo die Meinungsbildung innerhalb der Bun-
desregierung noch nicht abgeschlossen ist. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten 
Vogelsang auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß im 
öffentlichen Dienst des Bundes bei Stellenausschreibungen ein 
zeitweiliges Studium im Ausland bzw. ein Auslandspraktikum 
als wünschenswerte Qualifikation aufgeführt wird, um damit 
einen zusätzlichen Anreiz zur Weiterbildung im Ausland zu 
schaffen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Stellenaus-
schreibungen für Einstellungen in den öffentlichen 
Dienst, Herr Kollege, richten sich nach den Anforde-
rungen der jeweiligen Laufbahn, in die der Bewerber 
eingestellt werden soll. Von Fall zu Fall kann ein 
Auslandsstudium oder Auslandspraktikum der Er-
füllung der künftigen Aufgaben durchaus förderlich 
sein. Es ist sinnvoll, hierauf in geeigneten Fällen 
bei der Ausschreibung hinzuweisen. Stellenaus-
schreibungen und Einstellungen fallen in die Zu-
ständigkeit und Verantwortung der einzelnen Res-
sorts für ihren Geschäftsbereich. Ich werde den 
Ressorts in diesem Sinne von Ihrer Anregung Kennt-
nis geben. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Vogelsang (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihrer Antwort schließen, daß Sie meinen Standpunkt 
teilen, daß der Gesetzgeber ja durch die Neufassung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes hinsicht-
lich Auslandsstudium ein Signal gesetzt hat und daß 
in dieser Weise ein weiteres Signal gesetzt werden 
sollte, um die jungen Leute anzureizen, ein Aus-
landsstudium — jedenfalls für einige Semester — zu 
beginnen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Vogelsang, ich teile Ihre Auffassung, daß wir An-
strengungen unternehmen müssen, um die Attrakti-
vität des Auslandsstudiums für den Betroffenen 
sichtbar zu machen und dadurch einen Anreiz zu 
schaffen, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu ma

-

chen. — Ich hoffe, daß ich damit nicht in den Ge-
schäftsbereich des Kollegen vom Bildungsministe-
rium eingegriffen habe. 
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Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Frage 13. — Die Frau Abgeordnete Simonis bittet 

um schriftliche Beantwortung. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 14 des Abgeordneten Topmann 
auf: 

Genügt bei genehmigungspflichtigen Anlagen nach §§ 4 und 
15 Bundes-Immissionsschutzgesetz eine Mitteilung laut § 16 Bun-
des-Immissionsschutzgesetz, wenn lediglich ein Aggregat durch 
ein neues ersetzt wird, dessen Leistung, Produktion und Be-
triebszwecke sich nicht ändern, das jedoch geringere Emis-
sionen verursacht und den Unfallschutz über die Bestimmungen 
der Bauordnung nicht berührt, und wenn nein, ist die Bundes-
regierung bereit, das Gesetz in diesem Sinne zu vereinfachen? 

von Schoeler, Parl.  Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn bei einer genehmigungsbedürftigen Anlage ein 
Aggregat ausgewechselt wird, bedeutet dies in der 
Regel eine wesentliche Änderung der Anlage. 
Hierfür ist eine Änderungsgenehmigung nach § 15 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erforderlich. 
Unabhängig davon besteht die periodische Mittei-
lungspflicht nach § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes. Hiernach sind sämtliche Änderun

-

gen der Lage, der Beschaffenheit und des Betriebs 
der Anlage der Behörde zu melden, also auch sol-
che Änderungen, die der Betreiber für unwesent-
lich hält. Die Behörde soll sich auf Grund der Mit-
teilungen ein Bild davon machen können, ob die 
Anlage noch den Genehmigungserfordernissen ent-
spricht. Stellt die Behörde z. B. fest, daß wesentli-
che Änderungen vorgenommen worden sind, für 
die keine Genehmigung eingeholt wurde, so hat sie 
den Betreiber anzuhalten, das Genehmigungsver-
fahren nach § 15 des Bundes-Immissionsschutzge

-

setzes nachzuholen. 

Die Bundesregierung plant nicht, das geltende 
Recht zu ändern. Gerade bei wesentlichen Ände-
rungen muß dem Gesichtspunkt der Sanierung 
Rechnung getragen werden können. Zudem kann 
die Beurteilung der Umweltverträglichkeit eines 
Vorhabens nicht dem Unternehmer überlassen blei-
ben, sondern muß der Behörde vorbehalten sein. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Topmann (SPD) : Herr Staatssekretär, weiß die 
Bundesregierung, daß bei einer solchen Auslegung 
der § 15 sehr immissionsschutzfeindlich sein könn-
te, weil Unternehmen, die immissionsschutzfreund-
liche Aggregate einbauen wollen, sich auf Grund 
des langen Genehmigungswegs davon abhalten las-
sen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe mir diese Frage ebenfalls gestellt, als ich 
mich mit Ihrer Frage auseinandergesetzt habe. Ich 
muß zunächst erwähnen, daß die Voraussetzungen, 
die Sie in Ihrer Frage erwähnen, unseren Fachleu-
ten etwas hypothetisch erscheinen. Wenn ich aber 
jetzt einmal unterstelle, daß die Voraussetzungen 
zutreffen, wird zu berücksichtigen sein, daß der Be-
treiber eine Genehmigung in einem vereinfachten 
Verfahren bekommt. Auf der anderen Seite wird 
mit dieser Genehmigung und dem Genehmigungs-
verfahren der Behörde die Möglichkeit gegeben, 
sich einen Überblick darüber zu verschaffen, ob 

sich unter dem Gesichtspunkt des Immissionsschut-
zes eine Verbesserung ergeben hat, die bei der Pla-
nung von Luftreinhalteplänen usw. zu berücksichti-
gen ist. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Topmann (SPD) : Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß bei derartigen Fällen — das eben war 
ein praxisnaher Fall — die Investitionskosten nied-
riger liegen als gegebenenfalls die Kosten, die das 
Genehmigungsverfahren nach sich zieht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Topmann, ich bezweifle gar nicht, daß das ein pra-
xisnaher Fall war. Aber ich will noch mal sagen, 
daß das nicht der Regelfall ist. Ich bin aber gerne 
bereit, das Problem an Hand dieses konkreten Bei-
spiels noch mal zu überprüfen. Wenn Sie mir die 
Unterlagen dazu einreichen, wäre ich Ihnen sehr 
dankbar und werde Ihnen dann das Ergebnis der 
Überprüfung mitteilen. 

Topmann (SPD) : Herzlichen Dank. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. de With zur Verfügung. Wo ist Dr. de With? 
— Er braucht nicht da zu sein, weil die Fragen 1 
und 2 des Abgeordneten Dr. Geßner und die Frage 
26 der Frau Abgeordneten Dr. Martiny-Glotz — 
dies  sind alle in diesen Bereich fallende Fragen — 
schriftlich beantwortet werden sollen. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Das scheint eine kurzgeschlossene Information 
gewesen zu sein. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Haehser- zur Verfügung. 

Ich rufe auf die Frage 15 des Herrn Abgeordne-
ten Bindig. 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob und in welchem Aus-
maß Gewinne aus deutschen Privatinvestitionen in Entwicklungs-
ländern, mit denen ein Doppelbesteuerungsabkommen besteht, 
zunächst in die Bundesrepublik transferiert werden, um dann 
unter der Begünstigung des Entwicklungsländersteuergesetzes 
wieder zur Investition im ursprünglichen Betrieb im Entwick-
lungsland eingesetzt zu werden, und wie beurteilt die Bundes-
regierung die dadurch gegebene Möglichkeit, sich nicht nur 
die ursprüngliche Investition, sondern auch alle Folgeinvestitio-
nen in Entwicklungsländern in der Bundesrepublik Deutschland 
steuerbegünstigen zu lassen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Bindig, über den 
Transfer der Gewinne aus deutschen Privatinvesti-
tionen in Entwicklungsländern sind keine statisti-
schen Unterlagen vorhanden. Die Bundesregierung 
ist deshalb nicht in der Lage, Angaben über das 
Ausmaß solcher Gewinntransferierungen zu ma-
chen. Es ist hingegen bekannt, daß nach den Devi-
senbestimmungen zahlreicher Entwicklungsländer 
der Transfer von Gewinnen nur beschränkt mög-
lich ist, so daß den Gewinntransferierungen aus 
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Parl. Staatssekretär Haehser 
den Entwicklungsländern meist enge Grenzen ge-
setzt sind. Soweit Gewinne aus Privatinvestitionen 
deutscher Unternehmen in Entwicklungsländern in 
die Bundesrepublik transferiert werden, gehen sie 
im Gewinn des deutschen Unternehmens auf und 
lassen sich daher nicht gesondert weiterverfolgen. 

Man kann daher in der Regel nicht von der Ver-
wendung von Gewinnen aus Kapitalanlagen in Ent-
wicklungsländern für neue Kapitalanlagen spre-
chen. Vielmehr ergibt sich die Fragestellung, ob in 
einem Wirtschaftsjahr, in dem ein deutsches Unter-
nehmen Gewinne aus einer Kapitalanlage in einem 
Entwicklungsland ins Inland transferiert nach dem 
Entwicklungsländer -Steuergesetz begünstigte Kapi-
talanlagen vorgenommen werden können. Diese 
Frage ist zu bejahen, und zwar gleichgültig, ob die 
Kapitalanlage im Rahmen eines neuen Engage-
ments oder im Rahmen eines schon bestehenden En-
gagements in Entwicklungsländern, das bereits Ge-
winne abwirft, erfolgt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die-
ses Ergebnis dem Sinn und Zweck des Entwick-
lungsländer-Steuergesetzes entspricht. Das gilt 
auch dann, wenn mit dem Entwicklungsland, aus 
dem die Gewinne stammen, ein Doppelbesteue-
rungsabkommen besteht. Denn auch in diesem 
Falle haben die Gewinne im Entwicklungsland und 
gegebenenfalls auch in der Bundesrepublik einer, 
wenn auch möglicherweise ermäßigten Besteue-
rung unterlegen, und der Investor kann über diese 
Gewinne genauso uneingeschränkt verfügen wie 
über die im Inland erzielten Gewinne. 

Es kann daher nur begrüßt werden, wenn auch 
in Wirtschaftsjahren, in denen Gewinne aus Kapi-
talanlagen in Entwicklungsländern ins Inland 
transferiert werden, neue Kapitalanlagen in Ent-
wicklungsländern von dem Steuerpflichtigen vor-
genommen werden. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, eröffnet der 
von mir geschilderte Mechanismus nicht die Mög-
lichkeit, daß man nicht nur bei Gewinnen, sondern 
auch bei normalen Ersatzinvestitionen, die vorge-
nommen werden, buchungstechnisch die Möglich-
keit hat, diese mehrmals über die Bundesrepublik 
laufen zu lassen und damit Zuschußelemente zu er-
reichen, die mehr als 100 % ausmachen oder bis an 
100 % der ursprünglichen Investition heranreichen 
können, und liegt eine so intensive Förderung der 
Investitionen im Interesse des Vorhabens einer 
partiellen Förderung, wie wir sie eigentlich betrei-
ben? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bin-
dig, wenn ich Ihnen diese Frage bejahte, würde ich 
damit auch das Vorhandensein des Mechanismus 
bejahen, von dem Sie sprechen. Diesen sehe ich 
aber nicht, und zwar aus zwei Gründen. Beide 
Gründe habe ich in meiner Antwort genannt. Er-
ster Grund: Dem Transfer von Gewinnen stehen, 
wie häufig überhaupt dem Geldtransfer, Bestim-
mungen in den Entwicklungsländern entgegen. 

Zum Beispiel zumeist in den ärmsten Ländern gibt 
es solche Bestimmungen. Auch in den lateinameri-
kanischen Ländern gibt es solche Bestimmungen, 
wie in Argentinien und Brasilien. So haben wir es 
in Brasilien mit einer Geldtransfersteuer zu tun. Der 
zweite Grund dafür, daß ich diesen Mechanismus 
nicht als gegeben anerkenne, ist, daß das zur Zeit 
ja niemand überprüfen kann. Ich sagte, die Gewin-
ne, die gegebenenfalls ins Inland transferiert wer-
den, gehen in die hiesigen Gewinne der Unterneh-
men ein. Deswegen können Sie gar nicht überprü-
fen, ob es einen solchen Mechanismus gibt. 

Präsident Stücklen: Die beiden Fragen waren 
nicht zusammengefaßt. 

Bindig (SPD) : Nein, aber ich habe noch eine Zu-
satzfrage. Herr Staatssekretär, wenn Sie diesen 
Mechanismus auch nicht bestätigen können, so ha-
ben Sie ihn in Ihrer Antwort aber auch nicht wi-
derlegen können, zumindest für einige Länder, wo 
eine solche Transferierung möglich ist. Ist es von 
daher nicht zumindest für einige Länder, die keine 
Beschränkungen bei der Ausfuhr von Gewinnen 
kennen, möglich, solche Mehrfachförderung zu er-
reichen, wie ich sie geschildert habe, und eröffnet 
das nicht darüber hinaus sogar die Möglichkeit für 
multinationale Konzerne, die eine deutsche Tochter 
haben, alle Investitionen, die sie in Länder der 
Dritten Welt machen, über die Bundesrepublik 
Deutschland zu führen, um somit eine Förderung 
der Finanzierung durch den deutschen Steuerzahler 
zu erreichen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bin-
dig, die Bundesregierung wird den Elementen, die 
in Ihrer Frage stecken, nachgehen. Ich möchte aber 
deutlich machen, daß das Entwicklungsländer-Steu-
ergesetz nicht der Häufung von Gewinnen, sondern 
den Entwicklungsländern dienen soll. Wenn das 
Zusammenführen von Gewinnen, die entstehen und 
in die Bundesrepublik Deutschland transferiert 
werden, dazu führt, daß die Firmen zu größeren 
Anstrengungen in den Entwicklungsländern ermu-
tigt und in die Lage versetzt werden, dann wäre 
das auch ein Sinn des Entwicklungsländer-Steuer-
gesetzes. 

Ich habe Ihnen aber zugesagt, den Elementen, 
die in Ihrer Frage stecken, nachzugehen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Cronenberg. 

Cronenberg (FDP): Herr Staatssekretär, bejaht 
die Bundesregierung den Transfer von Gewinnen 
aus Entwicklungsländern, und hält sie es für för-
derlich für Investitionen, daß sie sich für den 
Transfer solcher Gewinne einsetzt, und bejaht die 
Bundesregierung auch die freie Verwendung von 
Gewinnen, die, wo auch immer sie erzielt werden, 
frei verwendbar sein sollen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Ja auf diese Frage ergibt sich aus meinen bisher 
gegebenen Antworten. 
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Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 16 des Herrn Abgeordneten 
Bindig auf: 

Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob deutsche 
Privatinvestitionen, die in der Bundesrepublik Deutschland be-
reits durch das Entwicklungsländersteuergesetz gefördert wer-
den, noch durch nationale Förderungsbestimmungen der Ent-
wicklungsländer begünstigt werden, und kann die Bundesregie-
rung Angaben machen, welche Zuschußwirkungen durch eine 
solche Addition von Förderungen aus „Geberland" und „Nehmer

-

land" höchstens erreicht werden können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bin-
dig, der Bundesregierung ist bekannt, daß zahlrei-
che Entwicklungsländer in gewissem Umfange 
Steuererleichterungen zur Anziehung von Aus-
landskapital gewähren, wobei dies ohne Rücksicht 
auf eine vorherige Begünstigung durch das Ent-
wicklungsländer-Steuergesetz in der Bundesrepu-
blik geschieht. Da die Förderungsmaßnahmen der 
Entwicklungsländer im Einzelfalle sehr unter-
schiedlich sind und darüber hinaus auch der Be-
günstigungseffekt des Entwicklungsländer-Steuer-
gesetzes von Fall zu Fall variiert, läßt sich keine 
generelle Aussage über eine „Zuschußwirkung" 
dieser Maßnahmen machen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte schön. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, in meiner Fra-
ge hatte ich gefragt, ob die Bundesregierung Anga-
ben machen kann — zumindest für Einzelfälle —, 
welche Zuschußwirkungen durch eine solche Addi-
tion von Förderungen aus „Geberland" und „Neh-
merland" höchstens erreicht werden können. Darf 
ich jetzt nachfragen, ob die Bundesregierung viel-
leicht einige Beispiele hat, welche Zuschußwerte 
damit erreicht werden können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich hatte Ihre Fra-
ge natürlich gelesen. Insofern haben Sie mir mit 
der Wiederholung Ihrer Frage nichts Neues gesagt. 
Aber ich muß dabei bleiben, was ich Ihnen geant-
wortet habe: Förderungsmaßnahmen sind sehr un-
terschiedlich und variieren. Einmal werden sie zu-
rückgezogen, einmal werden sie eingeschränkt, 
einmal werden sie verstärkt, so daß die Gesamt-
wirkung der Vergünstigungen, wie sie unser Steu-
ergesetz gewährt, und der Vergünstigungen, wie 
sie variierend von den Entwicklungsländern ge-
währt werden, von uns nicht festgestellt werden 
kann, jedenfalls, Herr Kollege, nicht in der Zeit, 
die uns zwischen Einreichung und Beantwortung 
der Frage verbleibt. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Bindig, 
um vorzubeugen: Den zweiten Teil Ihrer Frage hat 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär auch ge-
lesen. Ich darf Sie bitten. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihrer Antwort dann schließen, daß die Bundesregie-
rung nur relativ wenig Kenntnisse konkreter Art 
über das Zusammenwirken von verschiedenen För-
derungen hat? Und ist die Bundesregierung bereit, 
auf diesem Gebiet weitere Erkennntnisse zu sam

-

mein, um sie mir zu gegebener Zeit schriftlich mit-
zuteilen? 

Haehser, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
beides bestätigen und also auch in Aussicht stel-
len, daß Ihnen hinzugewonnene Erkenntnisse gerne 
mitgeteilt werden. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 17 des Abgeordneten Hauser 
(Krefeld) auf. — Er ist nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 21 des Abgeordneten Gerster 
(Mainz) auf: 

Wie hoch belaufen sich die unvorhergesehenen Steuermehrein-
nahmen, die als unmittelbare oder mittelbare Folge der 01- und 
Benzinpreissteigerungen in diesem Jahr bis jetzt errechnet bzw. 
geschätzt werden können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ger-
ster, wenn Sie mir eine Freude machen wollen, las-
sen Sie mich beide Fragen zusammen beantwor-
ten. 

(Gerster [CDU/CSU]: Gern!) 

— So sind wir Landsleute untereinander. 

Präsident Stücklen: Ich rufe dann die Frage 22 
des Abgeordneten Gerster (Mainz) ebenfalls auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese Mehr-
einnahmen an die Verbraucher zurückfließen müssen, und auf 
welche Weise plant die Bundesregierung gegebenenfalls, dies 
sicherzustellen? 

Haehser Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, von 
Ölpreissteigerungen wird das Mineralölsteuerauf-
kommen nicht beeinflußt, da es sich bei der 
Mineralölsteuer um eine Mengensteuer handelt. Im 
Verhältnis zum Preis ist somit der Mineralölsteuer-
anteil rückläufig. 

Bei der Umsatzsteuer könnten rein rechnerisch 
Mehreinnahmen aus dem Umsatz von Mineralöl-
produkten entstehen. Bei gesamtwirtschaftlicher 
Betrachtungsweise allerdings ergeben sich grund-
sätzlich keine zusätzlichen Umsatzsteuermehrein-
nahmen bei solchen Preiserhöhungen; denn bei 
gleichbleibendem verfügbarem Einkommen bewir-
ken preisbedingte Mehrausgaben der Endverbrau-
cher für Mineralölprodukte entweder Einsparungen 
im Mineralölverbrauch oder Minderausgaben bei 
anderen Verbrauchsgütern, so daß ein zusätzliches 
Umsatzsteueraufkommen insgesamt gesehen nicht 
entsteht. 

Da mithin Mehreinnahmen nicht entstehen, stellt 
sich auch nicht die Frage nach einer Verbrauchs-
verbilligung oder ähnlichem. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

— Ich hatte gesagt: Man muß das gesamtwirt-
schaftlich sehen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Kolle-
ge Gerster. 
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Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
da ich davon ausgehe, daß Sie auch meine Frage 
gelesen haben, werden Sie festgestellt haben, daß 
ich nicht nach Mineralölsteuermehreinnahmen ge-
fragt habe. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich habe auch 
nicht davon gesprochen. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Ich bin trotzdem 
dankbar für die Belehrungen im ersten Teil Ihrer 
Antwort. 

Wollten Sie damit zum Ausdruck bringen, daß 
die Preissteigerungen, die seit Anfang dieses Jah-
res in diesem Bereich festzustellen sind, nicht zu 
Mehreinnahmen bei der Mehrwertsteuer führen, 
auch nicht unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß die Mehrwertsteuer in diesem Bereich in der 
Regel zweimal berechnet wird, ganz abgesehen von 
der Erhöhung der Mehrwertsteuer um einen . Punkt 
ab 1. Juli? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
wollte ich keinesfalls zum Ausdruck bringen. 
Wenn man mir jetzt zuhört, wird man sich viel-
leicht noch einmal überlegen, ob die Heiterkeit ge-
rechtfertigt war. Natürlich entsteht ein Mehrauf-
kommen bei der Mehrwertsteuer durch höhere 
Preise bei den Mineralölprodukten. Ich hatte aber 
gebeten, das gesamtwirtschaftlich zu sehen; denn 
Einkommen steht nur einmal zur Verfügung und 
wird nur einmal zu Umsätzen verwendet, die zu 
Steuereinnahmen führen. 

Der Effekt, von dem Sie ausgehen, Herr Kollege, 
könnte nur dann eintreten, wenn sich die Spar-
quote veränderte. Nach unseren Ermittlungen gibt 
es zur Zeit keinen Anlaß, das anzunehmen. 

Insofern spreche ich die herzliche Einladung aus, 
es sich noch einmal durch den Kopf gehen zu las-
sen, ob ich nicht doch recht habe. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzf rage.  

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wären Sie bereit, diesem Hohen Hause mitzuteilen, 
wie hoch die Mehreinnahmen bei der Mehrwert-
steuer auf Grund der Preiserhöhungen bei Heizöl 
und Mineralöl sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Das kann ich gele-
gentlich mitteilen, ja. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Kann ich also Ihrer 
letzten Antwort entnehmen, daß Ihr Haus bisher 
keinerlei Berechnungen angestellt hat, wie hoch 
die Steuermehreinnahmen seit 1. Januar in diesem 
Bereich sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Wir berechnen na-
türlich die Mehrwertsteuereinnahmen, aber nicht 
für einzelne Produkte. Das kann auch niemand von 
unserem Ministerium verlangen. 

Allerdings muß ich auch darauf hinweisen dürfen, 
daß uns die Ölpreissteigerungen ja nicht kontinuier-
lich ab 1. Januar ins Haus gekommen sind, sondern 
in den letzten Wochen besonders kraß zutage traten. 
Gehen Sie bitte davon aus, Herr Kollege, daß wir 
die Entwicklung — auch den steuerlichen Teil der 
Entwicklung — sorgfältig beobachten. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich dann anregen, daß Sie Ihren Sachverstand 
in diesem Hohen Hause jetzt unter Beweis stellen, 
indem Sie persönlich schätzen, wie hoch diese 
Mehreinnahmen in diesem Jahr bis zum heutigen 
Tage sind. 

(Topmann [SPD]: Was hat Schätzen mit 
Sachverstand zu tun?) 

— Sehr viel. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
könnte Ihnen natürlich irgendwelche Zahlen nennen, 
aber sie wären nicht fundiert. Deswegen lasse ich 
das. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach 
Ihrer „Steuerbilanz", die Sie eben vorgetragen ha-
ben, und auf Grund der Art und Weise, wie Sie es 
vorgetragen haben, müßte man eigentlich zu Trä-
nen gerührt sein. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich lade Sie ein. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Ich möchte Sie dennoch 
fragen: Ist es nicht so, daß in den letzten Jahren 
die Steuereinnahmen insgesamt laufend gestiegen 
sind und auch in diesem Jahr zunehmen werden, 
daß auch die Mehrwertsteuer in diesem Jahr an-
steigen wird und daß durch die Erhöhung der Ben-
zinpreise ein Ansteigen beim Mehrwertsteuerauf-
kommen eintreten wird? 

Sind Sie nicht der Meinung, daß der Bund insbe-
sondere für die Bereiche, in denen die Bevölkerung 
von den höheren Benzinpreisen besonders hart be-
troffen ist, nämlich in den ländlichen Bereichen, ei-
nen Ausgleich schaffen sollte? Ich denke hier an 
die Anhebung der Kilometerpauschale. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, mir 
fällt es nicht ganz leicht, den engen Zusammen-
hang zwischen der eingereichten Frage und der 
jetzt gestellten Frage zu sehen. 

Aber ich will Ihnen, Herr Kollege, natürlich be-
stätigen, daß bei gestiegenem Einkommen der Ar-
beitnehmer und der Rentner auch der Umsatz 
steigt. Und wenn der Umsatz steigt, steigen die 
Umsatzsteuer-, sprich: Mehrwertsteuerergebnisse. 
Sie sehen, auf wie vielen Gebieten ich Auskünfte 
geben muß, die man sich eigentlich selber geben 
könnte. 
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Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kolb. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir zu, daß Ihre Theorie, nach der das für das 
Aufkommen an Umsatzsteuer bzw. Mehrwertsteuer 
keine Rolle spiele, nur gelten kann, wenn das ge-
samte Einkommen, das ich habe, auch mehrwert-
steuerpflichtig ausgegeben wird? Bisher ist es doch 
so, daß wir einen Teil des Einkommens gespart ha-
ben. Diesen Teil müssen Sie also außer Betracht 
lassen. Und damit Sie in Ihrem Haus nicht so gro-
ße Rechnungen anstellen müssen: Bei 31 Milliarden 
Liter Benzin, die wir im Jahr verbrauchen, macht 
1 Pfennig Benzinpreiserhöhung 40 Millionen DM an 
zusätzlicher Mehrwertsteuer pro Jahr aus. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Sehen Sie, das 
brauchte ich nicht auszurechnen; diese Zahlen 
habe ich in meinen Unterlagen. Aber danach bin 
ich bisher nicht gefragt worden. 

Ich habe ja ausdrücklich gesagt, Herr Kollege: 
Wenn ich die Sparquote als gleichbleibend unter-
stelle, ist meine Mitteilung richtig. Ich habe dem 
Hohen Hause auf Ihre Frage, Herr Kollege, hin 
auch gesagt, daß es zur Zeit keine Hinweise dafür 
gibt, daß sich die Sparquote ändert. Wenn sie sich 
ändert, ist natürlich eine andere Lage gegeben. 
Aber das ist zur Zeit nicht der Fall. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, falls die Be-
denken der Kollegen an den nationalökonomischen 
Modellprämissen gerechtfertigt sein sollten, gehen 
Sie dann mit mir in der Aussage konform, daß die 
absehbaren Ausgaben der öffentlichen Haushalte 
für die Energiesicherung mittelfristig weit höher 
sein werden als absehbare Mehreinnahmen aus Öl-
preissteigerungen im steuerlichen Bereich und daß 
insofern der in der Öffentlichkeit erhobene Vor-
wurf, durch die Ölpreiserhöhungen komme es zu 
einer staatlichen Bereicherung, völlig verfehlt ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gehe mit Ihrer Auffassung konform, und ich wun-
dere mich, daß die Herren Kollegen, die Fragen der 
Art gestellt haben, wie sie gestellt worden sind, 
z. B. nicht die enormen Aufwendungen des Bundes 
für die Mineralölbevorratung zur Kenntnis genom-
men haben. Da das in der Vergangenheit offenbar 
unterblieben ist, kann ich nur die Einladung aus-
sprechen, bei der Beratung des Haushaltsplans 
1980 auf diese Ansätze etwas sorgfältiger zu ach-
ten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Müller (Berlin) 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie im Anschluß an die Frage meines Kol-
legen Kolb fragen: Gehen Sie bei der Beantwor-
tung der Frage von Herrn Kollegen Gerster nicht 

von der falschen Voraussetzung aus, daß die Aus-
gabenquote gleich bleibt? Natürlich wird nicht das 
gesamte Einkommen ausgegeben. Aber wird der 
Ausgabenanteil nicht auf Grund der Erhöhung 
wahrscheinlich zunehmen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Nein. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das scheint eine ganz lustige 
Fragestunde zu sein. 

Ich darf darauf hinweisen, meine Damen und 
Herren, daß die Zusatzfragen kurz sein sollen. Nur 
im Hinblick darauf, daß wir vermutlich genügend 
Zeit haben, alle eingebrachten Fragen zu beantwor-
ten, habe ich die etwas längeren Zusatzfragen zu-
gelassen. Ich würde bitten, jetzt wieder zu der al-
ten Übung, kurze Fragen zu stellen, zurückzukeh-
ren. 
Bitte schön, Herr Abgeordneter Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundes-
regierung im Grunde über diese Preiserhöhungen 
froh ist, weil sie sich auf diese Weise, wie mir 
scheint, unzutreffenderweise eine Lösung der Ver-
brauchsproblematik im Sinne geringerer Ver-
brauchssteigerungen erhofft? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Wissen Sie, wenn 
die Erhöhung der Produktpreise nicht auch Leute 
träfe, die aus finanziellen Gründen schwer darunter 
litten, dann könnte man Ihrer Frage einiges an 
Sympathie abgewinnen. Da das jedoch so ist, bin 
ich nicht mit viel Sympathie ausgestattet. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kunz, Sie 
haben noch eine Zusatzfrage. Bitte schön! 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
die in meiner Frage enthaltene Bewertung des Zu-
sammenhangs ist nicht meine Bewertung, sondern 
ich muß auf Grund Ihrer Antworten die Bewertung 
bei Ihnen vermuten. Deshalb frage ich Sie, ob Sie 
sich, wenn Sie eine solche Bewertung teilen, nicht 
leichtfertig über die Gruppen, die sektoral und 
strukturell besonders belastet sind, einfach hinweg-
setzen? 

(Kiechle [CDU/CSU]: Wie Lambsdorff!) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Nein, ich bin ganz 
sicher, daß Graf Lambsdorff bei den Mitteilungen, 
die er getroffen hat, auch die Interessen der Grup-
pen mitbedacht hat, über die wir reden. Deswegen 
brauche ich keine zusätzliche Antwort über die ge-
gebene Antwort hinaus zu geben, nämlich daß, 
wenn es nicht Gruppen in unserem Volke gäbe, die 
es sich finanziell nicht leisten können, höhere oder 
überzogene Preise zu zahlen, das Mittel der Preise 
natürlich ein Mittel der Steuerung des Verbrauchs 
wäre. 

(Zuruf von der SPD: Der Markt!) 
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Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe Frage 23 des Herrn Abgeordneten Con-
radi auf: 

Trifft es zu, daß das Finanzamt Bonn-Innenstadt der Afrika-
Fördergesellschaft e. V. (AFÖG) am 14. Dezember 1977 die Ge-
meinnützigkeit zuerkannt hat, obwohl dieser Verein erst am 
12. Juli 1978 in das Vereinsregister in Bonn eingetragen wor-
den ist und obwohl dieser Verein politische Zwecke verfolgt 
(Unterstützung der Regierungspolitik der Südafrikanischen 
Union, Unterstützung der Rassentrennung, Unterstützung der 
sogenannten Demokratischen Turnhallen-Allianz), und wenn ja, 
wie beurteilt die Bundesregierung diese Entscheidung? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Con-
radi, würden Sie so freundlich sein, mir zu gestat-
ten, beide Fragen zusammen zu beantworten? 

(Conradi [SPD] : Ich bitte darum! Ich hatte 
gehofft, daß Sie das tun würden, Herr 

Staatssekretär!) 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich auch die Frage 
24 des Herrn Abgeordneten Conradi auf: 

Trifft es zu, daß das Finanzamt Stuttgart Körperschaften der 
Vereinigung Internationaler Kulturaustausch e. V. die vom 
19. März 1974 bis 30. September 1975 vorläufig gewährte An-
erkennung als gemeinnützig und förderungswürdig inzwischen 
mit der Begründung aberkannt hat, der Verein verfolge politi-
sche Zwecke, er trete beispielsweise gegen Rassismus und Kul-
turchauvinismus und für die Menschenrechte ein, und wenn ja, 
wie beurteilt die Bundesregierung diese Entscheidung? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Danke schön! 
Nach dieser Freundlichkeit fällt es mir um so 
schwerer, Sie enttäuschen zu müssen. Trotz inten-
siver fernmündlicher Bemühungen ist es dem Bun-
desfinanzministerium in der Kürze der zur Verfü-
gung stehenden Zeit nicht gelungen, die Einwilli-
gung der beiden Vereinigungen in die Offenbarung 
ihrer steuerlichen Verhältnisse einzuholen. Infolge-
dessen ist die Bundesregierung durch das Steuerge-
heimnis gehindert, Ihre Fragen zu beantworten. 

Ich darf aber daran erinnern, Herr Kollege Con-
radi, daß Sie hinsichtlich der Vereinigung Interna-
tionaler Kulturaustausch bereits eingehend schrift-
lich unterrichtet worden sind. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, die Abgaben-
ordnung schreibt in § 52 vor, daß die Gemeinnüt-
zigkeit einer Vereinigung nur zuerkannt werden 
kann, wenn diese ausschließlich die Allgemeinheit 
materiell, geistig und sittlich fördert, nicht aber 
politisch. Können Sie mir darin zustimmen, daß 
eine Zeitschrift wie diese Afrika-Zeitschrift, in der 
die Bundesrepublik als „politischer Zwerg", in der 
die Außenminister der Westmächte als „Fünferban-
de" gekennzeichnet werden, in der die Entwick-
lungshilfe der Bundesregierung mit den Solidari-
tätsaktionen der Sowjetunion verglichen wird, d. h. 
eine Zeitschrift, die sich massiv politisch äußert, 
den Vorschriften des § 52 Abgabenordnung nicht 
entspricht und bei strenger Handhabung der Abga-
benordnung nicht als gemeinnützig anerkannt wer-
den dürfte? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich kann nur hof-
fen, Herr Kollege Conradi, daß die Mitteilungen, 
die Sie im Deutschen Bundestag machen, dem Fi-
nanzamt zugänglich werden, das über die Gemein

-
nützigkeit befindet. Sie dürfen auch aus meiner 
notwendigerweise zu erfolgenden Berufung auf das 
Steuergeheimnis nicht schließen, daß ich etwa der 
Meinung wäre, es steckte nicht eine gewisse Pro-
blematik in der Gemeinnützigkeit des einen oder 
anderen Vereins. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzf rage.  

Conradi (SPD) : Darf ich Ihnen, Herr Staatssekre-
tär, und der Bundesregierung die mir vorliegenden 
Quellen über den Vorgang zuschicken mit der Bit-
te, im Wege der Dienstaufsicht zu prüfen, ob das 
Finanzamt Bonn den § 52 der Abgabenordnung kor-
rekt angewendet hat? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Die Unterlagen dür-
fen Sie mir selbstverständlich gern zuschicken oder 
auch gleich übergeben. Dafür wäre ich dankbar. 
Wir müßten allerdings bitten, die Dienstaufsicht 
durch das zuständige Ministerium des zuständigen 
Landes ausüben zu lassen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Conradi (SPD) : Auf die zweite meiner Fragen be-
zogen, Herr Staatssekretär: Verstehen Sie mein Be-
fremden darüber, daß das Finanzamt Stuttgart 
(Körperschaften) in einem anstehenden Rechtsstreit 
der Klägerin vorhält, sie verfolge politische Ziel-
setzungen, weil sie sich als „stärker werdende 
Kraft gegen Rassismus und Kulturchauvinismus" 
begreife, und dies zum Anlaß nimmt, dieser Verei-
nigung die Gemeinnützigkeit abzusprechen? Dies be-
fremdet mich mit Blick auf die andere Entschei-
dung des Bonner Finanzamtes, einer eindeutig poli-
tischen Zeitschrift die Gemeinnützigkeit zuzuerken-
nen. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: So, wie sich die 
Sätze anhören, die Sie hier sagen, verstehe ich Ihr 
Befremden. Ich will aber mein endgültiges Urteil 
erst dann fällen, wenn ich sie insgesamt gelesen 
habe. 

Präsident Stücklen: Letzte Zusatzf rage.  

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, zu prüfen, ob angesichts so 
unterschiedlicher Entscheidungen der Finanzämter 
nicht Richtlinien erarbeitet werden müssen, in de-
nen Kriterien dafür aufgestellt werden, ob eine 
Vereinigung als politisch tätig zu betrachten ist 
oder nicht, damit die Finanzämter in dieser Sache 
nicht nach dem Gusto des Finanzamtsvorstandes, 
sondern nach eindeutigen Richtlinien entscheiden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich denke, Herr 
Kollege, ich mache keinen Fehler, wenn ich Ihnen 
zusage, daß ich die Damen und Herren unseres Mi-
nisteriums darum bitte, dieser Anregung nachzuge-
hen. 

(Conradi [SPD]: Ich danke Ihnen!) 
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Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hätten 
Sie es nicht für nötig gehalten, dem Herrn Frage-
steller zu sagen, daß die Finanzamtsvorsteher, die 
ja in unserem Staat aus Beamten bestehen, nicht 
nach ihrem Gusto, sondern nach Richtlinien ent-
scheiden? 

(Conradi [SPD] : Die gibt es eben nicht, 
Herr Kollege! — Kiechle [CDU/CSU] : Die 
gibt es in Ländern, Herr Kollege; das wis

-

sen Sie nur nicht!) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn alles ganz eindeutig wäre, hätte es hier noch 
nie Fragen zu dieser Problematik gegeben. 

(Zustimmung bei der SPD — Kiechle 
[CDU/CSU]: Das war eine Unterstellung!) 

Präsident Stücklen: War das eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kiechle? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Das war eine Be-
schimpfung, Herr Präsident. 

Präsident Stücklen: Bitte schön, eine zweite Zu-
satzfrage. 

KieChle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich hät-
te mir nur gewünscht — und ich frage Sie, ob Sie 
nicht meine Meinung in diesem Fall teilen —, daß 
Sie als Vertreter unserer gemeinsamen Bundesre-
gierung eine solche Unterstellung, die in der Be-
zeichnung des Herrn Conradi lag, wenn schon 
nicht gerügt, so doch zumindest in Frage gestellt 
hätten. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich habe diese Un-
terstellung nicht herausgehört. Aber ich will Ihnen 
— wenn Sie darauf hinaus wollen — und der inter-
essierten Offentlichkeit gerne mitteilen, daß Fi-
nanzbeamte natürlich nicht aus eigener Machtvoll-
kommenheit entscheiden, sondern nach Gepflogen-
heiten. Aber daß da noch einiges abzuklären ist, 
das werden die Finanzbeamten nicht bestreiten und 
Sie, wenn Sie sich näher mit der Materie beschäf-
tigen, auch nicht. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe Frage 29 des Herrn Abgeordneten Kunz 

(Berlin) auf: 
Wie und wann wird die Bundesregierung die Zusage einlösen, 

zur Förderung einer stärkeren Gewerbeansiedlung in Berlin 
vom Haushaltsjahr 1980 an Mittel bereitzustellen, um dem 
Land Berlin eine schrittweise Senkung der Gewerbesteuer zu 
ermöglichen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, über 
die Senkung der Gewerbesteuer in Berlin finden 
zur Zeit Gespräche zwischen dem Bundesminister 
der Finanzen und dem Senator für Finanzen in Ber-
lin statt. Im Augenblick kann noch nicht gesagt 
werden, wann die Gespräche abgeschlossen sein 
werden. Es ist deshalb auch nicht möglich, jetzt 

schon Angaben darüber zu machen, wie das Ergeb-
nis sein wird. . 

Ich kann allerdings auf Grund eines solchen Ge-
sprächs, das ich gestern mit Herrn Senator Rieb-
schläger in Berlin geführt habe, sagen, daß ich 
recht optimistisch bin über den Fortgang und die 
Beendigung der Gespräche. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

 
Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 

können Sie bestätigen, daß der Bundesfinanzmini-
ster prinzipiell nicht bereit ist, die Zusage der Ber-
lin-Kommission einzulösen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen das 
nicht bestätigen. 

Präsident Stücklen: Zusatzf rage.  

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Können Sie bestätigen, 
Herr Staatssekretär, daß erhebliche Differenzen 
zwischen dem Senator für Finanzen in Berlin und 
Ihrem Haus in der Frage der Höhe, in der Frage 
des in Berlin neu zu regelnden Hebesatzes und in 
der Frage der Zuteilung der Mittel für ein be-
treffendes Haushaltsjahr bestehen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Auch das kann ich 
Ihnen nicht bestätigen. Ich habe Ihnen gesagt: Die 
Gespräche sind aufgenommen worden, und das Er-
gebnis der Gespräche liegt noch nicht vor, wird 
aber — so wie ich es einschätze — zu Beginn der 
Haushaltsberatungen in der übernächsten Woche 
dem Bundeskabinett vorliegen, so daß über Diffe-
renzen oder über freundschaftliche Bekundungen 
jetzt nichts gesagt werden kann, sondern etwas 
über das Ergebnis erst dann, wenn die Gespräche 
abgeschlossen sind. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe Frage 30 des Herrn Abgeordneten Kunz 

(Berlin) auf: 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, wonach diese Zu-

sage völlig unabhängig von den jährlichen Verhandlungen über 
die Bundeshilfe gilt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kunz, 
Mittel des Bundes zur Senkung der Gewerbesteuer 
in Berlin müßten in Form einer Erhöhung der Bun-
deshilfe bereitgestellt werden. Denn eine Senkung 
der Gewerbesteuer führt zu Einnahmeausfällen im 
Berliner Landeshaushalt und damit zu einer Ver-
größerung des Fehlbetrages, zu dessen Abdeckung 
das Instrument der Bundeshilfe nach § 16 des Drit-
ten Überleitungsgesetzes vorgesehen ist. Insofern 
kann die Frage der Bereitstellung von Mitteln des 
Bundes zur Senkung der  Gewerbesteuer nicht los-
gelöst von den jährlichen Bundeshilfeverhandlun-
gen gesehen werden. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 
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Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Kann ich Ihrer Ant-
wort entnehmen, Herr Staatssekretär, daß Sie mei-
ne Auffassung teilen, wonach die Zusage der vier 
Parteivorsitzenden, die in der Berlin-Kommission 
gegeben wurde, nicht dazu führen darf, daß an an-
deren Stellen die Bundeshilfe gekürzt wird, son-
dern daß die normale Bundeshilfe in Ansatz zu 
bringen ist, die sich auf Grund der Tatbestände er-
gibt, und die Mittel nach der Zusage der Parteivor-
sitzenden zusätzlich aufzustocken sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kunz, 
der Satz 1 meiner Antwort lautet: 

Mittel des Bundes zur Senkung der Gewer-
besteuer in Berlin müßten in Form einer Er-
höhung der Bundeshilfe bereitgestellt wer-
den. 

Das ist die Antwort. Ich kann Ihnen sagen, daß 
ich mit Herrn Riebschläger gestern auch über die 
Bundeshilfe verhandelt habe. Sie wird nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung auch im Jahr 
1980 weit über den Steigerungsraten des übrigen 
Bundeshaushalts liegen. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir wenigstens sagen, daß eine hohe 
Wahrscheinlichkeit besteht, daß die Zusage bereits 
1980 eingelöst wird? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich will den Ver-
handlungen nicht vorgreifen, weil das unüblich ist; 
denn ich bin nicht alleiniger Verhandlungspartner. 
Ich kann Ihnen nur sagen, daß die vier Parteivorsit-
zenden gesagt hatten, es solle der schrittweise Ab-
bau der Gewerbesteuer im Jahr 1980 unter den be-
reits bekannten Bedingungen ermöglicht werden. Da 
die Bundesregierung weiß und sich in Erinnerung 
ruft, daß hinter dem Votum der Parteivorsitzenden 
der Wille auch des Deutschen Bundestages steht, er-
gibt sich, daß die Chancen, daß das ab 1980 läuft, 
recht groß sind. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Grüner zur Verfügung. 

Die Frage 6 des Herrn Abgeordneten Dr. Steger 
wird schriftlich beantwortet, da der Fragesteller nicht 
im Saal ist. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Hauser 
(Krefeld) wird schriftlich beantwortet, da der Frage-
steller nicht im Saal ist. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jobst auf 

Trifft es zu, daß die Läger der Mineralölgesellschaften mit 
Heizöl und Treibstoffen voll sind, die Gesellschaften aber den 
Händlern und Tankstellen nur gewisse Verkaufsmengen zu-
teilen, und was gedenkt die Bundesregierung ggf. gegen diese 
Praktiken mit der Folge der enormen Preissteigerungen bei 
diesen Produkten zu unternehmen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, der Bundesregierung 
liegen keine Informationen vor, die den Schluß zu-
lassen, daß die Mineralölgesellschaften das Angebot 
von Heizöl und Treibstoffen künstlich knapphalten, 
indem sie bei vollen Tanks Händlern und Tankstel-
len nur gewisse Mengen zuteilen. Dagegen spricht 
auch die amtliche Statistik über die Entwicklung der 
Inlandsbestände, die bei Motoren-Benzin per 
30. April einen geringeren Stand als zum entspre-
chenden Vorjahreszeitpunkt ausweist. Bei Heizöl ist 
der Bestand per 30. April 1979 zwar um ca. 1,5 Mil-
lionen Tonnen höher als zum gleichen Zeitpunkt des 
Vorjahrs. Dabei ist aber zu berücksichtigen, daß die 
in diesen Zahlen enthaltenen Bestände für den Kri-
senfall durch die Neugestaltung der gesetzlichen 
Pflichtbevorratung im Jahre 1979 größer als im Vor-
jahr sind. Der Mineralölwirtschaftsverband hat auf 
Grund einer Erhebung bei seinen Mitgliedern über 
die frei verfügbaren Bestände per 30. April 1979 eine 
sowohl bei Motoren-Benzin als auch bei Mitteldestil-
laten um 0,2 Millionen Tonnen geringere Bestands-
haltung als zum entsprechenden Vorjahreszeitpunkt 
festgestellt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft 
es zu, daß im zweiten Quartal dieses Jahres der Ver-
brauch in der Bundesrepublik an Mineralöl gegen-
über dem gleichen Zeitraum des Vorjahrs zurück-
gegangen ist, die Importe aber in diesem Zeitraum 
über denen des Vorjahres liegen, und welche Folge-
rungen zieht die Bundesregierung daraus und auch 
aus der Feststellung des Präsidenten des Bundes-
kartellamts, der jüngst erklärt hat, es sei noch nie 
so viel 01 über der Erde wie heute gewesen, und 
deshalb glaube er nicht an eine Mengenkrise? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es trifft zu, daß im 
ersten Halbjahr 1979 die Einfuhrzuwachsraten und 
die insgesamt zum Verbrauch zur Verfügung ste-
henden Mengen höher als der Verbrauchszuwachs in 
der Bundesrepublik Deutschland waren. Ich betone, 
daß sich alle meine Aussagen auf die Bundesrepu-
blik Deutschland beziehen; denn nur über, deren 
Versorgungssituation können wir eine Aussage ma-
chen. Die zitierte Äußerung des Präsidenten des Bun-
deskartellamts bezieht sich ersichtlich auf die ganze 
Welt und ist von mir nicht nachprüfbar. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist aus 
der Sicht der Bundesregierung — und auch auf 
Grund der Antwort, die Sie jetzt gegeben haben — 
bei der Mineralölversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland in erster Linie mit einem Mengenpro-
blem oder mit einem Preisproblem zu rechnen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir haben immer 
wieder deutlich gemacht, daß wir bisher auf Grund 
der Versorgungssituation, die ich eben beschrieben 
habe, keinen Anlaß haben, von einem Mengenpro- 
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Parl. Staatssekretär Grüner 
blem zu sprechen. Aber es ist klar, daß die Preis-
problematik auf dem Rotterdamer Markt vor dem 
Hintergrund zu sehen ist, daß Ölförderländer ein-
mal ihre Produktion zurückgenommen haben — 
Stichwort: Iran —, zum anderen darauf hinweisen, 
daß sie 01 als strategische Waffe einsetzen. Vor dem 
Hintergrund dieser Tatbestände besteht weltweit 
eine Besorgnis hinsichtlich der Menge, die entspre-
chende Auswirkungen auf die Preise hat. Es ist dar-
über hinaus auch nicht auszuschließen — und dar-
auf hat der Bundeswirtschaftsminister immer wieder 
hingewiesen —, daß, wenn die Ölförderländer ihre 
Produktion tatsächlich verstärkt zurücknähmen, 
auch Mengenprobleme in der Zukunft auftreten 
könnten, die bisher bei uns nicht aufgetreten sind. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abgeord-
neter Glos. 

Glos (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gibt es re-
gional begrenzte Energieversorgungsprobleme, und 
können Sie vor allen Dingen bestätigen, daß das 
Zonenrandgebiet weiterhin zu Preisen versorgt wer-
den kann, die denen in anderen Gebieten der Bun-
desrepublik gleichwertig sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Versorgungslage 
der einzelnen Gesellschaften ist unterschiedlich. Das 
ist richtig. Dadurch sind auch im Einzelfall regionale 
und örtliche Probleme aufgetreten. Soweit bisher 
Probleme bei Verbrauchern aufgetreten sind, konn-
ten sie jeweils in Zusammenarbeit mit dem Mineral-
ölwirtschaftsverband kurzfristig und unbürokratisch 
gelöst werden, soweit es sich um Mengenprobleme 
gehandelt hat. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie an-
gesichts der dargelegten Versorgungslage die Preis-
steigerungen für Heizöl nicht für überhöht, und ge-
denkt die Bundesregierung unter Umständen etwas 
gegen diese exorbitanten Preiserhöhungen bei Heiz-
öl zu unternehmen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ange-
sichts der Tatsache, daß 40 % unseres Heizölbedarfs 
aus Importen abgedeckt werden, die bekanntlich zu 
hohen Preisen auf dem freien Markt gekauft werden 
müssen, ist die Mischkalkulation, die den Heizölpreis 
bei uns bestimmt hat, jedenfalls nicht a priori als 
überhöht anzusehen. Trotzdem bleiben Fragen offen, 
weil sich eine vergleichbare Preissteigerung bei Ben-
zin bisher nicht ergeben hat. Das ist eine Frage, die 
wir in Zusamenarbeit mit den Mineralölkonzernen 
zu klären versuchen. 

Wir müssen aber sehr deutlich sagen, daß unsere 
Eingriffsmöglichkeiten auf die Grenzen der Bundes-
republik Deutschland beschränkt sind. Hier ver-
fügen wir über Transparenz. Wir sind nach wie vor 
daran interessiert — von unserer Abhängigkeit vom 
Rotterdamer Markt her —, daß die nötigen zusätz-
lichen Importmengen hierherkommen. Das setzt vor

-

aus, daß die im Augenblick dort geforderten Preise 
von den einführenden Unternehmen auch gezahlt 
werden — und damit natürlich den Verbraucher be-
lasten. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Cronenberg. 

Cronenberg (FDP) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung gewillt, diese Probleme mit markt-
wirtschaftlichen Methoden und einer Förderung des 
Mengenangebotes zu lösen, oder beabsichtigt die 
Bundesregierung dirigistische Eingriffe in den 
Markt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir beabsichtigen 
keine dirigistischen Eingriffe in den Markt. Ich wei-
se allerdings darauf hin, daß wir von zahlreichen 
Ländern der westlichen Welt in der Internationalen 
Energieagentur oder bei anderen Gelegenheiten zu 
solchen Eingriffen gedrängt werden. Die Versor-
gungsstruktur dieser Länder sieht aber in der Regel 
anders aus als unsere, weil jene ihre Versorgung in 
erster Linie auf Rohöleinfuhren ausrichten konnten 
und nicht von Produkteneinfuhren in dem Maße ab-
hängig sind wie die Bundesrepublik Deutschland. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, die von Ih-
nen angesprochene Transparenz — auf Grund der 
Meldepflicht — besteht nur im Mengenbereich. Dar-
an möchte ich die Frage anschließen, ob die Bundes-
regierung — wie es einzelne Minister getan haben 
— weiterhin darauf drängen wird, daß die Mineral-
ölkonzerne in der Bundesrepublik auch ihre Preis-
kalkulation gegenüber der Öffentlichkeit offenlegen, 
damit die hier in den Fragen zugrunde gelegte Un-
terstellung, daß künstliche Preistreiberei begangen 
wird, öffentlich geklärt werden kann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundeswirtschaftsminister hat „gläserne Taschen" 
der Mineralölkonzerne in dieser Situation gefordert. 
Diese Haltung wird beibehalten. Wir sind durch die 
Verpflichtung der Mineralölkonzerne uns gegen-
über, auch in der Preisfrage Rechenschaft abzulegen, 
durchaus in der Lage, Einblick in die Situation der 
einzelnen Konzerne zu nehmen. Wir sind aber nicht 
berechtigt, derartige Zahlen der Offentlichkeit be-
kanntzugeben, wenn sie von den Mineralölkonzer-
nen nicht in ihrem wohlverstandenen eigenen Inter-
esse veröffentlicht werden. Ich füge hinzu, daß diese 
Zahlen sich auf das Verhalten der Konzerne nur in-
nerhalb der Grenzen der Bundesrepublik Deutsch-
land beziehen, so daß wir keine Aussagen über et-
waige Gewinne machen können, die außerhalb un-
serer Grenzen anfallen. 

(Abg. Dr. Jens [SPD] meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage) 
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Präsident Stücklen: Tut mir leid, Herr Abgeord-
neter Jens. 

Ich rufe die Frage 27 — Abgeordneter Menzel — 
auf : 

Hat die Bundesregierung überprüft, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang die vorhandene installierte Kraftwerkskapa-
zität erhöht werden muß, um die Stromversorgung auch dann 
sicherzustellen, wenn Haushalte in großem Umfang durch nicht

-

unterbrechbare Wärmepumpenheizungen versorgt werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
sieht in der Wärmepumpentechnologie einen wich-
tigen Ansatz, um im Bereich der Gebäudeheizung 
Energie einzusparen und vor allem Ö1 zu verdrän-
gen. Sie hat deshalb Vorschläge zur tariflichen Be-
handlung der Wärmepumpen vorgelegt, die die Ein-
führung dieser Technologie — unabhängig von den 
möglichen Anwendungsvarianten — erleichtern sol-
len. 

Der Betrieb von Wärmepumpen würde nur dann 
zusätzliche Kraftwerkskapazität erfordern, wenn in 
größerem Umfang neben der heute favorisierten 
bivalenten Wärmepumpe die zeitlich nicht unter-
brechbare, d. h. ganzjährig laufende Wärmepumpe 
zum Einsatz käme. Diese Wärmepumpenbauart dürf-
te aber nur einen begrenzten Abnehmerkreis finden, 
da die technischen Randbedingungen, z. B. schlechte 
Ausbeute im Winterbetrieb mit der Wärmequelle 
Luft, die Wirtschaftlichkeit gegenüber anderen An-
wendungsvarianten wesentlich verschlechtern. 

Die Bundesregierung geht daher davon aus, daß 
durch den Einsatz von Wärmepumpen in den näch-
sten Jahren keine nennenswerte zusätzliche Kraft-
werkskapazität erforderlich wird und damit auch die 
Sicherheit der Stromversorgung nicht in Frage ge-
stellt ist. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Menzel (SPD) : Herr Staatssekretär, teilt die Bun-
desregierung die Auffassung, daß die monovalente 
Wärmepumpe dann, wenn für sie nur der Leistungs-
preis gezahlt zu werden braucht, gegenüber der bi-
valenten Pumpe, die in der Anschaffung erheblich 
teurer ist, einen solchen wirtschaftlichen Vorteil 
bringt, daß ein Boom in diesem Bereich zu erwarten 
ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann zu dieser 
Frage im Augenblick keine Aussage machen, weil 
sie einen Blick in künftige Entwicklungen erfordert, 
der im Augenblick nicht möglich ist. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe Frage 28 — Herr Abgeordneter Menzel — 
auf: 

Welche Auswirkungen hätte die Notwendigkeit, wegen des 
Einsatzes großer Mengen nichtunterbrechbarer Wärmepumpen 
in großem Umfang Kraftwerkskapazität vorzuhalten, um die Ver-
sorgung jederzeit sicherzustellen, auf den Strompreis? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
geht, wie gesagt, davon aus, daß die nichtunter

-
brechbare Wärmepumpe nur ein begrenztes Einsatz-
potential hat und daß diese Technologie daher mit-
telfristig keine zusätzliche Kraftwerkskapazität er-
fordert. Es ist daher für die überschaubare Zukunft 
nicht damit zu rechnen, daß die nichtunterbrechbare 
Wärmepumpe Auswirkungen auf den Strompreis 
hat. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Die Frage 31 des Herrn Abgeordneten Jenninger 

wird auf Wunsch des Fragestellers zurückgezogen. 

Die Frage 67 wird auf Wunsch des Fragestellers 
— des Abgeordneten Würtz — schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Fragen 51 und 52 auf. — Herr Ab-
geordneter Dr. Emmerlich ist nicht im Saal; die Fra-
gen werden schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Buschfort zur Verfügung. 

Die Fragen 19 und 20 werden auf Wunsch der Fra-
gestellerin — der Abgeordneten Frau Matthäus-
Maier — schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Fragen 32 und 33 auf. — Herr Abge-
ordneter Milz ist nicht im Saal. Auch diese Fragen 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 34 — des Herrn Abgeordneten 
Müller (Berlin) — auf. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, 
darf ich die Fragen 34 und 35 wegen des Zusam-
menhangs gemeinsam beantworten? 

Präsident Stücklen: Ich bin einverstanden. Da 
muß aber der Fragesteller sein Einverständnis er-
klären. — Er ist einverstanden. 

Dann rufe ich die Fragen 34 und 35 gemeinsam 
auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Ausgaben der 
sozialen Krankenkassen je Mitglied gegenüber dem Jahr 1977, 
trotz Krankenversicherungskostendämpfungsgesetz, wieder — 
zum Teil sogar sprunghaft — ansteigen, und wenn ja, wie lauten 
die Vergleichszahlen? 

Auf welche Ursachen führt die Bundesregierung gegebenen-
falls diese Kostensteigerungen nach ihren Erkenntnissen zu-
rück? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, die Meldungen über die finanzielle Entwicklung 
der gesetzlichen Krankenversicherung im Rech-
nungsjahr 1978 weisen aus, daß die Leistungsaus-
gaben je Mitglied gegenüber dem Jahr 1977 um 5,7 
v. H. gestiegen sind. Dies bedeutet, daß die Lei-
stungsausgaben die Grundlöhne, die um rund 5 v. H. 
zugenommen haben, nur geringfügig überstiegen 
haben. Deutlich über dem durchschnittlichen Wert 
von 5,7 01e liegen insbesondere die Ausgaben für 
zahnärztliche Behandlung, für Arzneimittel sowie 
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für Heil- und Hilfsmittel. Außerdem ist festzustellen, 
daß die Ausgaben im zweiten Halbjahr 1978 stärker 
gestiegen sind als im ersten Halbjahr 1978. 

Für das erste Quartal 1979 liegen die vollständi-
gen Ergebnisse der Schnellmeldungen der Kranken-
kassen noch nicht vor. Nach den bisher vorliegen-
den Zahlen liegt die Ausgabenentwicklung im ersten 
Quartal 1979 gegenüber dem ersten Quartal 1978 
bei den Heil- und Hilfsmitteln mit plus 12 %, bei 
den Arzneimitteln mit plus 8 bis 9 % und beim 
Zahnersatz mit plus 10 bis 11 % deutlich über der 
Entwicklung der Grundlohnsumme. Die übrigen 
Ausgabenpositionen bewegen sich im Rahmen der 
Veränderung der Grundlohnsumme. Bei diesen 
Werten ist allerdings zu berücksichtigen, daß es 
sich um vorläufige Schätzwerte handelt. Sie dürften 
jedoch den Trend in etwa wiedergeben. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
kann man nicht aus der Tatsache, daß auch die 
privaten Krankenversicherungen im Berichtsjahr 
1978 10 °/o mehr für ihre Leistungen aufbringen 
mußten und auch die Ausgaben — wie sie richtig 
hier zitiert haben — der Ortskrankenkassen im er-
sten Quartal 1979 mit 7,8 % um 2,3 % höher als der 
Beitragszuwachs lagen, schließen, daß eine neue 
Kostenwelle auf dem gesamten Gebiet der Kranken-
versicherung auf uns zukommt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, zunächst einmal muß festgehalten werden, daß 
es im Jahre 1978 nicht zu einer Beitragssteigerung 
und damit auch nicht zu einer Kostenwelle für die 
Beitragszahler gekommen ist. Ich will nicht aus-
schließen — und sagte es ja bereits —, daß die vor-
läufigen Schätzungen uns Veranlassung geben, dafür 
zu sorgen, daß nun die Beteiligten, d. h. die Ver-
bände und die Selbstverwaltungsorgane sich zu-
sammensetzen, um zu überlegen, wie es im Jahre 
1979 weitergehen soll. Ich bin jedenfalls der Auffas-
sung, daß diesbezügliche Gespräche notwendig sind. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung die Auffassung des Sozial-
ministers von Nordrhein-Westfalen, Professor Farth-
mann, wonach der Kostendämpfungseffekt jetzt ver-
pufft sei, viele Ärzte zu schnell und teilweise sogar 
leichtfertig Arzneimittel verschreiben und die Ärzte, 
weil den Bürgern erhebliche Anhebungen der Kran-
kenkassenbeiträge einfach nicht mehr zugemutet 
werden könnten, entsprechend dem Kostendämp-
fungsgesetz mit Einnahmeneinbußen rechnen müß-
ten, wenn keine Änderungen eintreten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, ich will die aufgeworfene Frage nicht aus medi-
zinischer Sicht beantworten; das müssen zunächst 
die Ärzte tun. Herr Minister Farthmann hat aber 
zweifellos das zum Ausdruck gebracht, worauf auch 
Ihre Frage abzielt, nämlich daß der Kostenanstieg  

zu Beginn des Jahres 1979 wieder sehr stark ist und 
daß die Beteiligten dafür sorgen müssen, daß hier 
Regulierungen vorgenommen werden. Ich bin mit 
Ihnen der Auffassung, daß Beitragssteigerungen, 
wie wir sie aus der Vergangenheit kennen, zukünf-
tig nicht mehr vertreten werden können. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Wie beurteilt die Bun-
desregierung den Vorschlag des Bonner Instituts 
Finanzen und Steuern, für ambulante Behandlung 
und Arzneimittel — gerade bei den letzteren sind ja 
erhebliche Kostensteigerungen zu verzeichnen — 
eine Kostenbeteiligung in Form einer kombinierten 
Prozentsatz- und Höchstbetragsregelung als Mittel 
der Beitragsstabilisierung einzuführen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, Sie kennen meinen. Standpunkt allzugut, aber 
Sie wollen meine Antwort sicherlich noch einmal 
schriftlich als Ergebnis dieser Fragestunde haben. 
Ich halte von dem Vorschlag überhaupt nichts, zu-
mal alle Versicherten zur Zeit die notwendigen Auf-
wendungen im wesentlichen durch Beiträge bezah-
len. Was soll es, wenn man zum einen die Beiträge 
zahlt und zum anderen darüber hinaus auch noch 
am Risiko beteiligt wird? Ich halte nichts davon. 

Präsident Stücklen: Herr Horstmeier, bitte schön. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie sich vorstellen, daß durch eine prozentuale 
Kostenbeteiligung — anstatt der nach dem Kosten-
dämpfungsgesetz zu entrichtenden 1 DM pro Medi-
kament — das Kostenbewußtsein der Versicherten 
geweckt bzw. gefördert werden kann? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, ich glaube nicht daran; denn diese 
Mark wird nur fällig, wenn ein Arzt Medikamente 
verschrieben hat; es muß wohl im Ermessen des 
Arztes liegen, zu entscheiden, ob die Verschreibung 
notwendig ist oder nicht. Wir hatten früher eine 
andere Regelung. Wir haben jetzt die Regelung 
mit der einen D-Mark pro Medikament. Ich glaube 
nicht daran, daß eine andere Regelung — zum Bei-
spiel die prozentuale Beteiligung — hier zu ande-
ren Ergebnissen führen würde. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, können die wirklich erheblichen Steige-
rungen im ersten Quartal 1979 auch mit anderen 
Faktoren zusammenhängen, wie zum Beispiel einem 
niedrigen Ausgangslevel durch die Schockwirkung 
des Kostendämpfungsgesetzes im ersten Quartal 
1978, oder dem wesentlich härteren Winter, der 
eine erhöhte Morbidität zur Folge gehabt haben 
kann? 
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Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Becker, weil die Gesamtfaktoren nicht bekannt 
sind, habe ich vorhin auch gesagt: dies muß noch 
diskutiert werden, und es handelt sich noch um 
vorläufige Angaben. Ich bin sicher, daß mehrere 
Momente eine besondere Rolle gespielt haben; 
sicherlich der Winter, sicherlich die Vergleichs-
werte aus dem vorigen Jahr; aber möglicherweise 
auch ein Nachlassen der Anstrengungen aller Be-
teiligten, der Ärzte, der Versicherten selber, viel-
leicht auch der Selbstverwaltungsorgane. Hier müs-
sen wir Wert darauf legen, daß wieder der Grund-
satz eingehalten wird, daß eine Krankenkasse nicht 
mehr ausgeben darf und kann als sie einnimmt, 
wenn wir Beitragsstabilität durchhalten wollen. 

Präsident Stücklen: Herr Müller, Sie bekommen 
die letzte Zusatzfrage. Ich gebe aber Herrn Becker 
noch die zweite Zusatzfrage. Bitte schön! 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, zu den Steigerungen des Jahres 1978 ge-
genüber 1977, bei denen hauptsächlich Arzneimit-
tel und der Zahnersatz in besonderem Maße her-
ausgeraten sind: Liegen unter Umständen die Ur-
sachen für gewisse Steigerungsraten bei den Her-
stellern von Zahnersatz oder bei den Herstellern 
von Arzneimitteln? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Becker, ich bin im Augenblick zuwenig fachkundig, 
um hier eine Antwort geben zu können. Ich werde 
dies überprüfen lassen und Ihnen dann eine schrift-
liche  Antwort geben. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Müller 
(Berlin), bitte! 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
kann man also davon ausgehen, daß trotz der zu be-
obachtenden Kostensteigerungen auf einigen Gebie-
ten auch 1980 keine generellen Beitragssteigerungen 
zu erwarten sind, zumal — das darf ich hier einmal 
erwähnen — auf Grund einer vorgesehenen Ände-
rung des § 364 RVO die Krankenkasse nicht mehr 
ein Rücklagesoll von mindestens zwei Monatsausga-
ben  nach dem Durchschnitt der letzten drei Jahre 
haben muß, sondern nach § 365 RVO vorgesehen ist, 
daß nur noch eine Rücklage für mindestens eine 
halbe und höchstens eine einfache Monatsausgabe 
gebildet werden soll und damit aus der Rücklage 
zunächst die Kostensteigerung abgedeckt wird? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, es wird mehrere Betrachtungsweisen geben müs-
sen, die dazu beitragen, daß ein Beitragsanstieg nicht 
oder nicht so schnell vonstatten geht. Die guten Er-
gebnisse aus 1977/78 haben bei vielen Kassen zu 
Beitragssenkungen geführt. Andere Kassen haben 
Rücklagen gebildet und sind deshalb jetzt in der 
glücklichen Situation, Preissteigerungen länger ver-
kraften zu können. Krankenkassen, die zu spät eine 
Beitragsregulierung vorgenommen haben, werden 
möglicherweise jetzt und auch zukünftig Veranlas

-
sung haben, Beitragserhöhungen durchzusetzen. Die 
Änderung der Rücklagenregelung wird dazu beitra-
gen, daß die Kassen finanziell von der Liquidität her 
besser ausgestattet sind und daß insgesamt auch für 
1979 davon auszugehen ist, daß eine Beitragsstabili-
tät erreicht werden kann. Was im Jahre 1980 ge-
schieht, kann ich Ihnen leider heute noch nicht sa-
gen; denn Hellseher bin auch ich nicht. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Schönen Dank!) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe auf die Frage 36 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Unland: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die Verlagerung 
der Zuständigkeit für die Anerkennung als Schwerbehinderte von 
den Kommunalbehörden auf die Träger der Versorgungsverwal-
tung (§ 3 Schwerbehindertengesetz) Bearbeitungszeiten von min-
destens einem halben Jahr bis zu einem Jahr und mehr ent-
standen sind, und welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
daraus? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Unland, durch das 8. Gesetz über die Anpassung der 
Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes sind mit 
Wirkung vom 20. Juni 1976 auch die Vorschriften 
des Schwerbehindertengesetzes geändert worden, 
die die Feststellung und den Nachweis der Schwer-
behinderteneigenschaft und sonstiger gesundheitli-
cher Merkmale betreffen. 

Im Interesse der Schwerbehinderten und aus Grün-
den der Verwaltungsvereinfachung ist die Zuständig-
keit für die Aufstellung und Verlängerung der Aus-
weise den Versorgungsämtern, also den Stellen 
übertragen worden, die auch die erforderlichen Fest-
stellungen treffen. 

Diese Zuständigkeitsregelung hat sich bewährt und 
ist nicht ursächlich für die längeren Bearbeitungszei-
ten für Anträge auf Feststellung der Schwerbehin-
derteneigenschaft. Wenn in einigen Bereichen bei 
den Versorgungsämtern noch immer unerfreulich 
lange Bearbeitungszeiten zu beobachten sind, so ist 
dies die Konsequenz einer höheren Arbeitsbela-
stung. Diese ergibt sich aus der Ausdehnung des 
geschützten Personenkreises auf alle Schwerbehin-
derten ohne Rücksicht auf Art und Ursache der Be-
hinderung durch das Schwerbehindertengesetz. 

Wären die örtlichen Fürsorgestellen für die Aus-
stellung und Verlängerung der Ausweise zuständig 
geblieben, so wären die Probleme, die jetzt von den 
Versorgungsämtern gelöst werden müssen, in glei-
cher Weise bei diesen Stellen aufgetreten. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Unland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten 
Sie es für zumutbar, daß ein Berechtigter auf die 
Erfüllung seines Rechtsanspruchs heute mindestens 
ein halbes Jahr, in der Regel ein Jahr und in sehr 
vielen Fällen zwei Jahre warten muß? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Zahlen, die Sie anführen, stimmen nicht. Die durch-
schnittliche Wartezeit ist beachtlich kürzer. 

Es liegt in aller Regel nicht daran, daß die zustän-
digen Versorgungsämter nicht schnell genug arbei- 
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ten, sondern daß z. B. die medizinischen Dienste und 
die Gutachter, die mit beteiligt sind, ihre Gutachten 
manchmal recht zögerlich abgeben. 

Außerdem müssen wir bei dieser Frage unter-
streichen, daß wir es jetzt mit einem ganz anderen 
Personenkreis zu tun haben. 

Ich habe auch immer wieder zum Ausdruck ge-
bracht — und die Versorgungsämter sind stets dar-
auf eingegangen —: Wenn es sich um dringende 
Fälle handelte, z. B. im Zusammenhang mit Kündi-
gungsschutzprozessen oder im Zusammenhang mit 
Steuererklärungen, waren die Versorgungsämter 
immer bereit, um Schaden abzuwenden, solche An-
liegen schneller und unbürokratisch zu regeln. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Unland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie nicht die Besorgnis von Behinderten, die in die-
ser langen Bearbeitungszeit im Grunde eine Rechts-
verweigerung sehen, und glauben Sie nicht, wenn 
der Fehler bei den ärztlichen Diensten liegt, daß 
dann geeignete Schritte unternommen werden müs-
sen, um diese ärztlich notwendigen Feststellungen zu 
beschleunigen, damit diese ganzen Anerkennungs-
verfahren jedenfalls in einem zumutbaren Zeitraum 
abgewickelt werden können, wie es ja offensichtlich 
früher möglich gewesen ist? Die Behinderten haben 
kein Verständnis dafür, daß durch eine bürokrati-
sche Veränderung der Zuständigkeitsregelung die 
Erfüllung ihrer materiellen Ansprüche unzumutbar 
verzögert wird. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Unland, ich darf noch einmal sagen, das Problem ist 
nicht die Veränderung der Zuständigkeitsregelung, 
sondern das Problem besteht darin, daß ein wesent-
lich größerer Personenkreis jetzt gesetzlich erfaßt 
wird. 

Daß die Untersuchungen zum Teil sehr langwierig 
sind, wird auch nicht bestritten, und daß es Warte-
zeiten gibt, die unangenehm sind, das wird auch 
nicht bestritten. 

Nun, ich muß hinzufügen, Herr Dr. Unland, hier 
gibt es kaum Unterschiede von Schleswig-Holstein 
bis Bayern. Zuständig für die Durchführung und 
auch für die verwaltungsmäßige Abwicklung im me-
dizinischen Bereich ist ja nicht der Bund, sondern 
sind die Länder. Dann müßten diese Fragen an die 
jeweiligen Landesregierungen gestellt werden, da-
mit diese die Versorgungsämter so ausstatten, daß 
eine schnellere Abwicklung möglich ist. Dies ist aber 
keine Frage an die Bundesregierung, sondern an die 
jeweiligen Landesregierungen, die dieses Gesetz ab-
zuwickeln haben. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, da abzusehen ist und war, daß durch die 
Zuständigkeitsveränderung sich hier ein Mehranfall 
an Arbeit ergeben wird: Wann rechnen Sie damit, 

daß wieder annähernd normale Verhältnisse in die-
sem Bereich eintreten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Becker, ich weiß, daß die Versorgungsämter große 
Anstrengungen unternommen haben und daß die 
Bearbeitungszeiten erheblich zurückgegangen sind. 
Ich weiß auch, daß in beachtlichem Umfange perso-
nelle Veränderungen herbeigeführt worden sind, 
so daß heute schon eine reibungslosere Abwicklung 
stattfinden kann. Hinzu kommt, daß natürlich der 
große Stau, der durch die neue Gesetzgebung einge-
treten ist, jetzt zügig abgebaut werden kann. Die 
letzten Zahlen lassen eigentlich schon jetzt den 
Schluß zu, daß die Bearbeitungszeiten noch in diesem 
Jahr zurückgehen werden. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe auf die Frage 37 des Herrn Abgeordneten 
Horstmeier: 

Gibt es bei der Erfassung der Ausbildungs- und Beschäfti-
gungssituation von Jugendlichen erhebliche Dunkelziffern — wie 
die Presse meldete —, und wenn ja, wie groß sind schätzungs-
weise diese Zahlen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, auch bei Ihnen würde ich gern die bei-
den Fragen im Zusammenhang beantworten, wenn 
Sie einverstanden sind. 

(Horstmeier [CDU/CSU] : Gut!) 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich auch die Frage 
38 des Herrn Abgeordneten Horstmeier auf: 

Gibt es Tendenzen in ländlichen Räumen, daß fachlich qua-
lifizierte Jugendliche in Ballungsräume abwandern müssen, um 
eine angemessene Beschäftigung zu finden, und wie beurteilt 
die Bundesregierung gegebenenfalls diese Tendenzen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, im Rahmen der von der Bundesan-
stalt für Arbeit monatlich durchgeführten Statistik 
der Berufsberatung werden sowohl die zur Vermitt-
lung gemeldeten Berufsausbildungsstellen als auch 
die Bewerber für Berufsausbildungsstellen gezählt. 
Da die Bewerbung um Ausbildungsstellen bei der 
Bundesanstalt freiwillig ist, kann nicht ausgeschlos-
sen werden, daß eine gewisse Zahl von Jugend-
lichen statistisch nicht erfaßt wird. Es handelt sich 
dabei z. B. um Jugendliche, die entweder nicht an 
der Vermittlung einer Ausbildungsstelle interessiert 
sind oder aber von vornherein auf eine Ausbil-
dungsstelle auf Grund ihrer schulischen Vorbildung 
verzichten. Da die Jugendlichen durch die Berufs-
beratung der Arbeitsämter unter anderem auch 
über die Bedeutung einer Berufsausbildung für das 
spätere Berufsleben sowie über die Vermittlungs-
tätigkeit der Arbeitsämter eingehend informiert 
werden, kann nicht davon ausgegangen werden, 
daß es eine erhebliche Dunkelziffer bei den arbeits-
losen Jugendlichen gibt. 

Der deutlichen Ausweitung des Bildungsange-
bots insbesondere auch im Bereich des dualen Sy-
stems ist es zu verdanken, daß die geburtenstarken 
Jahrgänge bisher insgesamt beruflich versorgt wer-
den konnten. Die Betriebe der Wirtschaft haben da-
bei zum Teil über ihren eigenen Bedarf hinaus Aus- 
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bildungskapazitäten zur Verfügung gestellt. Jugend-
liche mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung 
finden auch in ländlichen Räumen einen Arbeits-
platz, auch wenn der Ausbildungsbetrieb nicht in 
der Lage ist, ihnen einen ihrer Ausbildung ange-
messenen Arbeitsplatz anzubieten. Sie erhalten in 
der Regel sogar ohne Wohnortwechsel und gegebe-
nenfalls nach einer gewissen Zeit der Sucharbeits-
losigkeit einen Arbeitsplatz, auf dem sie die erwor-
bene Qualifikation als Fachkraft verwerten können. 
Eine allgemeine Tendenz der Abwanderung von 
ausgebildeten Jugendlichen aus ländlichen Regio-
nen in Ballungsgebiete ist bisher nicht festzustel-
len. Sie wird auch von der Bundesregierung auf 
dem Hintergrund einer deutlich verbesserten und 
alle Wirtschaftszweige erfassenden konjunkturellen 
Entwicklung, die durch einen steigenden Bedarf an 
Fachkräften gekennzeichnet ist, nicht erwartet. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gibt 
es keine Umfragen oder Schätzungen, die aussagen, 
inwieweit junge Menschen auf eigene Faust ver-
suchen, sich einen Arbeitsplatz oder Ausbildungs-
platz zu besorgen, weil sie meinen, daß sie dadurch 
mehr Chancen haben, oder weil sie eine amtliche 
Erfassung scheuen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, es gibt eine große Zahl von Jugend-
lichen und von Eltern, die sich unabhängig vom Ar-
beitsamt bemühen, einen entsprechenden Ausbil-
dungs- bzw. Arbeitsplatz zu finden. Ich habe mir 
einmal sagen lassen, daß durch die Arbeitsverwal-
tung 25 % und durch eigene Initiative 75 % der-
jenigen, die einen Arbeitsplatz suchen, vermittelt 
werden. Schon daran mag man erkennen, daß sich 
so insbesondere bei den Arbeitsuchenden ein er-
heblicher Anteil ergibt. Ob die von mir genannte 
Zahl vollinhaltlich für diejenigen zutrifft, die einen 
Ausbildungsplatz suchen, kann ich so genau nicht 
sagen. Aber die Zahl derjenigen, die sich durch 
Eigeninitiative helfen, ist groß. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Können Sie sagen, wie die 
Situation bei den Mädchen aussieht? Gibt es da 
nicht einen Teil, der sich in den elterlichen Haus-
halt zurückzieht, weil eben kein Arbeitsplatz oder 
Ausbildungsplatz vorhanden ist? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, wir wissen, daß die Palette des Ange-
bots für Mädchen zu klein ist. Deshalb werden in 
vielen Bereichen zur Zeit von der Bundesregierung 
sogenannte Modellversuche gefördert. Wir hoffen, 
daß damit das Angebot für Mädchen größer wird, 
und es mehr Mädchen gelingt, einen angemessenen 
Ausbildungsplatz zu finden. Zweitens wissen wir, 
daß es auch solche Fälle gibt, daß das Mädchen zu 
Hause bleibt oder daß der Schulbesuch verlängert 
wird. Auch hier ist die entsprechende Zahl nicht 
genau bekannt. Sie dürfte jedoch beachtlich sein. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
Sie die Arbeits- und Ausbildungsplatzsituation gün-
stig dargestellt haben, frage ich: Glauben Sie, daß 
das bisherige Instrumentarium der Bildungs-, Wirt-
schafts- und Sozialpolitik ausreicht, auch für die Ju-
gendlichen in ländlichen Räumen höhere fachliche 
Qualifikationen zu ermöglichen und sie dann auch 
in diesen Räumen zu behalten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, ich sehe in Ihrer Frage zwei Bereiche. 

Erster Bereich: Es stimmt, daß die derzeitige Pro-
zentzahl der arbeitslosen Jugendlichen relativ gün-
stig ist. Die Gesamtdurchschnittszahl für alle Ar-
beitslosen beträgt 3,4 %, die für Jugendliche unter 
20 Jahren 2,6 %. Das heißt, daß wir bei den Jugend-
lichen von der Prozentzahl her nicht mehr so große 
Probleme haben. 

Zweitens ist natürlich festzustellen, daß nicht in 
allen wünschenswerten Berufen in allen Regionen 
eine entsprechende Verwendung möglich ist. 

Ich darf das an einem Beispiel deutlich machen: 
Ich lernte kürzlich einen arbeitslosen Atomphysiker 
kennen. Ich kann nicht mit der Begründung „Arbeits-
losigkeit" ein Atomkraftwerk in jede Region verle-
gen. Ich will damit nur sagen, daß spezielle Berufs-
schwierigkeiten in einer Region anzutreffen sind, 
wenn eine Monostruktur vorhanden ist. Hier müs-
sen die Instrumente der Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik dazu beitragen, einen Ausgleich herbei-
zuführen. Aber das wird nur schrittweise möglich 
sein. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Unland 
zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Unland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn 
ich Sie eben richtig verstanden habe, daß Sie keine 
allgemeinen Tendenzen sehen, daß qualifizierte Ju-
gendliche aus ländlichen Räumen in Ballungsgebiete 
abwandern müssen, dann möchte ich Sie fragen, 
worauf Sie diese Meinung stützen. Haben Sie kon-
krete Daten, die Sie zum Beleg dieser Auffassung 
heranziehen können? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Unland, es gibt darüber, in welchem Umfang aus-
gebildete Personen im Anschluß an die Ausbildung 
in entsprechende Berufe vermittelt werden können, 
Daten. Diese Daten sprechen dafür, daß in aller Re-
gel eine Unterbringung in der eigenen Region mög-
lich ist. 

Zweites Indiz dafür ist, daß wir für die Förderung 
der Mobilität in der Vergangenheit nur geringe Auf-
wendungen zu tätigen hatten, so daß die Mobilitäts-
beihilfe, die wir einmal gewährten, keine besondere 
Größe erreicht hat. Auch daraus läßt sich schließen, 
daß hier eine Vermittlung in der eigenen Region in 
aller Regel möglich ist. Das schließt aber nicht aus — 
das habe ich vorhin dem Herrn Kollegen Horstmeier 
gesagt —, daß spezielle Fachberufe, spezielle Stu- 
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diengänge in der monostrukturierten Region oft nicht 
vermittelbar sind. Dafür tritt dann die überregionale 
Vermittlung ein. Diese Arbeitnehmer mit besonde-
ren Berufen müssen dann auch in anderen Bereichen 
ihren Arbeitsplatz suchen. 

Präsident Stücklen: Eine zweite Zusatzfrage. 

Dr. Unland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
mir beispielsweise von einer anderen Stelle der 
Bundesregierung — vom Bundesministerium für 
Wirtschaft — erklärt wurde, hierüber gebe es keine 
konkreten Daten, frage ich: Könnten Sie mir die 
Ihnen vorliegenden Daten vielleicht zugänglich ma-
chen, und wären Sie eventuell bereit, im Zusammen-
hang mit anderen Stellen der Bundesregierung ein-
mal eine empirische Untersuchung über diese Pro-
blematik der Bildungsinvestitionen mit ihren Aus-
wirkungen auf die Regionalpolitik erstellen zu las-
sen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Unland, ich werde einmal das zusammenstellen 
lassen, was bereits vorliegt. Ich bin sicher, daß da 
schon Ergebnisse vorliegen. Darüber hinaus möchte 
ich hinzufügen, daß auch eine Kosten-Nutzen-Analy-
se z. B. über den Gesamtbereich der beruflichen Re-
habilitation in Auftrag gegeben worden ist. Ich kann 
über den Sachstand dieses Forschungsvorhabens jetzt 
keine Aussage machen. Aber ich lasse einmal alles 
zusammenstellen und Ihnen das, was uns zur Ver-
fügung steht, zustellen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte, Herr 
Abgeordneter Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie ermittelt die Statistik die neu eingegangenen 
Ausbildungsverhältnisse, wenn, wie Sie richtig 
sagen, ein großer Teil von Ausbildungsplätzen nicht 
über die Arbeitsämter vermittelt wird, sondern 
durch Eigeninitiative? Ist also die Statistik nicht 
vollinhaltlich richtig? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesanstalt kann nur Personen erfassen, die 
sich beim Arbeitsamt melden, um entweder eine 
Ausbildungsstelle oder aber einen Arbeitsplatz zu 
bekommen. Die Bundesanstalt kann nur solche Stel-
len vermitteln, die vorab durch den Arbeitgeber als 
freie Stellen gemeldet worden sind. Beides ist, wie 
Sie wissen, freiwillig. Von daher ist es selbstver-
ständlich, daß eine komplette statistische Erfassung 
nicht möglich ist. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lintner. 

Lintner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, Ihre Aussage dahin zu modifizieren, daß 
zumindest unter derjenigen Jugend, die höhere 
Schulen besucht oder eine akademische Ausbildung 
genießt, eine stark Abwanderungstendenz vorhan-
den ist? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Es kommt auf die 
Region an, Herr Kollege. Ich darf das Beispiel des 
Atomphysikers, das ich vorhin angeführt habe, noch 
einmal in Erinnerung rufen. Da wir in der Bundes-
republik die freie Berufswahl haben, besteht auch 
das Risiko, einen Arbeitsplatz auch über die eigene 
Stadtgrenze oder die eigene Region hinaus suchen 
zu müssen. Ich sagte vorhin bereits, daß bei beson-
deren Berufen — dazu gehören insbesondere die 
akademischen Bereiche — eine Arbeitsplatzauf-
nahme in anderen Regionen nicht selten ist. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Lintner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie auch bestätigen, daß diese regionalen Ungleich-
gewichte und Folgerungen insbesondere im Zonen-
grenzland auftreten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, im 
Zonengrenzgebiet auch. Aber alle Grenzregionen 
und alle monostrukturierten Bereiche leiden dar-
unter. Dazu gehören genauso gut die holländische 
Grenze, das Ruhrgebiet oder aber auch das Zonen-
randgebiet. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht mehr vor. 

Wir haben noch drei Minuten für die Fragestunde. 
Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit. Zur Beantwortung steht uns Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Zander zur Ver-
fügung. 

Ich rufe die Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Glos auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wonach Mar-
garine nicht vor dem Herztod schütze, sondern womöglich die 
Krebsentstehung fördere (vgl. Spiegel Nr. 19/1979)? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Glos, 
der Bundesregierung liegen keine Informationen 
vor, wonach Margarine die Krebsentstehung fördert. 
Bei der im Nachrichtenmagazin „Spiegel" erwähn-
ten Untersuchung handelt es sich um eine Publika-
tion des amerikanischen Forschers Dayton. Dieser 
Autor hat nach späterer genauerer statistischer 
Überprüfung seiner Untersuchung einen von ihm 
zunächst angenommenen Zusammenhang zwischen 
dem Verzehr von hochungesättigter Fettsäure und 
der Krebsentstehung ausdrücklich widerrufen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Glos (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, liegen der 
Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß Mar-
garine dem Herztod entgegenwirkt? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregierung 
liegen auch derartige wissenschaftlich fundierte 
Untersuchungen nicht vor. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 
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Glos (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, warum wi-
derspricht dann die Bundesregierung nicht der Mei-
nung, wie sie in der Reklame zum Ausdruck kommt, 
Margarine wirke dem Herztod entgegen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Glos, 
die Bundesregierung hat nicht die Absicht, sich in 
einer zur Zeit sehr umstrittenen wissenschaftlichen 
Fachfrage in eine Schiedsrichterrolle drängen zu 
lassen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Fiebig. 

Fiebig (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bundes-
regierung bekannt, daß die Hohe Kommission in 
Brüssel auf eine Frage des Abgeordneten Jahn am 
7. Dezember 1978 darauf hingewiesen hat, daß viel-
fältige Untersuchungen für den Bereich aller Öle 
und Fette durchgeführt werden und daß keine wis-
senschaftlichen Argumente bekannt sind, die ein 
Eingreifen erforderlich machen würden, und stimmt 
die Bundesregierung der darin enthaltenen Auffas-
sung zu, daß die Bekömmlichkeit von Fetten von der 
individuellen Konstitution des Verbrauchers abhän-
gig ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Soweit die von Ihnen 
angesprochenen Forschungsvorhaben eine Rolle 
spielen, so sind sie der Bundesregierung bekannt. 
Sie ist auch sehr daran interessiert, daß möglichst 
bald eine wissenschaftlich fundierte Klärung dieser 
Streitfrage erfolgt, ohne daß sie selbst bereit ist, 
sich dabei in irgendeiner Weise zur Partei zu ma-
chen. 

Inwieweit das eine Frage der individuellen Kon-
stitution ist, ist sicherlich selbst Gegenstand der 
entsprechenden Forschung, so daß ich dazu im 
Augenblick auch nichts Fundiertes sagen kann. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da die 
Bundesregierung selbst, und zwar vertreten durch 
Ihr Haus, Anfang dieses Jahres in einem Schreiben 
geäußert hat, das Bundesgesundheitsamt vertrete 
die Auffassung, daß die globale Werbeaussage, ein 
gesenkter Cholesterinspiegel sei in der Lage, Herz-
und Kreislauferkrankungen entgegenzuwirken, aus 
ernährungsmedizinischer Sicht nicht vertretbar sei, 
frage ich Sie, warum Sie hier so apodiktisch fest-
stellen, Ihr Haus sei nicht daran interessiert, wis-
senschaftlich einwandfrei zu klären, ob solche Wer-
bung zulässig ist. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe erklärt, daß wir an einer wissenschaftlichen 
Klärung der Streitfrage interessiert sind, daß wir 
uns im Zusammenhang mit dieser Streitfrage aber 
nicht selbst zur Partei machen können. Im übrigen 
hatte die Ausgangsfrage den Zusammenhang zwi-
schen Krebsentstehung und Margarineverzehr zum 

Inhalt. Sie haben jetzt einen völlig anderen Sachzu-
sammenhang erwähnt. Ich müßte erst die entspre-
chenden Schreiben heranziehen, um darauf fundiert 
antworten zu können. 

Präsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, teilen Sie meine Auffassung, daß die Un-
sicherheit bei den Patienten und den Bürgern all-
gemein durch solche unqualifizierten Veröffentli-
chungen in solchen breiten Schichten zugänglichen 
Medien geradezu gefördert wird? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich teile Ihre Auf-
fassung — ohne daß ich die Veröffentlichung im 
einzelnen bewerten will — in der Weise, daß es im-
mer von Schaden ist, wenn die Bevölkerung durch 
nicht fundierte Angaben, die ihre Ernährungs- und 
Lebensgewohnheiten betreffen, verunsichert wird. 
Es hat in der Vergangenheit eine Reihe solcher Fälle 
gegeben, die allesamt zu verurteilen sind. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

(Kiechle [CDU/CSU]: Was ist mit Frage 40?) 

— Die Fragestunde ist zu Ende. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Wird sie morgen auf-
gerufen?) 

— Ja. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Sicherung des inneren Friedens 
— Drucksache 8/2855 — 

Wünscht jemand zur Begründung das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Grat, auf dem sich der 
Innenminister in einer demokratischen Gesellschaft 
zu bewegen hat, ist schmal. Er hat nicht nur Staat 
und Bürger gegen Verbrechen, Extremismus und 
Terrorismus zu schützen, er hat auch dafür Sorge zu 
tragen, daß die Freiheit nicht zu Tode geschützt 
wird. Wie ernst die Opposition — nicht nur, aber 
auch — die zweite Aufgabe immer genommen hat, 
ist an zahlreichen Beispielen zu belegen. 

Die 1976 verfolgte Absicht des Bundesinnenmini-
steriums, ein bundesweites einheitliches Personen-
kennzeichen einzuführen, wurde nicht vom dama-
ligen Staatssekretär Baum, sondern von der Union 
gestoppt. Wir waren der Ansicht, daß die damit ver-
bundene grenzenlose Ausweitung staatlicher Kon-
trollmöglichkeiten gegenüber jedem Bürger unter 
keinem Gesichtspunkt zu rechtfertigen ist, auch nicht 
unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso war es!) 



12756 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 160. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1979 

Dr. Dregger 
Ferner: Es war nicht Herr Baum, es war die Oppo-

sition, die vor der Computergläubigkeit des Präsi-
denten des BKA warnte, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

der immer neue Daten sammeln wollte und von 
automatisierter Verdachtsgewinnung träumte, mit 
der er den Sieg über die Kriminalität gewinnen 
wollte. 

Wir standen mit der Ablehnung dieser Vorstellun-
gen zunächst allein. Herr Baum stand auf der Ge-
genseite. Noch bei seinem Antrittsbesuch als Bun-
desinnenminister im BKA erklärte er, es gelte, die 
Möglichkeiten elektronischer Datensysteme möglichst 
weit nach vorn in den Bereich praktisch ermittelnder 
Polizei zu legen. Das neue Konzept zur Fortentwick-
lung des polizeilichen Informations- und Kommu-
nikationssystems werde sicherstellen, daß von je-
dem Datenendgerät, soweit notwendig, alle Be-
stände des Systems erreicht werden könnten. 

Diese Datenleidenschaft des Herrn Baum lag ganz 
auf der Linie seiner Amtsvorgänger Maihofer und 
Genscher, die nicht müde wurden, sich und die 
Koalition zu rühmen, was sie aus dem BKA gemacht 
hätten. 

(Sehr gut! von der CDU/CSU) 

Diese von viel Propagandaaufwand begleitete Bemü-
hung hatte allerdings nicht nur einen propagandi-
stischen, sondern auch einen opportunistischen Hin-
tergrund. Die BKA-Aktivitäten der Regierung soll-
ten von ihrer Untätigkeit auf anderen Gebieten, z. B. 
im Bereich der Terrorismusgesetzgebung und der 
Bekämpfung der geistigen Ursachen des Terrorismus, 
ablenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Großzügigkeit in der Datengewinnung und in der 
Datenverwendung erschien damals publizistisch und 
politisch als ungefährlich, da Datenschutz noch nicht 
zum Markenzeichen von Liberalität geworden war. 

Aus der gleichen opportunistischen Erwägung schlug 
die Koalition damals einen zweiten Irrweg ein, der 
in einer immer weiteren Zentralisierung des Fahn-
dungssystems bestand. Auch das machte sich gut. 
Wer bei uns gegen Länderzuständigkeiten antritt, 
kann immer sicher sein, als modern und fortschritt-
lich zu gelten, und diese Geltung ist ja für viele 
das Wichtigste. 

Auf beiden Feldern, meine Damen und Herren, hat 
die Koalition inzwischen den Rückzug angetreten. 
Die Umkehr vom Irrweg der Zentralisierung wurde 
eingeleitet, nachdem das zentralistische Fahndungs-
system im Entführungsfall Hanns Martin Schleyer 
mit schlimmen Folgen für das Opfer kläglich versagt 
hatte. 

Punkt 4 der heutigen Tagesordnung wird diesen 
Irrweg endgültig beenden. Das verdienstvolle Gut-
achten unseres früheren Kollegen Höcherl ist dafür 
das Vehikel. Höcherl übernahm die Grundsatzposi-
tionen der Opposition, wobei er rücksichtsvoll ge-
nug war, auf diese Tatsache nicht besonders hinzu-
weisen. Das machte es der Regierung und der 
Koalition möglich, die Positionen der Opposition zu 
übernehmen, ohne das ausdrücklich zu sagen. 

Der Bundesinnenminister hat nun auch im Daten-
bereich damit begonnen, sich den Positionen der 
Opposition zu nähern. Das ist gewiß nicht zu kriti-
sieren. Zu kritisieren ist aber, wie er seinen Stel-
lungswechsel vornimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Baum vollzieht ihn auf dem Rücken seiner Be-
amten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Er selbst tritt als Enthüller von Fehlentwicklungen in 
Erscheinung, für die allein er und seine Amtsvor-
gänger die Verantwortung zu tragen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht seine Beamten, sondern einige Journalisten 
machte Herr Baum dabei zu seinen engsten Mitar-
beitern. 

Gunther Hoffmann offenbart in der „Zeit" vom 
11. August 1978 die Motive des Herrn Baum. Er 
schreibt — ich zitiere —: 

Neu ist allein, daß Baum vom Wunsch der FDP 
nach mehr liberalem Profil beflügelt 

— ich füge hinzu: das ist eigentlich der Punkt, wo 
der Hase im Pfeffer liegt — 

die  kritischen Fragen der Öffentlichkeit mitstel-
len will. 

Meine Damen und Herren, das rügen wir. Der 
Bundesinnenminister steht an der Spitze der Sicher-
heitsdienste. Sie, Herr Baum, tragen für deren Ar-
beit die politische Verantwortung. Sie können die-
sen Sicherheitsdiensten nicht als ein Dritter gegen-
übertreten. Ihre Aufgabe ist es, zusammen mit Ihren 
Beamten Fehler zu korrigieren und im übrigen das 
Ansehen der Ihnen unterstellten Dienste zu wahren. 

Um ein praktisches Beispiel zu nehmen: Empfin-
den Sie es nicht selbst als illoyal, Herr Kollege 
Baum, einem Ihrer Beamten gegenüber, wenn Sie 
dessen Vorlage zu Fragen der Amtshilfe neben an-
deren amtlichen Unterlagen an Journalisten aushän-
digen lassen, wie es um Ostern herum geschehen 
ist? Seien Sie sich klar darüber: Ihr Verhalten ver-
letzt selbstverständliche Grundsätze der Menschen-
führung. In dieser Weise können Sie Ihre Beam-
ten nicht motivieren und nicht führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie man es als Minister nicht machen soll, dafür 
gibt es ein weiteres eindrucksvolles Beispiel. Am 
15. August 1978 wurde Herrn Baum in „Monitor" 
entgegengehalten, die Liberalität drohe flöten zu 
gehen, woran die Frage geknüpft wurde — ich zi-
tiere —: „Meinen Sie nicht auch, daß die Praxis des 
Verfassungsschutzes dazu beiträgt?" Antwort Baum 
— ich zitiere —: 

Ja, das ist eine der Hauptsorgen, die mich be-
wegt. 
(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht zu fassen!) 

Der Verfassungsschutz hat an den Schulen 
nichts zu suchen. 

Dabei wissen Sie doch, Herr Kollege Baum, daß 
Schulen vom Verfassungsschutz nicht überwacht 
werden. Warum haben Sie das verschwiegen? Wie 
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muß diese Antwort des Innenministers, also ihres 
obersten Dienstherrn, auf die Beamten und Verfas-
sungsschützer gewirkt haben? Die Antwort kann 
doch nur lauten: demoralisierend und beleidigend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um die Enthüllungen nicht zu stören, die Teil 
seiner Politik sind, untersagt es der Minister sogar, 
die Preisgabe von Amtsgeheimnissen in seinem Ge-
schäftsbereich zu untersuchen. So durfte die Grenz-
schutzdirektion nicht ermitteln, wie die inzwischen 
sogar im „Neuen Deutschland" der DDR nachge-
druckte SOGK, die als Verschlußsache eingestuft 
ist, in die Offentlichkeit kam. 

Beim Grenzschutzführungsgespräch am 17. Mai 
erklärte der Bundesinnenminister — ich zitiere —: 

Es waren Beamte des Bundesgrenzschutzes, die 
sich über die Entwicklung im Rahmen der 
SOGK an die Öffentlichkeit gewandt hatten. 

Aus dieser Aussage wird klar, daß der Bundesin-
nenminister weiß, von welcher Seite diese Dinge 
pflichtwidrig an die Offentlichkeit gebracht wur-
den. Herr Kollege Baum, Sie haben weder eine Un-
tersuchung eingeleitet, wozu Sie nach dem Diszi-
plinarrecht verpflichtet waren, noch haben Sie dar-
auf hingewiesen, was ein Beamter zu tun hat, wenn 
er Bedenken gegen irgendeine Anweisung hat. Daß 
der Schritt an die Öffentlichkeit das letzte Mit-
tel sein muß, wenn innerdienstliche Remonstratio-
nen und Hinweise an Abgeordnete keinen Erfolg 
hatten, hat das Bundesverfassungsgericht im 
Paetsch-Urteil festgestellt. 

Die Enthüllungsstrategie des Innenministers hat 
noch eine weitere Folge. In einem von ihm ver-
öffentlichten Bericht teilt er mit, wieviel geheime 
Mitarbeiter das BKA beschäftigt, wie im einzelnen 
die Kartei des BKA über Landesverratsfälle aufge-
baut ist und was man dort verzeichnet finden kann. 
Ganz abgesehen von den Rückschlüssen, die eine 
solche Mitteilung denen ermöglicht, die zu über-
wachen sind, ist doch zu fragen: Wie kann der In-
nenminister noch Respekt vor Dienstgeheimnissen 
erwarten, wenn er sie selbst in dieser Weise auf 
den Markt bringt? 

Meine Damen und Herren, Polizei und Verfas-
sungsschutz können ihre Aufgabe nur erfüllen, 
wenn sie klare Aufträge und eindeutige Weisungen 
erhalten und wenn sie wissen, daß sie pflichtgemäß 
handeln, wenn sie diese Aufträge weisungsgemäß 
erfüllen. Wer den Beamten diese unbedingte Gewiß-
heit nimmt, beeinträchtigt ganz unmittelbar den 
Schutz von Freiheit und Sicherheit unserer Mitbür-
ger. Der Beamte, der in öffentlichen Erklärungen 
seines obersten Dienstherrn die Rechtmäßigkeit sei-
nes weisungsgemäßen Tuns in Frage gestellt sieht, 
wie das in zahlreichen Interviews des Bundesinnen-
ministers geschehen ist, kann kaum anders darauf 
reagieren, als vorsichtshalber nichts zu tun. Wenn 
Herr Baum öffentlich auf die Behauptung, der Bun-
desgrenzschutz sei zur Außenstelle von Nachrich-
tendiensten geworden, mit der Erklärung reagiert: 
Ich werde das stoppen, dann werden Bundesgrenz-
schutzbeamte vorsichtshalber Amtshilfe für den 
Verfassungsschutz oder den Bundesnachrichten

-
dienst einstellen, auch wenn diese Amtshilfe zu 
ihren Pflichten gehört. 

Besonders irritierend wirkte die vor der Öffent-
lichkeit aufgestellte Behauptung des Innenministers, 
es gebe im BKA Karteien und Dateien, die ohne 
Wissen des Präsidenten eingerichtet seien. Der Prä-
sident erfuhr davon erst aus der Presse und konnte 
sich nur mühsam Gelegenheit verschaffen, zu der-
artigen und vielen weiteren Vorwürfen Stellung zu 
nehmen. Ein Vertreter vieler Beamten des BKA hat 
das öffentlich wie folgt kommentiert: 

Die politische Führung hat sich bisher darum be-
müht, dem Bürger Vertrauen in die Polizei zu 
vermitteln. Es blieb einem Minister, einem Bun-
desminister, vorbehalten, diese mühselige Ar-
beit zu zerstören. 

Das mag hart klingen. Aber dieser Aufschrei macht 
die Situation deutlich, die Herr Baum in den Augen 
seiner Beamten heraufbeschworen hat — und nicht 
nur in den Augen seiner Beamten, sondern auch in 
den Augen seiner Innenministerkollegen. 

Der hessische Innenminister Gries erklärte im 
ZDF-Magazin vom 9. Mai 1979, er teile die Sorge — 
ich zitiere —, daß durch die Art der Diskussion und 
das In-Zweifel-Ziehen der Tätigkeit in der Breite 
und in der Offentlichkeit, wie das in den letzten Mo-
naten geschehen ist, in der Tat eine Verunsicherung 
und Resignation bei unseren Sicherheitskräften ein-
treten kann. 
Ich hatte eingangs betont, der Innenminister be-

wege sich in einer demokratischen Gesellschaft auf 
einem schmalen Grat. Er habe die Bürger nicht nur 
gegen Extremismus, Terrorismus und Verbrechen zu 
schützen; er habe sie auch gegen unzulässige und 
unangemessene Eingriffe und Übergriffe der Behör-
den zu schützen; er habe zu verhindern, daß die 
Freiheit zu Tode geschützt werde. Ein Innenminister 
zumindest muß immer beide Aspekte im Auge ha-
ben. Er darf sich nicht denen anschließen, die es als 
Ausweis von Liberalität ansehen, nur an die zweite 
Aufgabe zu denken, aber die erste, die wichtigste, 
den Schutz der Bürger, darüber zu vergessen. 

Herr Baum ist dieser Versuchung erlegen. Wenn 
Herr Baum z. B. gegen das Kontaktsperregesetz mit 
der Begründung zu Felde zieht — ich zitiere —: 

Für mich als Liberalen ist das Gesetz aber vor 
allem deshalb bedenklich, weil ein Beschuldigter 
und möglicherweise Unschuldiger wochenlang 
keinen Kontakt zu seinem Anwalt haben kann, 

dann fehlt es in diesem Urteil einfach an der not-
wendigen Güterabwägung. So beachtenswert der 
Schutz eines Angeklagten, durch einen Anwalt sei-
nes Vertrauens vertreten zu sein, ist, um so beach-
tenswerter ist doch gewiß bei der Entführung von 
Geiseln das Lebensrecht dieser Geiseln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Abwägung dieser beiden Rechtsgüter muß 
das Lebensrecht der Geiseln den Vorrang erhalten 
vor der zeitlichen Einschränkung des Rechts, durch 
einen Anwalt eigener Wahl vertreten zu sein. 

Herr Kollege Baum, Ihre Sicht von Liberalität ist 
zumindest verkürzt und daher falsch. Um so notwen- 
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diger ist es, zu betonen: Der demokratische Staat ist 
nicht der Feind bürgerlicher Freiheiten. Der demo-
kratische Rechtsstaat ist der unentbehrliche, durch 
nichts zu ersetzende Verteidiger dieser bürgerlichen 
Freiheiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Insofern ist es unzulässig, die Staatsgewalt des 
demokratischen Rechtsstaats auf eine Stufe mit der 
Macht von Verbänden oder der Macht von multina-
tionalen Unternehmen zu stellen, wie Herr Baum es 
in seinem „stern"-Interview getan hat. 
Polizei und Verfassungsschutz, nach unseren stren-

gen rechtsstaatlichen Regeln eingesetzt und geführt, 
bedrohen unsere Freiheit nicht. Sie schützen sie. Ihre 
Tätigkeit ist Freiheitsschutz. Die Beamten der Po-
lizei und des Verfassungsschutzes müssen wissen, 
daß wir, die Politiker, ihre pflichtgemäße Arbeit so 
und nicht anders bewerten. Sie müssen das vor al-
lem von ihrem Innenminister wissen, und zwar nicht 
nur dadurch, daß er dies einmal sagt, dann aber auch 
wieder anderes sagt, sondern sie müssen wissen, daß 
seine Position in dieser Frage eindeutig und un-
bezweifelbar ist. 

Zwischen der Einbringung unseres Mißbilligungs-
antrages und der heutigen Debatte sind Wochen 
vergangen. In dieser Zeit hat unser Antrag bereits 
seine erste Wirkung gezeigt. Herr Baum hat ver-
sucht, in einer Kampagne der Vertrauenswerbung 
die schlimmen Folgen seines fehlerhaften Verhal-
tens abzuschwächen. Zu diesem Zweck sprach er vor 
den versammelten Führungskräften des Grenz-
schutzeinzeldienstes. Er sprach zu den versammel-
ten Abteilungsleitern im BKA. Er reiste zur Grenz-
kontrollstelle nach Aachen. Überall versuchte er, 
gut Wetter zu machen. 

Wir haben nichts dagegen einzuwenden. Aber wir 
fragen, wie glaubwürdig das ist nach allem, was 
vorausgegangen war. 

Herr Baum selbst kritisierte vor einiger Zeit die 
ungünstige Wirkung von Wechselbädern für Be-
amte: heute größtes Lob für einen Erfolg gegen die 
Terroristen, morgen härteste Kritik wegen eines 
Mißerfolgs. Diesen Einwand muß Herr Baum auch 
gegen sich selbst gelten lassen. Seine eilfertige Re-
aktion auf unseren Mißbilligungsantrag ist kaum 
geeignet, verlorengegangenes Vertrauen wieder-
herzustellen. 

Bei den Beamten hat es gemischte Gefühle ausge-
löst, bei den bisherigen publizistischen Partnern des 
Ministers eher Verachtung. Der „Spiegel" machte 
das deutlich unter der Überschrift: „Ein Mann auf 
dem Rückzug". Es heißt in diesem „Spiegel"-Bericht 
— ich zitiere —: 

Seither versäumt der einst so forsche Liberale 
kaum eine passende oder unpassende Gelegen-
heit, den Geheimbehörden sein Vertrauen aus-
zusprechen. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 
Der Innenminister hat durch sein Verhalten seine 
Beamten, seine Innenministerkollegen und unsere 
Sicherheitsdienste verunsichert. Der damit verbun-
dene Vertrauensverlust für den Minister wird es 
diesem schwermachen, seinen Pflichten gerecht zu 
werden. Das einzig Sachgemäße wäre daher der 

Rücktritt des Ministers. Da damit aber nach der bis-
herigen Praxis der Koalition nicht zu rechnen ist, 
fordern wir den Bundestag auf, dem Innenminister 
bestimmte Auflagen zu machen, um auf diese Weise 
den Schaden zu begrenzen, den er angerichtet hat. 

Auch den Bundeskanzler können wir von Kritik 
nicht freistellen. Seine Pflicht wäre es gewesen, sei-
nen Innenminister zu korrigieren, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

sei es im Rahmen seiner Richtlinienkompetenz, sei es 
in anderer Weise. Aber auch beim Kanzler standen 
wohl Gesichtspunkte im Vordergrund, die nichts mit 
der Intaktheit der Sicherheitsdienste, aber wohl al-
les mit der Intaktheit der Koalition zu tun hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Leidtragenden sind die Sicherheitsdienste und, 
da deren Arbeit für uns alle unverzichtbar ist, wir 
alle. 

Wir fordern den Bundestag auf, dem Kanzler auf-
zugeben, die Profilübungen seines Innenministers 
nicht mehr zu decken und dafür Sorge zu tragen, 
daß er sich in Zukunft ausschließlich an seinen Amts-
pflichten orientiert. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, auf der Diplomatentribüne hat eine 
Delegation unter Führung seiner Exzellenz des Son-
derbeauftragten des Präsidenten der Republik Ko-
rea, Herrn Dr. Kim Jong Pil, Platz genommen. Ich 
darf diese Delegation recht herzlich begrüßen und 
ihr einen angenehmen Aufenthalt in der Bundes-
republik Deutschland wünschen. 

(Beifall) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Liedtke. 

Liedtke (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Strickmuster Ihres Antrages entspricht 
einer altbewährten Vorlage, etwa nach dem Motto: 
Er sieht aus wie ein Dieb, er spricht wie ein Dieb, 
verhaftet den Dieb! Erst gibt man einem Mann eine 
bestimmte Farbe, dann wird diese Farbe mißbilligt, 
und dann fordert man Konsequenzen. Das erleben 
wir nun schon seit Jahr und Tag. 

Die Ernsthaftigkeit eines Antrages ist sowohl am 
Inhalt als auch an der Form meßbar. Ich nehme mal 
in verdichteter Form einige Ihrer Formulierungen 
aus dem. Antrag heraus. Ich zitiere: „bricht mit Be-
dacht die Solidarität". Hier muß ich die Opposition 
fragen: Wissen Sie überhaupt, was Solidarität ist? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU] : Sie waren schon intelligenter!) 

Es geht weiter: „baut alle Sicherungen systematisch 
ab". Dann heißt es: „er zerstört die Grundlagen des 
inneren Friedens" — immer Originaltext aus Ihrem 
Antrag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lesen können 
wir selber!) 

Dann: „schafft Verunsicherungen und baut Ver-
trauensverhältnisse ab". 
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Meine Damen und Herren, wenn ich den Unions-

Hickhack des letzten Jahres bei Ihnen betrachte, 
kommt mir folgender Verdacht auf: irgendwo gibt 
es bei Ihnen eine Sammelstelle, die all die Argu-
mente und die Demontagemethoden sammelt, die 
Sie erfolgreich an Ihren eigenen Leuten ausprobie-
ren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die finden sich in diesem Antrag wieder, sehr 
dicht, sehr konsequent und offensichtlich in den 
eigenen Reihen gründlich erprobt. 

Ich gebe Ihnen einen Rat, auch wenn er in den 
Wind gesprochen ist: Wenn dieser Antrag von uns 
abgelehnt ist, gehört er Ihnen ja wieder ganz al-
leine. Bewahren Sie ihn zu eigenem Nutz und From-
men! Analysieren Sie ihn noch einmal, und trach-
ten Sie danach, all diese Elemente endlich aus den 
Reihen der Unionen herauszubringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

Dann wird Ihnen viel wohler sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP - Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

- Ich komme zur Sache, keine Angst! 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen auch die Tempera, ich will Ihnen 
auch das mal vorführen, was mit diesem Antrag ge-
meint ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Dieses unredliche Machwerk, das sage ich Ihnen, 
wird draußen im Lande nicht mal von einem Hund 
abgenommen, der in einer leidlich politisch orien-
tierten Familie großgezogen worden ist. 

Wenn ich Ihnen diesen Antrag nicht wieder zu-
rückgäbe — ich behalte ja so etwas nicht —, dann 
käme er in meiner politischen Ablage in das Schub-
fach mit dem Etikett: Es gibt Sachen, die sind so 
falsch, daß selbst das Gegenteil nicht richtig ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese maßlosen — und damit schließe ich diesen 
Teil ab — —

(Lachen bei der CDU/CSU) 

- Diesen Teil! Sie bekommen noch einiges auf Ihr 
Kaffeebrot von mir gereicht. Keine Sorge! 

Diese maßlosen Unterstellungen und Beleidigun-
gen entkleiden Ihren eigenen Antrag der Ernsthaf-
tigkeit und machen ihn schlicht zu einer Unver-
schämtheit. Das ist meine abschließende Bewertung 
dazu. 

Der Innenminister kann der vollen Unterstützung 
und Solidarität der Sozialdemokraten sicher sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

So war es immer, so wird es bleiben. Nicht in An-
sätzen ändert sich durch dieses unredliche und un-
wahre Papier etwas. 

Ein letztes Wort zur Überschrift: „Sicherung des 
inneren Friedens". Hier billige ich Ihnen in gewisser 
Weise zu, daß Sie das ernst formuliert haben. Denn 

daraus klingt die Sehnsucht nach einem Zustand, 
den Sie selber seit langer Zeit verloren haben. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Frau Renger) 

Ich greife jetzt einige Punkte aus den Ausführun-
gen von Herrn Dregger auf. Ich billige Ihnen, Herr 
Dregger, zu, daß die ganze Arbeit des Bundesinnen-
ministers sich auf einem schmalen Grat bewegt, 
in dem von Ihnen zitierten Spannungsfeld: Schutz 
der bürgerlichen Freiheiten, und Staatsgewalt, so-
weit wie nötig, zum Schutz dieser bürgerlichen Frei-
heiten. In diesem Feld, das niemand bestreitet, sind 
— wie in einer Ellipse — Opposition und Koalition 
entgegengesetzt angeordnet. Aus vielen Reden ist 
hier deutlich geworden, daß zumindest mein Vor-
redner und viele seiner Freunde den intakten Staat 
erst dann sicher sehen, wenn sich die kritische Bür-
gerschaft nur in möglichst geordneten Bahnen äußert. 
Das heißt, zu viel Kritik draußen in jeder Form 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— ich komme gleich darauf —, beispielsweise das 
Demonstrationsrecht, gefährdet bei Ihnen schon den 
Staat, wenn bei uns — ich sage es einmal ganz deut-
lich — das Auge noch wohlgefällig auf einer gesun-
den Demokratie ruht. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist doch eine Unverschämtheit!  — 
Erhard  [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Daß 
Sie nicht vor Scham rot werden über so 

etwas!) 

Im Entscheidungsfall gilt für die Koalition mehr als 
für die Opposition Art. 1 des Grundgesetzes. Im 
Zweifelsfall steht der Anspruch des Bürgers auf 
seinen Freiheitsraum vor der Gewalt des Staates 
durch Gesetze. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch des Polizei-
beamten auf sein integeres Leben! — Dr. 
Dregger [CDU/CSU] : Gehen Sie einmal nach 
Frankfurt zur NPD und zum „Rock gegen 

rechts"!) 

— Ich werde Ihnen gleich an ein paar meßbaren 
Beispielen verdeutlichen, wo in diesem Bereich das 
nicht kongruente Verhalten von Regierung und Op-
position angesiedelt ist. 

Lassen Sie mich noch eine zweite Feststellung ma-
chen. Wenn man über innere Sicherheit redet, muß 
man die jedem bekannte Wahrheit immer wieder 
mit formulieren, daß die Bundesrepublik als födera-
tiver Staat auch in diesem Bereich durch Gewalten-
teilung zwischen Bund und Ländern bestimmt ist. 
Alle Sicherheitsorgane des Bundes zusammen haben 
nicht einmal die Personalstärke der eines großen 
Flächenlandes in der Bundesrepublik. Das muß man 
einfach wissen und sich immer wieder ins Gedächt-
nis rufen. Das heißt, funktionierende innere Sicher-
heit steht unter dem Gebot der Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern, des Miteinander-Tuns, des 
Aufeinander-Zugehens. Das ist ein kompliziertes und 
schwieriges Geschäft. Wer in diesen empfindsamen 
Bereich hinein mutwillig parteipolitische Auseinan-
dersetzungen ansiedelt, der schafft nicht mehr Si-
cherheit, sondern mehr Unsicherheit. Wer das in 



12760 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 160. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1979 

Liedtke 
wiederholter Weise tut, muß sich die Frage gefallen 
lassen, ob er das gar will. 

Ich greife nun einmal die Ausführungen von Herrn 
Dregger und sein Zitat der Sprangerschen Erklärung 
vom Dezember 1977 auf. Es ist in der Tat richtig, daß 
Herr Spranger damals vom „Datenrausch" im BKA 
und vom „Unfug" der Datenverarbeitung sprach. 
Der gleiche Herr Spranger und auch der Kollege 
Schwarz haben vor einigen Wochen, als die Prüf-
berichte auf den Tisch kamen und deutlich wurde, 
daß Herr Baum diesen „Unfug" untersucht hat und 
dem Parlament zur Beratung vorlegt, eine ebensol-
che Breitseite wegen dieser Tätigkeit gegen den 
Bundesinnenminister geschossen, und zwar mit all 
den Substantiven, die in dem Antrag stehen und 
die Herr Dregger wieder aufgriff. So hieß es, er ver-
unsichere, er zerstöre Vertrauen etc. Da muß man 
doch fragen: Was wollen Sie denn? Sie stellen nach 
Ihrer Meinung fest, daß etwas im Übermaß betrie-
ben werde und aus Vernunft Unvernunft werde, der 
Innenminister prüft dies und schaltet das Parlament 
ein, und nun wird der Innenminister für Sie ein Un-
sicherheitsfaktor in diesem Lande. Was ist richtig, 
muß ich hier fragen. 

(Spranger [CDU/CSU] : Das haben Sie jetzt 
aber wunderbar verwischt!) 

Nun will ich Ihnen ein letztes Beispiel geben. 
Daraus ersehen Sie auch den Unterschied zwischen 
dem Verhalten der Opposition hier im Hause und 
dem verantwortungsvollen Verhalten der Länder-
minister, auch der aus Ihrer eigenen Partei. Am 
5. August 1977 haben die Innenminister von Bund 
und Ländern beschlossen, die Ursachen des Terro-
rismus und, daraus resultierend, die beste Art der 
Bevölkerungsaufklärung in einem Forschungsauf-
trag untersuchen zu lassen. Am 28. April 1978 wur-
de das erstellte Konzept einstimmig von allen In-
nenministern gebilligt. Am 19. Mai desselben Jah-
res stimmten sowohl Innenminister als auch Fi-
nanzminister den Kosten dafür zu; sprich: 10 Mil-
lionen, hälftig von Bund und Ländern zu tragen. 
Am 16. Mai 1979 hat der Haushaltsausschuß des 
Bundestages einstimmig — auch mit Ihren Stimmen 
— beschlossen: Der Bund trägt diese 10 Millionen 
allein, weil das Signal aus Bayern kam: „Wir be-
teiligen uns an dieser Untersuchung und folglich 
an diesen Kosten nicht." — Ich lasse das mit die-
ser Pause im Raume stehen. Das ist nicht zu kom-
mentieren, weil das selbst von mir aus nicht mehr 
kommentierbar ist. Wo ist da eine Linie? Wo ist da 
ein Ansatz von Kontinuität? Hier drängt sich das 
Bild auf, daß von Paukenschlag zu Paukenschlag 
temporär in diesem schwierigen Bereich innerer Si-
cherheit Parteipolitik betrieben wird. 

Lassen Sie mich auch feststellen, meine Damen 
und Herren, mit ein paar sachlichen Bemerkungen, 
daß unsere Sicherheitsorgane zur Zeit „top" sind. 
Ich will Sie nicht mit Zahlen behelligen, weise 
aber darauf hin, daß die letzte Kriminalstatistik 
aufzeigt, daß im Vergleich — man vergleicht ja 
jetzt in einem Vierjahresturnus — von 1974 bis 
1978 die Zahl der Mordfälle um gut 20 % zurück-
gegangen ist. Sie können in diesem Bericht nachle-
sen, daß der mißbräuchliche Gebrauch von Schuß

-

waffen, nachdem wir 1973 das Waffenrecht ver-
schärft haben, meßbar zurückgegangen ist. Sie 
können nachlesen, daß wir von Mai 1978 bis Juni 
1979 in kontinuierlicher Folge 70 Terroristen inhaf-
tiert haben. Ich will nichts verniedlichen. Bei uns 
ist immer noch höchste Wachsamkeit geboten. 
Aber es stünde dem Deutschen Bundestag schlecht 
zu Gesicht, wenn er diese erfreulichen Erfolge in 
diesem Hause nicht würdigte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Dregger, auch in Ihrer Rede klang immer 
wieder durch, daß die Bundesregierung und die sie 
tragende Koalition nicht bereit sind, das gesetzli-
che Fundament für die innere Sicherheit stabiler 
und umfangreicher auszugestalten; das klingt auch 
in Ihrem Antrag wieder durch. Deswegen einige 
Sätze zu diesem Vorwurf. 

Wir haben in der letzten Zeit neue Organisa-
tionsgesetze erlassen: für das Bundeskriminalamt, 
für das Bundesamt für Verfassungsschutz und für 
den Bundesgrenzschutz. Wir haben das schon zi-
tierte Waffenrecht modernisiert. Wir haben das 
Versammlungsrecht, das Strafrecht, das Strafpro-
zeßrecht novelliert und zum Teil auch verschärft. 
Hierzu gehört sowohl die bessere Bekämpfung der 
Luftpiraterie durch den neuen § 316 c im Strafge-
setzbuch wie auch die Änderung des Straftatbe-
standes des erpresserischen Kindesraubes durch 
Ausweitung auf Erwachsene. Dazu gehört ein neu-
er Tatbestand der Geiselnahme, dazu gehört die 
verbesserte Möglichkeit der Durchsuchung von 
Wohnungen in bestimmten Situationen, die Ein-
richtung von Kontrollstellen, die Feststellung der 
Identität von Personen und einiges mehr. Wann 
immer Sie zurückschauen, es war immer Bewegung 
in diesem Bereich der inneren Sicherheit. 

Wir haben uns aber sehr viel schwerer getan. 
Wir sind sehr viel behutsamer vorgegangen. Wir 
haben uns immer wieder die Frage vorgelegt: Stehen 
wir auch noch streng unter dem selbst aufzuer-
legenden Übermaßverbot bei allem Tun in diesem 
Bereich? Hier — wie ich vorhin sagte — unter-
scheiden wir uns, wenn es heißt: Freiheitsraum des 
Bürgers und mehr Gewalt für den Staat. So haben 
wir eine Reihe — insgesamt rund drei Dutzend 
— von CDU-Gesetzentwürfen oder -Gesetzesän-
derungen in diesem Hause abgelehnt. Das heißt, 
wir haben uns dem anderen Brennpunkt dieser El-
lipse nicht genähert. Dazu gehören beispielsweise 
bei Ihnen so abenteuerliche Vorstellungen wie die, 
Bürger als Helfer der Polizei bei der akuten Ver-
brechensbekämpfung einzusetzen, das Demonstra-
tionsrecht so weit zu verschärfen, daß in bestimmten 
Situationen auch friedliche Teilnehmer der Krimi-
nalisierung unterliegen, dazu gehört die Einführung 
der Sicherungsverwahrung für Ersttäter auch am 
Rande dieser Szene im terroristischen Bereich. Damit 
werden die Bemühungen des Bundesinnenministers 
auf die Null-Linie zurückgeführt, Randtätern eine 
Chance zu geben, durch Selbstgestellung wieder in 
die geordnete Gesellschaft zurückzufinden. Dazu ge-
hört die Ablehnung der Überwachung des mündli-
chen Verkehrs mit der Verteidigung ebenso wie die 
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Einschränkung der Aussetzung des Strafrechts zur 
Bewährung und vieles andere mehr. 

Das sind, wie ich am Anfang vielleicht etwas 
theoretisch formulierte, einige praktische Beweise 
dafür, daß dieses Spannungsfeld — bürgerliche 
Freiheit: notwendige Ausstattung der Staatsgewalt 
— von Koalition und Opposition verschieden be-
setzt wird. 

Wir nehmen für uns in Anspruch: Wenn trotz 
gefährlicher terroristischer Anschläge und einer 
entsprechend sensibilisierten Öffentlichkeit die 
Bundesrepublik Deutschland auch nicht annähernd 
den Charakter eines Polizeistaates hat, wenn Ter-
roristen in der Bevölkerung zunehmend weniger 
Rückhalt finden, dann ist dies ein Erfolg der sozi-
alliberalen Sicherheitspolitik und der allgemeinen 
Politik in diesem Lande. Das lassen wir uns nicht 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im Zentrum dieser Politik der inneren Sicherheit 
stand Herr Baum viele Jahre als Staatssekretär und 
nun seit einer etwas geringeren Zeit als Innenmini-
ster. 

(Spranger [CDU/CSU]: So ist es! Darum ist 
es ja so unverständlich!) 

Wer mit einem Antrag sagen will, dieser immer 
noch sehr begrüßenswerte Zustand ist trotz Herrn 
Baum entstanden und nicht mit direkter Hilfe an 
bevorzugter Stelle durch Herrn Baum, der mag 
nach hier oben kommen und sehen, wie er das für 
einen Menschen draußen einleuchtend zu formulie-
ren imstande ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte zumindest den Kolleginnen und Kol-
legen, die mit mir dem Sonderausschuß für die 
Schaffung eines Gesetzes zur parlamentarischen 
Kontrolle der Nachrichtendienste angehörten, fol-
gendes ins Gedächtnis zurückrufen: Drei Dinge wa-
ren wir damals nicht zu lösen in der Lage. 

Das war erstens eine Definition des Begriffs 
„nachrichtendienstliche Mittel". Das stand damals 
im Vordergrund, weil der Fall Traube vorausge-
gangen war. Das haben wir nicht geschafft in dem 
Gesetzestext, und wir haben gesagt: Darüber müs-
sen wir noch nachdenken. 

Das zweite war, daß wir gesagt haben: Der Be-
griff der Amtshilfe ist ein Rechtsbegriff, der in der 
Verfassung fest verankert ist, der richtig ist, der 
aber nirgendwo praktisch gültig faßbar in seinen 
Grenzen beschrieben ist; das ist ungeheuer schwie-
rig. Im Übermaß und ungehemmt angewandte 
Amtshilfe — wir haben niemandem unterstellt, daß 
er das tut, auch den Beschäftigten in den Diensten 
nicht — könnte sehr wohl dazu führen, daß der 
Wille des Gesetzgebers, sowohl die drei Dienste 
als auch die Polizei getrennt voneinander zu füh-
ren, über eine ausufernde Amtshilfebrücke umgan-
gen würde. Der Auftrag an die Regierung lautet, 
sich hierüber Gedanken zu machen. Dieser Auftrag 
läuft, durch den Bundesinnenminister pflichtgemäß 
auf den Weg gebracht. 

Das dritte war, daß wir alle zusammen selbst 
nicht recht wußten, ob über Computer-Brücken 
nicht ebenfalls der Wille des Gesetzgebers in ei-
nem nicht mehr zu vertretenden Rahmen überspielt 
und umgangen würde. 

Da, wie jeder in diesem Hause weiß, gleiche Ge-
danken auch draußen in der Bürgerschaft vorhan-
den sind, insbesondere gegenüber den von den 
Bürgern ja nicht einsehbaren Computern im BKA 
oder im Bundesamt für Verfassungsschutz - selbst 
wenn sie davorstehen, sie können nicht hineinse-
hen —, müssen sich die Bürger darauf verlassen, 
daß das Parlament verantwortungsvoll die Kontrol-
le über diese Mechanismen und über die Men-
schen, die sie bedienen, wahrnimmt, wie das Ge-
setz es befiehlt. Aber dieses Unbehagen der Bürger 
redet man nicht weg, das handelt man nur weg 
durch Tun der Regierung und des Parlamentes. 

In dieser Phase befinden wir uns, und wir wer-
den alle gut daran tun, daß wir schnell durch sind 
und sagen: Das ist notwendig, wir haben geprüft, 
das ist gesetzlich, das Parlament kontrolliert die 
Dienste wie den gesamten öffentlichen Dienst. Die-
se Dienste haben keinen Sonderstatus, weder drü-
ber noch drunter. Das Ganze müssen Sie offen und 
öffentlich machen. Dabei werden keine Geheimnisse 
verraten, Herr Dregger. Das ist alles Kaffeesatzthe-
orie. Auch in den Prüfberichten ist keinerlei Ge-
heimnisvolles zu finden, es sei denn, man will es 
mit Gewalt dort hineinlesen. Das freilich bleibt je-
dem in seiner eigenen Phantasie unbenommen. 

Ich fasse zusammen und stelle fest: Die innere 
Sicherheit ist gewährleistet, darum bemühen sich 
viele in Bund und Ländern. Diese Feststellung ist 
nicht auf eine Partei oder eine Fraktion beziehbar. 
Die Struktur unseres Staates weist den Bereich der 
inneren Sicherheit durch die Dezentralisierung der 
Sicherheitskräfte der gemeinsamen Zusammenar-
beit von Bund und Ländern zu. Niemand kann das 
nach unserer Gesetzeslage alleine. Deswegen ist 
dieser Bereich völlig ungeeignet für jede Art von 
parteipolitischer Auseinandersetzung. Wenn hier 
mit dem Holzhammer operiert wird, wie immer 
man das in der Technik betreibt, ob man es an ei-
nem Menschen Baum aufhängt, ob man es an ei-
nem Vorgang Traube oder an Listen an den Gren-
zen aufhängt, das Ergebnis ist immer das gleiche: 
empfindliche Störungen in dieser schwierigen Zu-
sammenarbeit zwischen dem Bund und den elf Län-
dern. 

Ich stelle weiter fest: Das Mißtrauen der Bevöl-
kerung gegen einige Praktiken — ich betone: eini-
ge Praktiken — der Sicherheitsorgane ist vorhan-
den. Das ist gleichzeitig die Aufforderung an das 
Parlament, sich vor die Dienste zu stellen, indem 
es im Wege der parlamentarischen Kontrolle sagt: 
Das ist Rechtens. 

Ich will nur ein Beispiel geben. Ich höre in Ver-
sammlungen Worte wie etwa: Nach dem, was man 
so hört, kommt man schnell in diese Computer 
beim Verfassungsschutz usw. hinein, nach Jahren 
kommt man sogar mal wieder heraus, wenn man in 
den öffentlichen Dienst eintreten will; wie ist das 
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eigentlich, wenn man hereinkommt, bleibt man bis 
zum Tode dort drin oder kommt man irgendwann 
als unverdächtig oder wie auch immer heraus? Da 
gibt es einen ganzen Katalog von Fragen, die das 
Unbehagen deutlich umreißen. 

Deswegen begrüßen wir es, daß wir konkret zur 
Sache kommen, daß wir als Parlament vorgelegt 
bekommen haben: Das gibt es an Datensammlun-
gen, so werden sie verwendet, Parlament, kontrol-
liere, segne ab, schneide ab, wo es sein muß, dann 
aber stehe voll vor deinen Diensten, damit sie wie-
der in dem Bereich arbeiten können, wo sie nur 
wirkungsvoll tätig sein können, nämlich außerhalb 
des Scheinwerferlichtes der kritischen öffentlichen 
Begleitung, nicht der des Parlamentes. 

(Spranger [CDU/CSU] : Wer bringt sie da 
hinein? Das sind doch nicht wir!) 

Wir sind uns darüber klar, daß der Datenschutz 
und das Gesetz von uns durch bereichsspezifischen 
Datenschutz in diesem Bereich angereichert wer-
den müssen. 

Meine Damen und Herren, ich bin sicher, daß al-
les in allem — wenn auch nach einer Einstimmung 
durch diesen Antrag, der nach meiner festen Über-
zeugung weit neben der gebotenen Sachlichkeit 
angesiedelt ist — diese Diskussion für die Öffent-
lichkeit den positiven Zweck hat, daß wir bereit 
sind, auch das, was man unter dem Bereich des öf-
fentlichen Dienstes — sprich: Dienste — versteht, 
offen und öffentlich zu kontrollieren, daß wir zu 
diesen Diensten stehen und ihnen ihre Arbeit er-
leichtern, indem das Parlament ohne Zaudern sei-
nen Teil an Verantwortung übernimmt. Dazu wa-
ren wir wie in der Vergangenheit und sind wir 
auch in der Zukunft mit dem Bundesinnenminister 
Baum, der unser volles Vertrauen genießt, bereit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen! Meine Herren! Zunächst ein Wort 
zu Herrn Kollegen Dregger. Ich stimme mit Ihnen 
voll in Ihrer Eingangsfeststellung überein, daß wir 
uns auf einem schmalen Grat bewegen, wenn wir 
uns zwischen innerer Sicherheit und bürgerlicher 
Freiheit entscheiden müssen. Ich glaube, gerade 
diese Tatsache sollte uns immer wieder dazu an-
halten, mit einem Höchstmaß an Gemeinsamkeit 
die Markierungen zu suchen, die uns in den Stand 
setzen, dann auch gemeinsam diesen schmalen 
Grat sowohl im Interesse der inneren Sicherheit 
wie auch der Freiheit unserer Bürger zu gehen. 
Aber gerade über gewisse Grundmarkierungen be-
steht diese Übereinstimmung leider nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, niemand nimmt im 
Ernst an, wir lebten in einer ungebrochen heilen 
Welt. Auch ist unsere Welt nicht überall friedlich. 
Dies zeigt ein Blick über die Grenzen, aber auch 
ein Blick nach innen auf die noch immer ungebro  

chene Gefahr des Terrorismus. Das wissen wir alle. 
Dennoch, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, hat sich mir beim Studium Ihres Antrags die 
Frage aufgedrängt, was um alles in der Welt Sie 
bewogen haben mag, Ihren Antrag unter die an-
spruchsvolle Überschrift „Sicherung des inneren 
Friedens" zu stellen und damit zugleich zu behaup-
ten oder zu unterstellen, daß der Bundesminister 
des Innern diesen inneren Frieden gefährde. Bei 
der Lektüre soll sich dem Leser der Eindruck auf-
drängen, Angst, Furcht und Unsicherheit hätten in 
unserem Land bei den Bürgern ebenso wie bei de-
nen, die bei den Sicherheitsbehörden zum Schutz 
der inneren Sicherheit tätig sind, um sich gegrif

-

fen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So redet der In

-

nenminister immer!) 

Die Beispiele, die der Kollege Liedtke eben ge-
bracht hat, sind doch ganz überzeugend, was die 
Ausgestaltung Ihres Antrags angeht. Mit Ihren Bei-
spielen und Ihren Formulierungen bringen Sie Ih-
ren Antrag auch um den Hauch jeder Seriosität. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wir können uns sehr wohl über das Verhalten des 
Bundesministers des Innern in Fragen der inneren 
Sicherheit — das wir für richtig halten — sachlich 
auseinandersetzen. Wir scheuen eine Auseinander-
setzung nicht, ja, wir wünschen sie sogar. Ich will 
mich auch sogleich damit auseinandersetzen. Aber 
haben nicht auch Sie bei einer selbstkritischen Be-
trachtung gelegentlich — so will ich einmal sagen 
— den Eindruck, daß Sie hier mit diesem Antrag, 
Wortlaut und Überschrift, das Plakat ein wenig zu 
hoch aufgehängt haben? Und man muß weiter fra-
gen: Waren Sie sich der Tragweite dieses Antrags 
bewußt, als Sie meinten, Ihr Anliegen in die Form 
einer Mißbilligung zwängen zu müssen? 

'Man muß daran zweifeln. Denn wie sollte man 
sonst verstehen, daß z. B. der Kollege Zimmermann 
lauthals zu einem Zeitpunkt das Ende des inneren 
Friedens verkündete — ich gebe das mit meinen 
Worten wieder —, als außer einem gewissen Pres-
sebericht noch nichts bekannt war, dem Parlament 
der Dateienbericht noch nicht vorlag und damit der 
Innenausschuß noch nicht einmal damit begonnen 
hatte, diesen sicherlich schwierigen Komplex zu 
beraten? 

Ich muß sagen: Es ist immer verdächtig, wenn 
jemand meint, alles schon von vornherein genau 
wissen zu können. Nur so ist zu erklären, wie ich 
meine, daß Ihr voreilig formulierter Antrag die 
hochtrabende Überschrift „Sicherung des inneren 
Friedens" erhielt, wobei Sie sozusagen in einem 
Aufwasch in diesen Antrag alles hineinpackten, 
von dem Sie sagen-, denken oder meinen, die ganze 
Richtung passe Ihnen nicht. 

Damit kommt aber zugleich auch zum Ausdruck, 
daß Sie politisch — ich sprach gerade von den 
Grenzen zwischen Freiheit und innerer Sicherheit 
— doch ein wenig in einem anderen Lager stehen, 
wenn es darum geht, Sicherheit des Bürgers und 
Freiheit des Bürgers in einem modernen Staat zu 
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einer höchstmöglichen Harmonie zu bringen. Ich 
werde nachher noch einiges darüber sagen. 

Zunächst aber muß doch wohl auch hier und vor 
der Öffentlichkeit einmal ganz deutlich klargelegt 
werden, was wirklich geschehen ist, wie die Aus-
gangslage war, die der Bundesinnenminister Baum 
bei seinem Amtsantritt vorfand und von der auch 
sein Vorgänger im Amt ausgehen mußte und aus-
gegangen ist. Da ist einmal die Frage der Amtshil-
fe oder, um es präziser zu sagen, die Frage, ob und 
in welchem Umfang das in der Verfassung und in 
Einzelgesetzen niedergelegte Institut der Amtshilfe 
bestimmte Maßnahmen im Bereich der Sicherheits-
behörden rechtlich voll abdeckt. 

Dies ist nicht nur ein polizeitaktisches, sondern 
auch ein verfassungsrechtliches und ein politisches 
Problem, weil es hierbei auch um die Frage geht, 
ob die gebotene Trennung zwischen Nachrichten-
diensten und den polizeilichen Befugnissen etwa 
durch das Institut der Amtshilfe behoben werden 
kann oder darf. Ich erinnere daran, daß uns die 
Frage der Amtshilfe spätestens seit der Erörterung 
des Falles Traube in den politischen Debatten im-
mer wieder beschäftigt hat. Es ist für den Innenmi-
nister, der nicht nur Polizei-, sondern auch Verfas-
sungsminister ist, ein zwingendes Gebot, diese Fra-
ge auch im Interesse der Sicherheitsbehörden 
selbst eindeutig klarzustellen. 

Das zweite Problem ist im Grunde noch neueren 
Datums. Nach Inkrafttreten des Datenschutzgeset-
zes ist es der verfassungsmäßige Auftrag des Bun-
desinnenministers, sich darum zu kümmern, ob die 
Vorschriften des Gesetzes in den einzelnen Berei-
chen richtig angewandt werden. Dies gilt auch, 
vielleicht sogar vor allem, für den Bereich der in-
neren Sicherheit, den das Bundesdatenschutzgesetz 
von bestimmten für die übrige öffentliche Verwal-
tung geltenden Vorschriften freigestellt hat. 

Jeder, der das Datenschutzgesetz in den Jahren 
1975 und 1976 im Innenausschuß mitberaten hat, 
weiß genau, wie schwer es für jeden von uns war, 
Regelungen zu finden, die sowohl den Bedürfnissen 
der inneren Sicherheit als auch dem Interesse der 
einzelnen betroffenen Bürger Rechnung tragen. 

Sie, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, wissen es auch; denn sonst hätten Sie nicht 
unter Abschnitt I der Begründung Ihres Antrags 
u. a. ausgeführt — wenn ich Sie einmal zitieren 
darf —: 

Deshalb ist Datenschutz notwendig. Bundesre-
gierung und ihr Datenschutzbeauftragter haben 
auf volle Anwendung und strikte Einhaltung 
des Datenschutzgesetzes zu achten. Das gilt 
auch für den Bereich der inneren Sicherheit. 

So sagen Sie selbst. 

Herr Kollege Dregger, nur eines. Wenn Sie mei-
nen, wir oder der Bundesinnenminister Baum hät-
ten den Datenschutz jetzt als liberale Erfindung auf 
den Markt gebracht, rate ich Ihnen, sich einmal die 
Debatten und Erörterungen zum Datenschutzgesetz 
im Innenausschuß in den Jahren 1975 und 1976 
zwischen allen Kollegen in diesem Hause unter 

sehr maßgeblichem Einfluß des damaligen Staatsse-
kretär Baum anzusehen; denn dann würden Sie 
eine solche Bemerkung nicht aufstellen. 

Der Bundesinnenminister hat deshalb nicht mehr 
oder weniger als seine Amtspflicht erfüllt, als er 
sich vornahm, die Bereiche Amtshilfe und Daten-
schutz bei den Sicherheitsbehörden rechtlich und 
tatsächlich eingehend zu überprüfen. 

Daß ein Zwischenergebnis dieser Prüfung mit ei-
ner, ich will es einmal so formulieren: nicht ver-
bindlichen Fassung in die Presse geraten ist, ist 
nicht sein Verschulden; es ist ihm nicht zuzurech-
nen. Aber durch diese Veröffentlichung ergab sich 
eine besondere Lage. Nachdem dies so geschehen 
war, mußte sich der Bundesinnenminister entschei-
den, wie er zu verfahren hatte. Da gab es verschie-
dene Möglichkeiten. Ein Schweigen hätte die Unsi-
cherheit in der Bevölkerung über einen langen 
Zeitraum in einem unerträglichen Maße vergrößert, 
vielleicht sogar überhaupt erst begründet. Auch 
den Sicherheitsbehörden wäre mit einem solchen 
Verhalten im Ergebnis nicht gedient gewesen. 

Aus diesem Grunde war die Entscheidung des 
Bundesinnenministers in der gegebenen Situation 
richtig, den vorläufigen Dateienbericht in berich-
tigter Fassung im Rahmen des politisch Vertretba-
ren der Öffentlichkeit zur Kenntnis zu bringen. Si-
cher wäre es für alle Beteiligten angenehmer ge-
wesen, wenn die Information erst nach abschlie-
ßender rechtlicher Überprüfung hätte stattfinden 
können, mit Weisungen an die zuständigen Behör-
den, was in Zukunft nun zu geschehen habe. In der 
damals gegebenen Situation war ein solches Ver-
halten, wie ich dargelegt habe, nicht möglich. Der 
Bundesminister des Innern hat sich nach Auffas-
sung der Fraktion der Freien Demokraten aus der 
Verantwortung seines Amtes heraus richtig verhal-
ten. 

Die Fraktion der FDP unterstützt ihn darüber 
hinaus uneingeschränkt in seinem Bemühen, Amts-
hilfe und Datenschutz im Interesse der Freiheit des 
Bürgers, aber auch im Interesse der Sicherheitsbe-
hörden selbst auch in Zukunft mit den Erfordernis-
sen eines freiheitlichen Rechtsstaates zur Deckung 
zu bringen. 

(Beifall bei der FDP) 

Nun ein Wort zu den Sicherheitsbehörden. Die 
Sicherheitsbehörden trifft nach dem Dateienbericht 
des Bundesinnenministers kein Vorwurf. Auch die 
inzwischen stattgefundenen Beratungen im Innen-
ausschuß haben deutlich gemacht: Die Beamten ar-
beiten nach Vorschriften, die ihnen der Gesetzge-
ber und die Exekutive gesetzt haben. Ich möchte 
das ganz ausdrücklich betonen. Nicht anders wa-
ren auch die Ausführungen des Bundesinnenmini-
sters zu diesem Thema zu verstehen. Im übrigen 
sage ich noch einmal: Es liegt auch im Interesse 
der Sicherheitsbehörden selbst, über klare und ein-
deutige Rechtsgrundlagen verfügen zu können. 

Es ist daher falsch, davon zu sprechen, der Bun-
desinnenminister habe das Vertrauensverhältnis zu 
den Beamten in den Sicherheitsbehörden belastet. 
Indem die Opposition indessen den Tatsachen zu- 
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wider immer wieder eine solche Belastung des 
Vertrauensverhältnisses in der Öffentlichkeit be-
hauptet, beschwört sie selbst einen Zustand herauf, 
den sie dem Bundesinnenminister zum Vorwurf 
macht. Im übrigen kann man der Opposition den 
Hinweis auf eine angebliche Belastung des Ver-
trauensverhältnisses am wenigsten abnehmen. Ich 
erinnere mich noch sehr genau sehr vieler Sitzun-
gen des Innenausschusses, in denen Sie polizeitak-
tische Fragen, die praktisch nur von Fachkundigen 
beurteilt werden können, in der Art eines Ober-
kommissars beinahe inquisitorisch ausgebreitet ha-
ben. Wissen Sie das eigentlich nicht mehr? 

Aus alledem sind für uns Liberale zwei Folge-
rungen zu ziehen. Erstens. Die Untersuchungen des 
Bundesministers des Innern sind nicht nach rück-
wärts gerichtet, um irgendwelche möglicherweise 
schuldhafte Rechtsverstöße aufzudecken. Der Blick 
des Innenministers geht nach vorn, um für die Zu-
kunft klare rechtliche und politisch vertretbare 
Grundlagen zu schaffen. Die erst in den letzten 
beiden Jahren in verschärftem Maße aufgetretenen 
Probleme der Amtshilfe und des Datenschutzes 
mindern deshalb auch nicht im geringsten die gro-
ßen Verdienste derjenigen, die sich um den perso-
nellen und sächlichen Ausbau des Bundeskrimina-
lamts zu einer hochqualifizierten und leistungsfähi-
gen Behörde bemüht haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Herr Kollege Dregger, in diesem Punkt gibt es bei 
uns keinen Bruch, um es einmal deutlich zu sagen. 
Die Freien Demokraten stehen deshalb unverändert 
zu der großen Aufbauarbeit, die die damaligen In-
nenminister Genscher und Maihofer auf diesem 
Gebiet geleistet haben. 

Zweitens. Die Lösung der Probleme obliegt nicht 
den Beamten der Sicherheitsbehörden. Das ist eine 
politische Frage, die von den politisch Verantwort-
lichen in Legislative und Exekutive zu bewältigen 
ist. Hierbei kommt es nun allerdings auf den poli-
tischen Standort an, den ich beziehe, wenn ich an den 
Problemkreis Freiheit und innere Sicherheit heran-
gehe. Mit allgemeinen Formeln, die wir alle sehr 
leicht und griffig formulieren können, ist man da 
sehr schnell bei der Hand. 

Sicher sind wir uns alle darin einig, daß Freiheit 
ohne innere Sicherheit, ebenso aber innere Sicher-
heit ohne Freiheit nicht bestehen kann. Wir wissen 
aber auch, daß beide Begriffe Elemente enthalten, 
die nicht immer glatt zur Deckung zu bringen sind. 
In aller Regel wird man nur von Bereich zu Be-
reich, oft von Fall zu Fall konkret abwägen und 
entscheiden können. Im Grunde müßte die Opposi-
tion zu dem gleichen Ergebnis kommen. Sie selbst 
haben unter Abschnitt I Ihrer Begründung beide 
Grundforderungen nebeneinander gestellt: Schutz 
des Bürgers vor ungerechtfertigten staatlichen Ein-
griffen und Zurücktreten einzelner Bürgerrechte 
zugunsten des Schutzes der Allgemeinheit. Gerade 
die letzte Innenausschußsitzung, in der der Bericht 
des Datenschutzbeauftragten zu diesem Komplex 
debattiert wurde, hat deutlich gemacht, daß oft je-
weils nur unter Berücksichtigung der Grundsätze 

einerseits des Übermaßverbots und andererseits 
des Gebots der Verhältnismäßigkeit festgestellt 
werden kann, was nun wirklich im konkreten Ein-
zelfall Rechtens ist. 

Diesem hohen Anspruch, von dem Herr Dregger 
am Anfang sprach und den Sie mit Ihrem Antrag 
offenbar an sich selbst stellen zu müssen meinten, 
werden Sie in Ihrer weiteren Begründung aller-
dings in keiner Weise gerecht. Sie sehen dann doch 
immer wieder nur den Komplex der inneren Si-
cherheit und bringen über den Schutz der Frei-
heitsrechte Unbeteiligter außer verbalen Erklärun-
gen nicht viel. Sie tragen trotz dieser Erklärungen 
nicht der Tatsache Rechnung, daß vor allem die be-
sonderen technischen Möglichkeiten der elektroni-
schen Datenverarbeitung für den Bürger neue Ge-
fahrenquellen — oft ungeahnter Art und ungeahn-
ten Umfangs — eröffnet haben. 

Der Bundesminister des Innern hat mit seinem 
Verhalten einen mutigen, zugleich aber auch einen 
richtigen Schritt getan. 

(Beifall bei der FDP) 

Er deckt sich voll mit unserem liberalen Verständ-
nis von Bürger und Staat. Dieser Schritt dient zu-
gleich aber auch der inneren Sicherheit und dem 
inneren Frieden in einer doppelten Weise. Er wird 
am Ende der Überlegungen die Sicherheitsbehör-
den mit klaren und eindeutigen Weisungen verse-
hen. Er wird aber auch das Vertrauen der Bürger 
stärken, auf das die Sicherheitsbehörden unseres 
Landes gleichermaßen angewiesen sind, um mit 
noch größerem Erfolg ihre schwere und gefahrvolle 
Arbeit leisten zu können. 

Meine Bitte an den Bundesinnenminister geht in 
diesem Zusammenhang nur dahin, die eingeleiteten 
Untersuchungen zum Thema Amtshilfe möglichst 
schnell zum Abschluß zu bringen, damit die not-
wendigen Entscheidungen sehr bald getroffen wer-
den können. 

Im übrigen kann in diesem sehr sensiblen Be-
reich niemand eine allgemeine und zugleich für 
alle Einzelfälle gültige Patentlösung anbieten. Es 
ist dies ein ständiger Prozeß, dessen positiver Ent-
wicklung sich alle politisch Verantwortlichen nach 
Möglichkeit gemeinsam widmen sollten. Und damit 
komme ich auf den Eingang von dem schmalen 
Grat zwischen innerer Sicherheit und bürgerlicher 
Freiheit zurück. Gemeinsamkeit setzt allerdings 
wenigstens Übereinstimmung in den Grundmarkie-
rungen voraus. Ihr Antrag, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, und die heutige Debatte 
zeigen leider, daß diese Übereinstimmung nicht 
vorhanden ist. Die Opposition mag meinen, mit ih-
rem Antrag Stimmung bei den Bürgern machen zu 
können. Sie werden sich irren! Aber das ist Ihr 
Problem. Sie müssen nur wissen, daß Sie sich mit 
einer solchen Taktik, die nur auf eine äußere Wir-
kung bedacht ist, einer Aufgabe entziehen, der wir 
uns alle im Interesse des inneren Friedens mit Vor-
rang widmen sollten. 

Ich komme zum Schluß. Die Vorwürfe der Oppo-
sition sind nicht begründet. Sie gehen bewußt an 
einzelnen Tatsachen vorbei. Sie lassen abseits aller 
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Taktik eine politische Grundeinstellung erkennen, 
die weit von unserem Grundverständnis entfernt 
ist, mit dem wir inneren Frieden, daneben aber 
auch Sicherheit und Freiheit der Bürger gewinnen 
und erhalten wollen. Ihren Mißbilligungsantrag 
weisen wir daher entschieden zurück. Die Fraktion 
der Freien Demokraten steht auch in dieser Frage 
uneingeschränkt an der Seite des Bundesministers 
des Innern und der Bundesregierung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Baum. 

Baum, Bundesminister des Innern: Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
bin Gegenstand dieser Debatte. Deshalb werde ich 
mich mit einiger Zurückhaltung äußern. Ich halte es 
jedoch für wichtig, die Lage zu skizzieren, von der 
wir ausgehen müssen, die Motive darzulegen, die 
ich habe, und die Ziele, die mich leiten. 

Im Bereich der inneren Sicherheit ist die Situation 
durch eine anhaltende Bedrohungslage gekennzeich-
net — darüber gibt es keinen Zweifel —, aber auch 
durch engagierten und erfolgreichen Einsatz der An-
gehörigen der Sicherheitsbehörden. Auf der ande-
ren Seite gibt es die gesteigerte Sorge um die Be-
wahrung persönlicher Freiheit. Das ist das eigent-
liche Motiv für diese Debatte; meine beiden Vor-
redner haben das ja ausgeführt. 

Diese Sorge ist Bestandteil einer allgemeinen 
Bürokratisierungs- und Computerangst, die auch den 
Sicherheitsbereich erfaßt hat, und die uns, wenn wir 
nicht aufpassen, meine Damen und Herren, eines 
Tages hindern könnte, das zu tun, was wir wirklich 
tun müssen. Wir müssen also offensiv diskutieren. 

Auch Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, sehen die Freiheit der Bürger durch 
Hineinwuchern des Staaatsapparates in die verschie-
denen Lebensbereiche gefährdet. In Ihrer Antragsbe-
gründung, Herr Dregger, kommt das ja zum Aus-
druck. Sie sprechen dort „von schleichenden staat-
lichen Eingriffen, vor denen der Bürger geschützt 
werden müsse". 

Die gesteigerte Sensibilität der Bürger beim Per-
sönlichkeits- und Datenschutz, aber auch im Bereich 
der Grenzkontrollen — ein Schwerpunkt unserer 
Debatte bezieht sich ja auf die Grenze, auf die 
Grenzkontrollen — offenbart sich in der Diskussion 
über die Arbeit der Sicherheitsbehörden, die wir 
jetzt führen. Diese Diskussion habe ich bei meinem 
Amtsantritt vorgefunden. Herr Liedtke hat darauf 
hingewiesen. 

Erinnern Sie sich: Die im Mai 1978 festgestellte 
Weitergabe interner Listen des Verfassungsschutzes 
an den Bundesgrenzschutz, die mein Amtsvorgänger 
zurückgezogen hat, hatte eine intensive publizi-
stische, aber auch parlamentarische Kritik ausgelöst. 
Auch zur Terrorismusbekämpfung gab es dann kurz 
darauf Kritik, die sich schon damals vor allem gegen 
das polizeiliche Informationswesen gerichtet hat. 
Ich meine, wir müssen uns jetzt gemeinsam fragen, 
wie man auf eine solche Diskussion, meine Kolle-

ginnen und Kollegen, reagiert. Ich kann der Oppo-
sition nicht folgen, wenn sie dies als Diffamierungs-
kampagne abtut. Ich bin der Meinung: um die Sicher-
heitsorgane aus der Zone des Mißtrauens und der 
Spekulation herauszuführen, müssen wir in die Dis-
kussion geratene Positionen überprüfen, präzisieren 
und, soweit notwendig, auch korrigieren. Nichts 
anderes tut jetzt dankenswerterweise der Deutsche 
Bundestag im Innenausschuß, nichts anderes ist jetzt 
notwendig. 

Eines muß auch klar sein: Die Sicherheitsbehör-
den arbeiten nach grundsätzlichen Vorschriften, die 
ihnen die Parlamente und die Innenminister gegeben 
haben und für die diese allein die Verantwortung 
tragen, das heißt — ich habe das auch wiederholt 
gesagt —, diejenigen, die die Sicherheitsbehörden 
kritisieren, müssen diese Kritik — wenn es Politiker 
sind — zunächst an ihre eigene Adresse richten, 
denn im wesentlichen arbeiten die Sicherheitsbehör-
den nach den Vorgaben, die wir ihnen geben. Alle 
diesbezüglichen Fragen richten sich deshalb an uns, 
die verantwortlichen Politiker in Bund und Ländern. 

Alle die von mir in Wahrnehmung dieser Ver-
antwortung erteilten Prüfaufträge haben zum Ziel, 
die Arbeit der Sicherheitsbehörden effektiver zu 
machen, das, was zu verbessern ist, zu verbessern 
und deutlich zu machen, was notwendig ist, um die 
innere Sicherheit zu gewährleisten. Ich halte es für 
richtig, diese Politik in der Offentlichkeit offensiv zu 
vertreten. 

Das sicherheitspolitisch Notwendige muß ge-
schehen, und ich sage Ihnen, meine Damen und 
Herren, es geschieht auch. Die Sicherheitsbehörden 
arbeiten heute wirksamer als je zuvor. Wir können 
uns über einige Leistungen doch freuen. In der 
Spionageabwehr gab es gerade in diesem Jahr er-
freuliche Erfolge. Allein in den ersten fünf Monaten 
dieses Jahres wurden mehr Agenten enttarnt als im 
ganzen Jahr 1978. 

Sicher, in der Terrorismusbekämpfung sind wir 
noch nicht am Ziel. Die Bedrohung hält an. Darüber 
darf man sich überhaupt keine Illusionen machen. 
Aber der Fahndungsdruck von Bund und Ländern 
konnte verstärkt werden. Die zuständigen Sicher-
heitskräfte konnten — vor allem in letzter Zeit — 
schwer belastete Terroristen aufspüren. Mit Rolf 
Heißler entdeckten Zielfahnder des BKA zusammen 
mit ihren hessischen Kollegen eine der führenden 
und gefährlichsten Figuren. Die Vorbereitung für 
weitere Verbrechen und ebenfalls die Logistik konn-
ten gestört werden. Insgesamt bietet die Teroristen-
fahndung in Bund und Ländern ein Bild ergebnisbe-
zogener Offensive und Initiative. 

Ich möchte hinzufügen: Die Strategien zur Über-
windung des Terrorismus beschränken sich nicht auf 
polizeiliche Maßnahmen. Die Unterstützung der Ter-
roristen durch das Ausland einzudämmen, war das 
Ziel einer Reihe von Auslandskontakten. Ich meine, 
wenn es um die innere Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland geht, dürfen wir keine Kontakte 
scheuen, die auch nur die geringste Chance bieten, 
der terroristischen Gefahr zu begegnen. 
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Wir haben auch versucht, denen Signale zu geben, 

die im Terrorismus verstrickt waren, ohne zum har-
ten Kern zu gehören. Daß ein Gesprächsversuch mit 
dem harten Kern sinnlos ist, wissen wir. Zwei mit 
Haftbefehl gesuchte Personen haben sich nach die-
sem Appeal gestellt. Gestern hat auch Astrid Proll 
mit der Rücknahme des Rechtsmittels gegen das 
Auslieferungsverfahren ihre Bereitschaft bekundet, 
sich dem Richter zu stellen. Darauf müssen wir Wert 
legen; daran kann niemand vorbei. Diese Selbstge-
stellungen vermindern nicht die Gefahren, die von 
den noch aktiven Terroristen ausgehen. Aber es geht 
uns darum, jungen Menschen, die am Rande terro-
ristischer Verstrickung leben, den Rückweg zu er-
leichtern, und Personen, die möglicherweise auf dem 
Sprung in den Untergrund stehen, von diesem zu-
rückzuhalten. 

In beispielhafter Zusammenarbeit der Innenmini-
ster von Bund und Ländern ist die Terrorismusbe-
kämpfung durch Umsetzung des Höcherl-Berichts 
verbessert worden. Wir werden ja darauf noch ein-
gehen. Die Arbeitsteilung zwischen Bundeskriminal-
amt und den Polizeien der Länder ist klarer und 
funktionsbezogener geworden. Dieses Konzept hat 
sich bisher durchaus bewährt, meine Damen und 
Herren. 

Natürlich, Herr Dregger, wir haben uns auch Ih-
ren Vorstellungen genähert. Um so unverständlicher 
ist es, daß Sie beim nächsten Tagesordnungspunkt 
diesen Bericht, den wir gemeinsam im Innenaus-
schuß gegeben haben, nicht akzeptieren. Das ver-
stehe ich nicht. 

Eine der Forderungen des Höcherl-Berichts war es, 
den polizeilichen Bereich und den Bereich politischer 
Entscheidungen nicht zu verwischen. Sie, meine Da-
men und Herren von der Opposition, wollten im 
letzten Jahr polizeiliche Einzelentscheidungen im 
Innenausschuß erörtern; das ist auch geschehen.- Ich 
habe Ihnen schon damals erklärt, daß solche Erörte-
rungen nicht zum Regelfall werden dürfen. Politiker 
sollten sich nicht in die Rolle von Polizeiexperten 
bringen. 

Ich habe damals festgestellt und wiederhole jetzt 
hier: „Die Beamten des Bundeskriminalamts haben 
seit Bestehen dieses Amtes Hervorragendes gelei-
stet. Sie stehen seit einigen Jahren zusammen mit 
ihren Kollegen aus den Ländern einer terroristischen 
Herausforderung gegenüber, die es bisher in unse-
rem Land nicht gab und die über unser Land hinaus-
reicht. Daran hat sich nichts geändert. Sie verdienen 
auch nach diesem Fehlschlag unser aller Respekt und 
unseren  Dank."  

Es darf nicht dahin kommen, daß Erfolge polizei-
licher Arbeit als Selbstverständlichkeit zur Kenntnis 
genommen werden und Mißerfolgen mit Pedanterie 
in sogenannten Pannendiskussionen nachgegangen 
wird. Ich erwähne das nur, weil Sie von Verunsiche-
rung der Sicherheitsbehörden sprechen und weil wir 
damals eine Pannendiskussion geführt haben, die ich 
als ungerecht empfunden habe. Die Polizei wird zu 
stark kritisiert. Sie steht im Brennpunkt der Offent-
lichkeit. Sie, Herr Dregger, haben sich damals leider 
zu stark an dieser Diskussion beteiligt. Ich möchte 
nicht, daß wir unsere politischen Auseinanderset

-

zungen auf dem Rücken der Polizei oder gar ein-
zelner Polizeibeamter austragen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die Führung, nicht 
die Polizei!) 

— Da sind wir einig; gut. 

In der geistig-politischen Auseinandersetzung mit 
dem Terrorismus und der Ursachenforschung gab es 
allerdings einen Rückschlag. Herr Kollege Liedtke 
hat darauf hingewiesen. Vielleicht können Sie dar-
auf eingehen, Herr Spranger. Ich bedauere sehr, daß 
das Land Bayern durch seine Weigerung, sich an 
dem gemeinsamen Bund-Länder-Programm zu betei-
ligen, dieses Konzept zu Fall gebracht hat. Der Bund 
wird die ihm verbleibende Aufgabe jetzt allein fi-
nanzieren und übernehmen. 

Im übrigen zeigt die Sicherheitsbilanz in Bund 
und Ländern einige positive Ergebnisse und Ten-
denzen. Die Kriminalstatistik 1978 läßt einen Rück-
gang der Steigerungsrate erkennen. Die Gewalt-
kriminalität, vor allem die Zahl der Straftaten ge-
gen das Leben, ist sogar absolut zurückgegangen. 
An der Grenze konnte die Qualität der Aufgriffe 
weiter verbessert werden. Der Grenzschutzeinzel-
dienst leistet einen erheblichen Beitrag zur Sicher-
heit unseres Landes. Nicht umsonst habe ich mich 
so intensiv um seine Aufgaben gekümmert. Der 
Grenzschutzeinzeldienst hat 1978 verstärkt Perso-
nen festnehmen können, die schwerer Straftaten 
verdächtig waren. Wegen Rauschgiftdelikten waren 
es 1978 rd. 8 700 Personen gegenüber rd. 5 900 im 
Jahr 1977. 

Ein Blick auf die Banküberfälle. Die mit dem Kre-
ditgewerbe abgesprochenen Maßnahmen haben we-
sentliche präventive Wirkungen gezeigt. Die Zahl 
der Banküberfälle konnte zurückgedrängt werden. 
Der Rückgang betrug 1978 gegenüber 1977 12 %. 
Das ist im übrigen ein Beispiel dafür, wie auch 
ohne Gesetzgeber und ohne zusätzliche Gesetze 
Wirkung erzielt werden kann. 

Alles in allem ist die Bilanz polizeilicher Arbeit 
und Zusammenarbeit ermutigend. Die sollten wir 
auch hier im Parlament nicht zerreden, sondern an-
erkennen. Ich sage auch an dieser Stelle einen un-
eingeschränkten Dank an die Sicherheitsbehörden 
der Länder und des Bundes. Diesen Dank haben sie 
verdient. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese Zusammenarbeit — davon bin ich überzeugt, 
selbst wenn es Rückschläge geben sollte, was wir 
alle nicht ausschließen können — wird sich weiter 
bewähren. 

Ich komme jetzt zu den Instrumenten, die die Po-
lizeibeamten für ihre Arbeit brauchen und die wir 
ihnen in die Hand geben müssen. Die technische 
Entwicklung im Bereich der Informationstechnolo-
gie muß in den Dienst der inneren Sicherheit ge-
stellt werden. Daran gibt es keinen Zweifel. Ein 
Beispiel. Die Einführung des fälschungssicheren 
Ausweises und der Ausbau des polizeilichen Infor-
mationssystems sind sicherheitspolitisch unver-
zichtbar, Herr Dregger. Das INPOL-Konzept — dar-
an hat sich nichts geändert — brauchen wir. Auf 
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diese Instrumente können wir im Interesse der 
Sicherheit — das ist die Gratwanderung — nicht 
verzichten. Die Bürger haben Anspruch auf wirk-
samen Schutz gegenüber einer Kriminalität, die sich 
ebenfalls modernster Technik bedient. 

Wir müssen aber durch ein System wirksamer 
rechtsstaatlicher Eingrenzung dafür sorgen, daß 
trotz Effektivitätsverbesserung bei der Verbre-
chensbekämpfung die Balance von Freiheit und 
Sicherheit nicht zu Lasten des Bürgers verloren-
geht. Um die Privatsphäre zu schützen und um den 
Rechtsstaat zu sichern, brauchen wir eine neue In-
terpretation der tragenden Prinzipien des Rechts-
staats im Lichte der Gefährdungen, die die techno-
logische Entwicklung mit sich bringt. 

Die gesetzliche Regelung der Amtshilfe, ein Mel-
derechtsrahmengesetz und bereichsspezifische Da-
tenschutzregelungen im Sicherheitsbereich mit be-
sonderen Löschungsrastern sollen die Grenzen be-
stimmen, innerhalb deren effektive Sicherheit ge-
währleistet wird. 

Wir werden auch dafür sorgen, Herr Dregger, 
daß der fälschungssichere Ausweis nicht durch die 
Hintertür das Personenkennzeichen einführt, für das 
ich vor drei oder vier Jahren noch eingetreten bin. 
Die Diskussion hat mir gezeigt, daß das weitere 
Eintreten nicht verantwortbar gewesen wäre. Die 
rasante Entwicklung der Datenverarbeitung und 
des Datenverbunds, die sich in den letzten Jahren 
gezeigt hat, hat mich veranlaßt, von diesem Vor-
haben Abstand zu nehmen. In einem Melderechts-
rahmengesetz wird kein Personenkennzeichen ent-
halten sein. 

Beim Datenschutz im Sicherheitsbereich wissen 
wir alle, daß das Recht hinter der tatsächlichen Ent-
wicklung herhinkt. Wir wollen die konsequente und 
zügige rechtliche Weiterentwicklung des Daten-
schutzes nicht nur im Sicherheitsbereich, sondern 
auch in der Finanzverwaltung, in der Sozialverwal-
tung — wir diskutieren ja jetzt im Bundestag über 
§ 35 des Sozialgesetzbuches —, im Gesundheitswe-
sen, bei den Sicherheitsbehörden, im Meldewesen 
und auch in der Statistik. 

Zur Fortentwicklung des Datenschutzes im Sicher-
heitsbereich bedarf es noch umfassender und lang-
wieriger Anstrengungen. Es gilt, die Informations-
ströme offenzulegen, die von den Interessen der 
Sicherheitsbehörden bestimmt sind, um sie in ge-
nügender Tiefe in Einklang mit den Forderungen 
des Datenschutzes zu bringen. Wir müssen auch die 
Kommunikation zwischen der Exekutive, zwischen 
den Sicherheitsbehörden, und den Vertretern der 
Datenschutzwissenschaft verbessern. 

Auch während dieser Phase — darüber darf man 
gar keinen Zweifel haben — darf das Funktionie-
ren der Sicherheitsbehörden und der Systeme in 
keiner Weise in Frage gestellt werden. 

Im Computer-Zeitalter verbietet aber das Grund-
gesetz, den Bürger zum bloßen Informationsobjekt, 
zum ergiebigen und verwaltbaren Datenlieferanten 
zu machen. Bisher ist das noch nicht der Fall, meine 
Damen und Herren. Wir haben alle Anstrengungen 

zu unternehmen, gemeinsam, meine ich, um dies zu 
verhindern. 
Computer ermöglichen nicht nur rationelle Ver-

waltungsarbeit, sie schaffen auch eine neue Quali-
tät staatlichen Handelns. Mit der Weiterentwick-
lung des Datenschutzes zeigen wir, wie ernst wir es 
mit dem Schutz des Individuums, mit dem Persön-
lichkeitsrecht und mit dem Schutz der Privatsphäre 
meinen. Wir müssen mit größter Sensibilität dem 
Unbehagen und der Furcht vieler Bürger Rechnung 
tragen, in einer Computer-Gesellschaft vereinnahmt 
zu werden, in der Behörden, Verbände und Wirt-
schaftsunternehmen zuviel, allzuviel über den ein-
zelnen Bürger wissen. 

Ich sage: Eine rechtsstaatlich handelnde Verwal-
tung darf nicht bestrebt sein, ständig restlos infor-
miert zu sein. Sie muß um des Bürgers willen die 
Unvollständigkeit ihrer Information in Kauf neh-
men und ihren Aufgaben in Kenntnis ihrer Informa-
tionsgrenzen nachgehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Effektivität staatlichen Handelns ist sicher wich-
tig, meine Damen und Herren von der Opposition, 
aber Effektivität im Rechtsstaat mißt sich vor allem 
an der tatsächlichen Gewährleistung der Grund-
rechte des einzelnen. 
Es genügt nicht — wie Sie es tun —, die volle 

Anwendung und strikte Einhaltung des Datenschut-
zes im Sicherheitsbereich zu fordern; Sie müssen 
schon sagen, Herr Spranger, welchen Datenschutz 
Sie meinen, und ob Sie die Verstärkung des Daten-
schutzes im Sicherheitsbereich auch wirklich wol-
len. Auf diese Antwort sind wir gespannt. 

Wenn Sie ja sagen, meine Damen und Herren, 
dann müßten Sie doch eigentlich auch einer Be-
standsaufnahme der Informationssammlung und In-
formationsströme, wie wir sie gemacht haben, zu-
stimmen. Im Europaparlament — ich habe das als 
sehr erfreulich angesehen — haben die Christdemo-
kraten das längst politisch getan. Sie haben dort im 
letzten Monat mit den Stimmen der anderen Frak-
tionen des EG-Parlaments die Offenlegung aller 
Dateien im Sicherheitsbereich gefordert. Nun, meine 
Damen und Herren, wir hier in der Bundesrepublik 
haben es weitgehend getan. Das Parlament kann 
jetzt in Kenntnis der Dateien des Bundeskriminal-
amtes und der Datenströme also auch über einen 
wirksamen Datenschutz diskutieren. Ist das denn 
kein Erfolg? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Datenschutz kann nicht am Bürger vorbei ver-
wirklicht werden. Die Offenlegung der Datenver-
arbeitung ist deshalb erste Voraussetzung für einen 
bürgernahen Datenschutz. Der Bürger muß wissen, 
welche Daten erhoben werden, wohin sie fließen 
und wie sie verwendet werden. 

Ich meine, für den inneren Frieden, meine Damen 
und Herren, brauchen wir mehr Toleranz und mehr 
Gelassenheit. Wir brauchen die offene politische 
Diskussion, die nicht in einem Grabensystem partei-
politischer Polarisierung erstarrt, sondern die wirk-
lichen Probleme der Bürger in dieser Republik auf-
spürt. 
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Theo Sommer hat in einem bemerkenswerten 

Artikel zum 30jährigen Bestehen der Bundesrepublik 
die Versuchungen gekennzeichnet, die diese Demo-
kratie wirklich gefährden, wie er sagt, „in ihrer 
Stabilität und ihrem Selbstverständnis als einer Ge-
meinschaft der Freien". Folgende Versuchungen hat 
er genannt — eine haben auch Sie heute genannt, 
Herr Dregger —: Erstens die Versuchung, die Frei-
heit zu Tode zu schützen — sagt Sommer —, „ver-
rät die Ängstlichkeit subalterner Seelen, nicht sou-
veräne, bürgerliche Gelassenheit". Zweitens die Ver-
suchung, „den Begriff des Politischen auf ein rüdes 
Freund-Feind-Verhältnis zu reduzieren". Das ist eine 
weitere Gefahr für die Republik und ihre Entwick-
lung. Drittens — das trifft unser Thema genauso wie 
die beiden anderen Punkte — die Versuchung, „die 
technische Zukunft einfach geschehen zu lassen, 
ohne ihre Gestaltung in das politische Verfahren 
einzubauen". 

Wir werden dieses Thema noch an verschiedenen 
Stellen zu behandeln haben, etwa wenn wir über die 
neuen Kommunikationstechnologien diskutieren. 
Aber hier, wo es um die Computer geht, um die 
Datenverarbeitung in der Verwaltung, ist es genauso 
aktuell wie auf den anderen Gebieten. Ohne eine 
offene Diskussion, die auch diese Punkte einbezieht, 
wird es keinen dauerhaften Konsens der Bürger 
über die Arbeit unserer Sicherheitsbehörden geben, 
keinen inneren Frieden, von dem Sie ja sprechen, 
meine Damen und Herren von der Opposition. 

Transparenz und Offenheit machen das staatliche 
Handeln für den Bürger verstehbar und vorherseh-
bar. Transparenz und Offenheit sind daher wesent-
liche Elemente des Rechtsstaates. Dies gilt auch für 
den Sicherheitsbereich. Wenn Eingriffe heimlich 
geschehen müssen — und sie müssen im Sicherheits-
bereich vielfach auch heimlich geschehen, wie bei-
spielsweise bei der Telefonüberwachung —, ist der 
einzelne — das hat uns unser Bundesverfassungs-
gericht aufgegeben, und wir haben ein entsprechen-
des Gesetz verabschiedet — grundsätzlich nach-
träglich auch zu informieren. 

Natürlich gibt es die Ausnahme vom offenen 
Visier. Der Verfassungsschutz darf und muß auch im 
Geheimen arbeiten. Aber insoweit kann der Bürger 
sich darauf verlassen, daß die gesammelten Dateien 
prinzipiell innerhalb der Sphäre der Diskretion ver-
bleiben. Es wäre ja geradezu abenteuerlich, wenn 
wir etwas anderes anstrebten. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Eine Weitergabe der mit nachrichtendienstlichen 
Mitteln gewonnenen Erkenntnisse an anderer Be-
hörden darf nie selbstverständlich werden. Sie darf 
nur unter klar und eng umschriebenen Vorausset-
zungen erfolgen, die die rechtliche Trennung zwi-
schen Polizei und Verfassungsschutz nicht auf-
heben. Herr Liedtke hat mit Recht darauf hingewie-
sen. Die Amtshilfe kann, wenn sie extensiv betrie-
ben wird, alle Datenschutzregelungen und die ge-
botene Trennung zwischen Verfassungsschutz und 
Polizei überspielen. Da die Amtshilfepflicht selbst im 
Grundgesetz verankert ist, können ihre Grenzen nur 
durch intensive Rechtsprüfung bestimmt werden. 
Das Verwaltungsverfahrensgesetz war nur der erste 

Schritt in das rechtlich kaum entschlossene Gebiet 
der Amtshilfe. Die Unsicherheit, die in diesem Be-
reich besteht, ist eine Unsicherheit nicht der zustän-
digen Behörden, sondern eine Unsicherheit über das 
Recht. Wir haben aber bereits jetzt größere Klarheit 
geschaffen, indem wir die „Sonderanweisung Grenz-
kontrolle" vorläufig überarbeitet und einige gene-
relle Amtshilfeersuchen gestrichen haben. Dies hat 
zu keinem Verlust an öffentlicher Sicherheit ge-
führt, wohl aber zu rechtlicher Klarheit und zum Ab-
werfen von Ballast. 

Eines steht fest, und ich wiederhole es auch hier. 
Die Amtshilfe, wie sie der Bundesgrenzschutz jetzt 
leistet, geschieht unter meiner Verantwortung, wie 
immer die von mir gebetenen Gutachter entscheiden 
werden. Dies habe ich wiederholt unmißverständlich 
klargestellt. Die eingeleitete Rechtsprüfung ist des-
halb kein Abschieben von Verantwortung auf unab-
hängige Gutachter. Nach dem Abschluß dieser Prü-
lung werde ich dem Deutschen Bundestag Vorschlä-
ge zur gesetzlichen Präzisierung der Amtshilfe vor-
legen. Das geschieht im Interesse der Bürger, aber 
auch im Interesse der Sicherheitsbehörden, die von 
uns genau wissen müssen, auf welcher rechtlichen 
und verfassungsrechtlichen Grundlage sie arbeiten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Beamten der Sicherheitsbehörden haben An-
spruch auf das Vertrauen der informierten Bürger. 
Sie brauchen die offene Diskussion nicht zu scheuen, 
die im Ergebnis dieses Vertrauen stärken wird. Da-
von bin ich fest überzeugt. 

Allerdings muß diese Diskussion auch durchge-
standen werden. Die Beamten der Sicherheitsorgane 
sind Bürger dieses Staates. Sie können und brauchen 
nicht von öffentlicher Kontrolle und Kritik ausge-
nommen zu werden. Sie dürfen nicht diffamiert wer-
den. Dies habe ich wiederholt, auch an die Adresse 
einiger Presseorgane, festgestellt. Sie brauchen aber 
auch nicht eine Fürsorge, die so gestaltet ist, daß 
sie eine Verunsicherung geradezu herbeiredet. Diese 
Republik ist frei durch die Freiheit der Meinungs-
äußerung und der Presse, deren Vielfalt allein die 
für die Demokratie unverzichtbare Kritik und Kon-
trolle gewährleistet. Ich meine, gegenüber dieser 
Kritik müssen auch die Beamten im Sicherheitsbe-
reich Selbstbewußtsein zeigen. Sie haben — davon 
habe ich mich überzeugt — mehr von diesem Selbst-
bewußtsein, meine Damen und Herren von der Op-
position, als Sie annehmen. Überzeichnete Kritik ein-
zelner Presseorgane darf in ihrem Stellenwert nicht 
aufgebauscht werden. 

Dies gilt auch für Berichte über Meinungsverschie-
denheiten zwischen mir und dem Präsidenten des 
Bundeskriminalamts. Es gab in der Tat Meinungs-
verschiedenheiten, und dies ist nichts Besonderes. 
Wir alle müssen akzeptieren, daß es zwischen dem 
politisch verantwortlichen Minister und führenden 
Sicherheitsbeamten Meinungsverschiedenheiten ge-
ben kann, wenn politisch verantwortliche Führung 
nicht ihren Sinn verlieren soll. Bei der Abwägung 
zwischen Freiheit und Sicherheit können der leiten-
de Polizeiexperte und der verantwortliche Minister 
nicht stets von gleichen Gewichtungen ausgehen. Ich 
möchte aber betonen, daß das Bundeskriminalamt 
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immer bemüht war, die übergreifenden Auswirkun-
gen eines verstärkten technologischen Einsatzes in 
der Verbrechensbekämpfung auf Freiheit und Privat-
sphäre der Bürger einzugrenzen und schon auf der 
Ebene der Fachentscheidungen zu einem vernünfti-
gen Ausgleich zwischen Freiheit und Sicherheit zu 
kommen. 

Das Bundeskriminalamt hat aus der Bestandsauf-
nahme der Informationssammlung erste Konsequen-
zen zur Weiterentwicklung des Datenschutzes gezo-
gen. Das Bundeskriminalamt hat dies selber getan, 
und es hat dies sogar vor dem Inkrafttreten des 
Bundesdatenschutzgesetzes eingeleitet. Von dem 
Bundeskriminalamt gingen auch wesentliche Initia-
tiven zu den Ende März von der Innenministerkon-
ferenz verabschiedeten Richtlinien für die kriminal-
polizeilichen Personenakten aus. Diese Richtlinien 
legen einheitlich für die gesamte Polizei fest, welche 
Vorgänge aufbewahrt und gespeichert werden dür-
fen, wann und wie lange Vorgänge zu speichern 
sind und wem welche Auskünfte erteilt werden dür-
fen. Das ist eine ganz wichtige Entscheidung von 
Bund und Ländern. Bund und Länder haben diese 
Entscheidung gemeinsam getroffen. Sie wird zur 
Folge haben, daß allein im Bundeskriminalamt meh-
rere hunderttausend Akten vernichtet werden kön-
nen, die eher Ballast sind als Informationen bringen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein 
Wort zu den Gesetzen sagen. Auch die Diskussion 
über die Terrorismusgesetze schwächt, meine ich, 
nicht den Staat, sondern stärkt das Vertrauen in ihn. 
Der Erlaß neuer Gesetze ist in der modernen Demo-
kratie ständige Praxis. Zugleich aber gehört heute 
noch zur Idee des Gesetzes die Regelung auf Dauer. 
Ich glaube, wir sollten uns von der Vorstellung lö-
sen, daß die Gesetze von vornherein auf eine unbe-
stimmte Dauer angelegt sind und dann nicht mehr 
kontrolliert werden. Die Korrektur oder gar die 
Streichung eines erlassenen Gesetzes scheint mit 
dieser Idee des Auf-Dauer-angelegt-Seins nur 
schwer vereinbar. Wer zur Korrektur, wer zur Strei-
chung auffordert, erscheint als Kritiker und Angreifer 
des Konsenses, der zu diesem Gesetz geführt hat. 

Ich meine aber, die alte klassische Funktion des 
Gesetzes als einer prinzipiell zeitlosen Regel hat im 
Rechtsstaat die Verfassung übernommen. Sie legt 
mit ihren Wertentscheidungen den eigentlichen Soll

-

Zustand fest, der bei sich ändernder Wirklichkeit den 
Maßstab bildet. Das Bundesverfassungsgericht selbst 
hat uns in dem bemerkenswerten Mitbestimmungs-
urteil auf die Pflicht hingewiesen, ein Gesetz zu kor-
rigieren, wenn Fehlentwicklungen auftreten, die bei 
der Prognose nicht beachtet worden sind oder nicht 
beachtet werden konnten, weil die Lebensumstände 
sich geändert haben. Deshalb haben wir ganz allge-
mein — nicht nur hier — die Pflicht, Gesetze ständig 
auf ihre Auswirkungen hin zu beobachten und zu 
prüfen, ob sie auch die Wirkung haben, die wir mit 
ihnen anstreben, aber auch zu prüfen, ob sie nicht 
möglicherweise Auswirkungen haben, die keiner 
von uns gewollt hat. 

Eine solche Diskussion hat über das Gesetz über 
den Personalausweis-Sperrvermerk stattgefunden, 
das als Beitrag zur Terrorismusbekämpfung be

-
schlossen worden war. Es besteht jetzt in Bund und 
Ländern ein weitgehender Konsen, auf diesen Ver-
merk zu verzichten. Die Innenminister aller Länder 
haben sich für diesen Verzicht ausgesprochen. Der 
neue fälschungssichere Ausweis würde die diskrimi-
nierende Wirkung des Vermerks noch erhöhen. Die 
Bundesregierung hat deshalb zugleich mit dem Ge-
setzentwurf über die Einführung des fälschungssiche-
ren Ausweises die endgültige Streichung des Ver-
merks vorgeschlagen, der rechtsstaatlich unzumut-
bare Beeinträchtigungen des Persönlichkeitsschutzes 
mit sich gebracht hat. 

Meine Damen und Herren, wir fragen Sie also: 
Was wollen Sie wirklich? Sicherheit, die als Staats-
geheimnis praktiziert wird, produziert nur Unsicher-
heit und Mißtrauen. Ich nehme deshalb Ihre An-
griffe von 1977, Herr Spranger, ernster als das, was 
Sie jetzt in Diskussionen manchmal sagen. Damals 
haben Sie eine zu restriktive Informationspolitik 
der Bundesregierung beklagt und ausgeführt: 

Diese Geheimhaltungspraxis ist ein Hohn ge-
genüber dem mündigen Staatsbürger und auf 
die Brandtsche Regierungserklärung von 1969 
mit der Ankündigung: Wir wollen mehr Demo-
kratie wagen. 

Was wollen Sie also wirklich, Herr Spranger? 

Sie haben die Datensammlungen des Bundeskri-
minalamtes in der Vergangenheit ziemlich undiffe-
renziert kritisiert. Ich erspare mir hier jetzt entspre-
chende Zitate. Bitte legen Sie Ihre. Position, die Sie 
jetzt haben, fest. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, nur 
durch sachliche, offene Diskussion können wir das 
notwendige Vertrauen zwischen Bürgern und Beam-
ten der Sicherheitsorgane auf Dauer erreichen und 
erhalten. Ich danke dem Innenausschuß, daß er 
sich mit diesen wichtigen Themen so intensiv be-
faßt hat und, Herr Kollege Wernitz, auch weiter be-
fassen wird. Ich danke den Koalitionsfraktionen für 
die Unterstützung, die sie mir bei diesem Vorhaben 
geben. 

Ich fühle mich verantwortlich dafür, meine Kolle-
gen, daß das Gebäude der inneren Sicherheit trag-
fähig ist — ja, dafür fühle ich mich verantwort-
lich! —, aber auch dafür, daß dieses Gebäude den 
aufrechten Gang der Bürger weiterhin zuläßt. Ich bin 
für den starken Staat, aber stark durch das Ver-
trauen seiner Bürger, die nicht vor ihm in die Knie 
gehen, sondern aufrecht für ihn eintreten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
kurz einige Vorbemerkungen. Herr Kollege Wendig 
und Herr Kollege Liedtke haben heute von dieser 
Stelle aus die Solidarität mit dem Bundesinnenmini-
ster bestätigt und seiner Arbeit Anerkennung gezollt. 
Ich möchte den beiden Kollegen doch empfehlen, 
die Protokolle der vergangenen Sitzungen des In- 
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nenausschusses nachzulesen oder sich die Äußerun-
gen der Innenminister Gries und Fröhlich — nicht 
Mitglieder der CDU/CSU — vor Augen zu führen, 
die in massiver Form Kritik am Innenminister geübt 
haben. Ich kann mich nicht erinnern, daß es in die-
sen vier oder fünf Sitzungen im Innenausschuß nahe-
zu einen Aufstand zur Verteidigung des Herrn Baum 
gegeben hat. Er stand — angesichts der massiven 
Kritik der Fachleute — vielmehr ziemlich allein ge-
lassen im Regen. 

(Dr. Langguth [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Ich meine, Ihre Haltung heute war weniger von 
der Sache als vielmehr, wie schon gesagt wurde, 
von Koalitionsinteressen bestimmt. Wenn Herr 
Baum nun versucht, seine Handlungsweise, insbe-
sondere seine Öffentlichkeitsarbeit, heute zu vertei-
digen, dann muß man, da er einen ganz anderen 
Kurs als seine Vorgänger steuert, auch die Frage 
stellen, ob denn seine Vorgänger Genscher und Mai-
hofer jahrelang eine falsche Sicherheitspolitik be-
trieben haben. Wir müssen auch die Frage stellen, 
warum Herr Baum, von 1972 bis 1978 Staatssekretär 
im Bundesinnenministerium, in dieser Zeit an eben 
diesem dann anderen Kurs nichts geändert hat. 

Sie haben, was den Datenschutz angeht, gefragt: 
Wie hält es die Opposition mit dem Datenschutz? 
Was den Datenschutz im Sicherheitsbereich angeht, 
so gibt es hier seitens der CDU/CSU ein ganz klares 
Ja. Nur, wir brauchen das wegen unserer Haltung 
zum Datenschutz in der Vergangenheit nicht des 
näheren zu begründen. Wir waren es doch, die hier 
gegen die Computereuphorie des Herrn Herold zu 
Felde gezogen sind, wir, denen in den Sitzungen 
des Innenausschusses immer wieder gesagt wurde, 
daß dies unbedingt erforderlich sei. Ich kann mich 
noch an Sitzungen des Innenausschusses erinnern, 
in denen Herr Maihofer als damaliger Ressortchef 
den Vorstellungen von Herrn Herold mit größter Be-
geisterung zugehört hat, der diesen Datenbereich in 
immer stärkerem Maße ausbauen wollte. 

Was schließlich die Öffentlichkeitsarbeit angeht: 
Wir sind sehr wohl für Öffentlichkeitsarbeit, aber, 
Herr Innenminister Baum, nicht auf Kosten der Effi-
zienz der Arbeit der Sicherheitsbehörden. 

In den vergangenen Monaten hat der Bundesin-
nenminister der harten und vielfältigen Kritik ge-
genüber seiner Politik immer mit dem Hinweis auf 
seine angebliche Liberalität zu begegnen versucht. 
Er hat zwar stets offengelassen, was er darunter 
versteht, hat aber eingeräumt, daß sich an den po-
litischen Tagesentscheidungen diese Liberalität zu 
bewähren habe. 

Ich finde, es ist eine sonderbare Art von Libera-
lität, die den Bundesinnenminister immer wieder in 
Konflikte gerade mit jenen Behörden zwingt, deren 
Aufgabe es ja eigentlich ist, die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung, die Freiheitsrechte und 
Freiheitsräume der Bürger gegen rechtswidrige 
Übergriffe zu schützen. 

Herr Wendig hat die Rechtmäßigkeit des Verhal-
tens und der Tätigkeit dieser Sicherheitsbehörden 
heute auf Grund der Ergebnisse der bisherigen 
Beratungen im Innenausschuß bestätigt. Auch un

-

serer Forderung auf Schutz vor Übergriffen dieser 
Behörden wurde — so kann man nach Abschluß 
dieser Beratungen in etwa feststellen — entspro-
chen. Die Masse der Bevölkerung weiß, daß die 
Funktionsfähigkeit dieser Behörden Voraussetzung 
für die Wahrung des inneren Friedens und der 
Freiheitsräume unserer Bürger ist. 

Meine Damen und Herren, bei aller Fehlbarkeit 
auch dieser Behörden muß man doch feststellen, 
daß die wirklichen Gefahren und Bedrohungen für 
unsere Freiheit nicht von den Sicherheitsbehörden 
ausgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben heute hier den Sicherheitsbehörden das 
Vertrauen ausgesprochen. In einer Reihe von Inter-
views — und das ist das, was wir beanstanden — 
aber haben Sie eben diese Gefahr seitens der Si-
cherheitsbehörden immer wieder beschworen, z. B. 
wenn Sie sagen — so im „stern" vom 12. 10. 1978 —: 
der sogenannte Extremistenbeschluß habe mehr 
Schaden als Nutzen angerichtet, habe viele junge 
Menschen in ihrer Meinungsfreiheit eingeschränkt, 
sie in ein Klima der Gesinnungsschnüffelei und der 
Verdächtigungen versetzt. 

Es geht weiter in einem Interview im „stern" 
vom 26.4. 1979, wo in einer ganz komprimierten 
Weise von Ihnen unter der vom „stern" angebote-
nen Losung „Ein Mann räumt auf" erklärt wird, 
daß Sie in bezug auf die Sicherheitsbehörden 
„Gestrüpp durchforsten", „rechtlich Anstößiges" 
und „Kartei- und Dateisammlungen beim BKA be-
seitigen", das Kontaktsperregesetz, den § 88 a 
StGB, das Personalausweisgesetz — das hier von 
allen Parteien einstimmig beschlossen wurde — re-
vidieren wollen. Sie wollen abbauen, was beim 
Bundesgrenzschutz rechtsstaatlich bedenklich ist; 
Sie wollen „stoppen", daß der Bundesgrenzschutz 
eine Außenstelle der Geheimdienste bleibt. Die 
Wurzeln des Terrorismus schließlich sehen Sie in 
der „scheinbar autoritären Reaktion des Staates 
darauf", und die Italiener halten Sie in ihrer Ein-
stellung zu Kommunisten für „gelassenere Demo-
kraten" als die Deutschen. 

Ich muß fragen: Was sind das eigentlich für 
Zerrbilder der Wirklichkeit, die der Bundesinnen-
minister hier direkt oder indirekt zu Lasten unseres 
Staates und seiner Organe verbreitet? Ich meine, 
es wäre Ihre Aufgabe, Herr Bundesinnenminister, 
durch eine vertrauenswürdige Politik für das Ver-
trauen der Bevölkerung gegenüber diesem Staat 
und seinen Organen zu werben. Es kann aber doch 
nicht Ihre Aufgabe sein, mit solchen Behauptungen 
und Unterstellungen das Mißtrauen jener Gruppen 
zu schüren und zu verbreiten, die unseren Staat 
und seine Organe aus den verschiedensten Grün-
den ablehnen. 

Solche Sätze erscheinen auch als Ausdruck eines 
bedenkenlosen Opportunismus gegenüber jenen 
Linksaußenflügeln, die zwar innerhalb der SPD und 
Ihrer eigenen Partei in der Vergangenheit immer 
stärker geworden sind, die aber mit Sicherheit 
nicht repräsentativ für die breite Mehrheit unserer 
Bevölkerung sind. Diesen Flügeln geht es doch 
nicht um die Stärkung der Freiheit, sondern um die 
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Schwächung der freiheitssichernden Organe unse-
res Staates. 

Die breite Mehrheit unseres Volkes will sicher-
lich auch nicht, daß der Innenminister ihre Sorgen 
über Gewaltkriminalität, Terrorismus, politischen 
Extremismus in der Form abtut, wie Sie es in die-
sen und in anderen Interviews leider getan haben. 
Sie sollen Ihre Pflicht erfüllen, die wirklichen Ge-
fährdungen einzudämmen, die die Bürger in ihren 
Rechten beeinträchtigen. 

Ich muß fragen: Wenn schon der Innenminister 
in solchen Interviews und in seinen Aussagen 
überall „Mißtrauen, Verunsicherung, Angst, Duck-
mäuserei, Schnüffelpraxis" aufzuspüren vorgibt, 
wie soll dann eigentlich der Normalbürger Ver-
trauen in den Staat, in seine Institutionen erhalten? 
Ein Innenminister, der sich als Ombudsmann der 
Kritiker unseres Staates und seiner freiheitlichen 
demokratischen Ordnung empfindet, verletzt seine 
Pflichten als Repräsentant unseres Staates und 
stellt sich in seiner Amtsfunktion in Frage. Es 
stimmt einfach nicht, daß, wie immer wieder be-
hauptet wurde, der sogenannte Radikalenerlaß in 
unserem Lande die Meinungsfreiheit eingeschränkt 
und ein Klima der Gesinnungsschnüffelei und der 
Verdächtigung geschaffen hat. 

Der Bundesinnenminister weiß genau, daß die 
linksextremistischen Kreise so etwas nicht ohne 
Erfolg herbeizureden versuchten, um endlich eine 
Argumentationsbasis dafür zu haben, doch noch 
Kommunisten den Einzug in den öffentlichen 
Dienst zu ermöglichen. Von dort sind doch diese 
psychologischen Giftworte „Berufsverbot", „Duck-
mäusertum", „überwachungs- und Schnüffelstaat" 
ausgegangen, mit denen man schließlich auch die 
Abschaffung der Regelanfrage erzwang. Auch hier 
wird der Opportunismus gegenüber den linksextre-
mistischen Flügeln unseres politischen Spektrums 
deutlich. Diesen Leuten geht es um Grundsätzli-
ches. Sie wollen nicht, daß ihre ideologischen Vet-
tern aus DKP, SDJ und MSB-Spartakus vor der Tür 
bleiben müssen, weil sie fürchten, daß damit ihr ei-
gener Marxismus als demokratisch fragwürdig of-
fenbar wird. 

Daß aber Marxismus mit freiheitlicher Demokra-
tie unvereinbar ist, hat z. B. Bundespräsident 
Scheel bei der Eröffnung des 16. Weltkongresses 
für Philosophie in Düsseldorf am 27. 8. 1978 wie 
folgt begründet: 

Was den Demokraten am Marxismus stört, was 
ihn zum Gegner des Marxismus macht, ist, daß 
dieser, sich im Besitz der Wahrheit wähnend, 
keine andere Wahrheit neben sich gelten läßt 
und gelten lassen kann. Der Staat oder eine 
Partei als Verwalterin der Wahrheit, genau 
das ist der für einen Demokraten unerträgliche 
Gedanke. 

Und auch das ist kennzeichnend für die soge-
nannte Liberalität des Bundesinnenministers. Er 
spricht sich für die Abschaffung des Extremistener-
lasses aus, verschafft damit den zutiefst illiberalen 
Kommunisten den Zugang in den öffentlichen 
Dienst, während Bundespräsident Scheel bei Besei

-
tigung von eventuellen Fehlern bei der Anwen-
dung des Extremistenbeschlusses für die Beibehal-
tung dieses Beschlusses eintritt. Er ergänzt den Ab-
bau von Sperren durch jahrelange Untätigkeit bei 
der überfälligen Präzisierung der Richtlinien für 
die Sicherheitsüberprüfung, die sich ja, angesichts 
der Spionagefälle nachgewiesen, längst als unzu-
reichend erwiesen haben. Ihre Handlungsweise 
führt dazu, daß beispielsweise der Innensenator 
Staak in Hamburg sich gezwungen sah, für den 
personellen Geheimschutz für Lebens- und verteidi-
gungswichtige Betriebe eigene Richtlinien zu 
schaffen, um die, wie er selber sagt, entstandene 
Rechtsunsicherheit zu beseitigen. 

Sie haben auch heute wieder davon gesprochen, 
daß man dem Mißtrauen gegenüber unserem Staat 
und der Sorge vor der Einschränkung der Mei-
nungsfreiheit, vor einem Polizei- und Schnüffel-
staat Rechnung tragen müsse. Ich weiß nicht, ob 
Sie nicht verstehen, daß Sie allein durch eine sol-
che Terminologie die Verunsicherung gerade von 
jungen Leuten fördern, die ja weithin den wahren 
Sachverhalt nicht kennen und auch nicht kennen 
können. Warum sagen Sie nicht, daß bisher nur die 
Gegner unserer Freiheitsordnung Veranlassung zur 
Verunsicherung hatten? Und warum sagen Sie 
nicht, daß eine solche Verunsicherung angesichts 
der Gefährlichkeit dieser Extremisten, angesichts 
der Gefährlichkeit der Gegner unserer freiheitli-
chen Grundordnung gerechtfertigt ist? Wer den Ex-
tremisten den Zugang in den öffentlichen Dienst 
praktisch ermöglicht, handelt nicht im Dienste der 
Freiheit, sondern zugunsten der Gegner der Frei-
heit. 

Die Freiheit unserer Bürger nimmt dann Scha-
den, wenn der Bedrohung unserer Freiheit durch 
Lähmung der Sicherheitsbehörden nicht mehr ange-
messen begegnet werden kann. Denn wer wie der 
Bundesinnenminister die rechtsstaatlich einwand-
freien Handlungsmöglichkeiten der Sicherheitsbe-
hörden beeinträchtigt, leistet den freiheitsbedro-
henden Kräften Vorschub und handelt nicht im In-
teresse einer richtig verstandenen Liberalität, die 
die Freiheit des Individuums gerade in einem funk-
tionstüchtigen Rechtsstaat gesichert sieht. Der 
Staat als Hüter des Rechtes, dieser frühere Grund-
satz des Liberalismus, scheint bei dem heutigen 
Bundesinnenminister nicht mehr zu gelten. Wenn 
unser demokratischer Staat und die Gemeinschaft 
bestehen bleiben sollen, dann ist es eben erforder-
lich, das richtige Verhältnis von Unabhängigkeit 
und Bindung, von Recht und Pflicht, von Individu-
um und Gemeinschaft zu finden. Absolute Freiheit 
führt in absolutes Chaos. An dieser Erkenntnis soll-
te der Bundesinnenminister seine Politik ausrich-
ten. 

Nun zum Thema Öffentlichkeitsarbeit. Hier lei-
stete der Innenminister einen besonderen Beitrag. 
Nicht genug, daß er in Prüfberichten in bisher ein-
maliger Art und Weise interne Details über die Ar-
beitsweise der Sicherheitsbehörden auf den öffent-
lichen Markt bringt; durch ihre mißverständliche 
Darstellung erwecken diese Darlegungen auch 
noch falsche und negative Eindrücke. Aber das 
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Übelste daran ist, daß diese Enthüllungspolitik im 
Zusammenspiel mit bestimmten Presseorganen 
durchgeführt wird, so daß einer der höchsten Si-
cherheitsbeamten — Mitglied der SPD — in einem 
Interview im „Bild" am 30. April dieses Jahres 
wörtlich erklärte: „Das Ministerbüro des Herrn 
Baum ist zur Hektographieranstalt für interessierte 
Medien degradiert." 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Tatsächlich wird immer nach demselben Schema 
verfahren. Den einzelnen Presseorganen wird unter 
Ausschaltung des Parlaments gezielt geheimbedürf-
tiges Material aus der Arbeit der Sicherheitsbehör-
den zugespielt. Die anschließende Veröffentlichung 
erweckt dann den Eindruck unerträglicher Überwa-
chungsschnüffelei. Gleichzeitig präsentiert sich der 
Innenminister in öffentlichen Stellungnahmen als 
Schutzpatron der Privatsphäre, zeigt sich bedrückt 
bis bestürzt und erklärt, diese angeblichen „Prakti-
ken" abstellen zu wollen. Es fällt kein Wort davon, 
daß diese Grundlagen des Handelns der Sicher-
heitsbehörden, die er jetzt ändern oder abschaffen 
will, mit von seinen Parteifreunden Maihofer und 
Genscher zu verantworten waren. Ich frage mich 
oft, ob es diesen Herren nicht sehr peinlich ist, 
wenn sie den Eifer des jetzigen Bundesinnenmini-
sters zu diesem Thema erleben. Alles mündet dann 
schließlich in eine umfassende, mehrwöchige Aus-
einandersetzung, in der Emotion, Unkenntnis und 
bewußte Diffamierung eine rationale Diskussion 
überhaupt nicht mehr zulassen. Ich brauche im ein-
zelnen nicht mehr auf die Kampagnen, die uns al-
len noch bekannt sind, einzugehen. 

Sie haben vorhin gefragt, warum Bayern dieses 
Bund-Länder-Programm nicht mehr mitfinanzieren 
wollte. Es ist ja leider so, daß diese Art von Ent-
hüllungspolitik die jahrelang gute und von uns an-
erkannte Zusammenarbeit zwischen Bund und Län-
dern schwerwiegend und nachhaltig beeinträchtigt 
hat. Den Willen zur gemeinsamen Arbeit, zur Soli-
darität und zur Verantwortung beim Aufbau dieser 
polizeilichen Daten- und Informationssysteme ha-
ben Sie durch bewußte öffentliche Infragestellung 
wichtigster Bereiche dieser Art gelohnt. 

Herr Bundesinnenminister, wenn Ihnen jetzt 
plötzlich Bedenken zu der Aufbewahrung bestimm-
ter Dateien gekommen sind, die Ihnen offensicht-
lich als Staatssekretär im Innenministerium bis 
1978 noch nicht gekommen waren, dann wäre es 
doch richtig gewesen, wenn diese Bedenken in der 
Innenministerkonferenz vorgetragen worden wären 
und Sie eine Verständigung mit den Ländern ange-
strebt hätten. Sich hier auf Kosten dieser Zusam-
menarbeit ein publizistisches Privileg unter Beru-
fung auf Scheinliberalität und angeblich rechts-
staatliche Sensibilität zu verschaffen, hat der Sache 
sicherlich geschadet. 

Ich erinnere noch einmal daran: die Bewertung 
hinsichtlich des Schadens an der Zusammenarbeit 
mit den Ländern und der Tatsache, daß Sie es in 
wenigen Monaten Ihrer Amtszeit erreicht haben, 
die Sicherheitskonzeption von Bund und Ländern 
völlig durcheinanderzubringen, wird nicht nur von  

der CDU/CSU geteilt. Erinnern Sie sich auch an 
die Interviews des ZDF-Magazins mit den Innenmi-
nistern Gries und Fröhlich. Ich meine, hier hat das 
vorgebliche Ziel, in dem angeblichen Spannungs-
feld zwischen Sicherheit und Freiheit der Freiheit 
den Vorrang zu geben, die letzte Glaubwürdigkeit 
verloren. Wenn es wirklich um die Freiheit ginge, 
könnte man in den zuständigen Gremien für Abhil-
fe der beanstandeten Mängel sorgen. Dann könnte 
man jene Richtlinien und Weisungen ändern, nach 
denen die Behörden bisher tätig sind. 

Sie können sich auch nicht vor der Verantwor-
tung drücken, die der Staatssekretär Baum für jene 
Politik hatte, die heute von ihm als Bundesinnen-
minister als freiheitsgefährdend und rechtsstaatlich 
bedenklich hingestellt wird. 

Sie haben heute den Sicherheitsbehörden und 
den Beamten das Vertrauen ausgesprochen. Wir 
haben das auch in nichtöffentlichen Sitzungen des 
Innenausschusses gehört. Aber ich glaube, es ist 
nicht gut, wenn Sie im Gegensatz dazu im „stern" 
oder im „Spiegel" und in anderen öffentlichen In-
terviews die Beamten rechtsstaatswidriger Metho-
den bezichtigen. 

Die Beamten müssen sich darüber hinaus auch 
nachgerade verhöhnt vorkommen, wenn Sie im 
„stern" erklären: „Letztlich geht es mir darum, das 
Vertrauen der Bürger in die Sicherheitsorgane wie-
derherzustellen." Sie spielen sich hier zum Retter 
der Sicherheitsdienste auf, obwohl Sie einen 
Hauptteil der Schuld am Vertrauensverlust gegen-
über den Sicherheitsbehörden tragen. 

Wir möchten Sie, Herr Bundesminister, zum 
Schluß auch bitten, zukünftig nicht mehr so zu tun, 
als habe erst mit Ihrer Ara eine Politik der Freiheit 
für den Bürger begonnen. .Das wäre nicht nur un-
gerecht gegenüber Ihren Vorgängern. Schon der 
Parlamentarische Rat hat sich im Grundgesetz eine 
Verfassung gegeben, die gerade beim Schutz der 
Menschen- und Individualrechte zu den freiheit-
lichsten der Welt zählt. Gesetzgebung und Recht-
sprechung haben diese Freiheitsrechte fortdauernd 
erweitert. 

Konrad Adenauer hat mit der Integration der 
Bundesrepublik Deutschland in das freiheitliche 
westliche Staatenbündnis die Grundlage für die 
dauerhafte Erhaltung dieses Freiheitsraums ge-
schaffen. Ludwig Erhard hat — damals mit der FDP 
und gegen die SPD — die Verwirklichung der libe-
ralen Grundsätze in der Sozialen Marktwirtschaft 
durchgesetzt. 

Diesen erreichten hohen Stand der Freiheit und 
Rechtsstaatlichkeit gilt es zu erhalten und fortzu-
entwickeln und nicht aus Opportunismus, Profilie-
rungssucht oder Utopie zu gefährden. 

Wir fordern deshalb den Bundeskanzler auf, die 
bisherige Politik des Bundesinnenministers nicht 
weiter zu unterstützen, sondern unverzüglich für 
die von der Verfassung geforderten und politisch 
notwendigen Schritte zur Gewährleistung des 
Schutzes des inneren Friedens Sorge zu tragen, da-
mit durch innere Sicherheit die Freiheit unserer 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 160. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1979 	12773 

Spranger 
Bürger und unsere freiheitliche demokratische 
Grundordnung erhalten bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Dr. Wer-
nitz. 

Dr. Wernitz (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Opposition ist wieder einmal der 
Versuchung erlegen, das Thema der inneren Si-
cherheit zwecks Erzielung parteipolitischen Kapi-
tals auf die Tagesordnung des Bundestags zu brin-
gen, wobei eine ohne Zweifel negative Steigerung 
in den Formulierungen von Herrn Dregger bis zu 
Herrn Spranger festzustellen ist. 

Nur so, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, können die Formulierungen Ihres Mißbilli-
gungsantrags gegen Innenminister Baum unter dem 
Motto „Sicherung des inneren Friedens" gewertet 
werden. Aber Ihr Schielen von der Opposition 
nach parteitaktischem Kleingeld ist nicht das, wor-
auf es hier ankommt und um was es jetzt geht. Da-
bei hätten die ersten Absätze der Antragsbegrün-
dung bei Ihnen durchaus Ansätze zu einer sachlich 
differenzierten Diskussion der echten Fragen und 
Probleme im Spannungsverhältnis von effektiver 
Sicherheit und wirksamem Datenschutz geboten. 

Aber davon abgesehen finden sich im übrigen 
Text und in den Antragsforderungen nur sattsam 
bekannte Polemiken, pauschale und einseitige Vor-
würfe gegen die Bundesregierung und die sozialli-
berale Koalition sowie durchsichtig verletzende 
Attacken auf Bundesinnenminister Baum, die wir 
entschieden und nachdrücklich zurückweisen. 

Die Prüfberichte des Bundesinnenministeriums 
über Dateien und Karteien im Bereich des Bundes-
kriminalamts sowie über Fragen der Zusammenar-
beit des Grenzschutzeinzeldienstes mit anderen Si-
cherheitsbehörden und Datenschutzangelegenheiten 
im Grenzschutzeinzeldienst haben das Thema „ef-
fektive Arbeit der Sicherheitsbehörden und wirksa-
mer Datenschutz" zu einem aktuellen Schwerpunkt 
der Diskussion werden lassen. 

Dabei sollte nicht übersehen werden, daß es sich 
hier um Arbeitsergebnisse von Prüfaufträgen han-
delt, die Bundesinnenminister Baum in den ersten 
Monaten seiner Amtszeit erteilt hat. Sie laufen auf 
eine umfassende Überprüfung der Zusammenarbeit 
zwischen BGS und Nachrichtendiensten, eine 
rechtliche und politische Bewertung aller Dateien 
im Sicherheitsbereich und auf eine Rechtsüberprü-
fung der Möglichkeiten und Grenzen der Amtshilfe 
hinaus. 

Ohne Zweifel war die unglückliche Art und 
Weise, wie bzw. in welcher Fassung und zu wel-
chem Zeitpunkt diese Berichte an die Offentlich-
keit gelangt sind, zunächst einmal eine erhebliche 
Belastung und Erschwernis für die unbestreitbar 
notwendige Sachdebatte. Es liegt auf der Hand, daß 
Bundesinnenminister Baum an dieser Art und Wei-
se der Publizierung kein Interesse haben konnte. Ei-

nerseits ist damit in der Öffentlichkeit wieder ein-
mal der falsche pauschale Eindruck entstanden 
bzw. verstärkt worden, als ob der Staat insbeson-
dere mit Hilfe der modernen Informationstechnolo-
gie die gesamte Bevölkerung zum beliebig ver-
wendbaren Informationsobjekt degradiert. Derarti-
ge Bürgerängste kumulieren in der so oft beschwo-
renen Orwellschen Schreckvision „1984". 

Andererseits haben wir feststellen müssen, daß 
die Vorabpublikation zumindest bei einem Teil der 
Beteiligten in Exekutive und auch in Legislative 
die politische Atmosphäre unnötig belastet und zu-
gleich das Risiko prestigegeprägter, emotionaler, 
aber auch vordergründiger parteitaktischer Ausein-
andersetzungen — hier bietet Ihr Antrag leider ein 
negatives Beispiel — vergrößert hat. Niemand soll-
te deshalb leichtfertig unterstellen, daß Bundesin-
nenminister Baum diese Veröffentlichungen betrie-
ben oder geduldet hat. 

Der Vorwurf, er betreibe eine Enthüllungspolitik, 
ist töricht und infam zugleich. Die Opposition soll-
te Politik nicht durch böse Spekulationen erset-
zen, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das sind Tatsa

-

chen, die belegt sind!) 

wenn es ihr wirklich um die Gewährleistung des 
Schutzes des inneren Friedens geht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich muß Ihnen sagen: Wenn auch heute wieder so 
getan wird, als ob es ständig um Enthüllungen 
gehe, wenn dies dramatisiert und dämonisiert wird, 
hat man manchmal den Eindruck, daß man nicht im 
Plenum des Bundestages, sondern auf einem bunten 
Abend der CDU ist, wie er in Kiel stattgefunden 
hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das einzige, was jetzt wirklich weiterhelfen wür-
de, wäre die allseitige Bereitschaft zu nüchterner, 
fairer sowie disziplinierter umfassender Bestands-
aufnahme und Aufarbeitung der hier anstehenden 
Aufgaben. Dabei sollte es allen klar sein, daß es 
nicht um die Alternative innere Sicherheit oder 
Datenschutz geht, sondern um das notwendige 
sorgfältige Abwägen der Erfordernisse des Daten-
schutzes und der inneren Sicherheit. Genau dieses 
Ziel verfolgt der Bundesinnenminister mit seinen 
Prüfarbeiten. Er nimmt damit seine Verantwortung 
für die Wahrung der Verfassung und der inneren 
Sicherheit konkret wahr. Hierbei können er und 
die Bundesregierung auf unsere konstruktive Mit-
arbeit rechnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Beratungen der letzten vier Sitzungen des In-
nenausschusses zu diesem Themenkreis belegen 
das unmißverständlich. Die Darlegungen des Kolle-
gen Spranger, die er eben gemacht hat, treffen in 
der Sache so nicht zu. 

Wirksamer Datenschutz — Herr Bundesinnenmi-
nister Baum hat das vorhin schon deutlich gemacht 
— ist unverzichtbar. Es darf nicht dazu kommen, 
daß alle über den einzelnen Bürger irgendwo ge-
speicherten Daten zu einem umfassenden Persön- 
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lichkeitsbild zusammengeschaltet werden können 
und so gleichsam der gläserne Mensch produziert 
wird. Wir müssen nicht zuletzt auf Grund der Er-
fahrungen der letzten Jahre dem Unbehagen und 
der Furcht vieler Bürger, in einer Computer-Land-
schaft zu landen, die den Bürger zum beliebig ver-
wendbaren Informationsobjekt degradiert, mit gro-
ßer Sensibilität Rechnung tragen. Es geht also auch 
darum, jetzt und künftig begründeten Ängsten ge

-

genüber der Datenverarbeitung durch Beseitigung 
der Ursachen entgegenzutreten und unbegründete 
Ängste soweit wie möglich durch Aufklärung über 
die wirklichen Verhältnisse abzubauen. 

Ängste bestehen erfahrungsgemäß auch gegen-
über den Sicherheitsbehörden, weil hier ja beson-
ders empfindliche und weit in die Privatsphäre hin-
einreichende Daten, und dies im wesentlichen ohne 
Kontrollmöglichkeiten der Betroffenen, verarbeitet 
werden. Bei den Sicherheitsbehörden sind absolut 
zwar personenbezogene Daten in erheblichem Um-
fang gespeichert, allerdings auf eine Größenord-
nung von unter 5 %  der Gesamtbevölkerung be-
grenzt. In Relation dazu muß man sehen, daß sich 
jährlich in der Bundesrepublik rund 3,5 Millionen 
Straftaten ereignen bei jährlich 1,5 Millionen Straf-
tätern ohne Berücksichtigung der Verkehrsdelikte. 

Es ist und bleibt notwendig, daß sich die zustän-
digen Sicherheitsbehörden bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben moderner technischer Hilfsmittel und da-
mit auch der EDV bedienen. Soweit es sich um die 
elektronischen Dateien und Karteien handelt, ge-
hen sie auf 361 Grundsatzbeschlüsse der Innenmi-
nisterkonferenz, des Arbeitskreises 2 und der AG 
Kripo zurück. 352 dieser Beschlüsse wurden ein-
stimmig gefaßt. 

Der bereichsspezifische Datenschutz bei den Si-
cherheitsbehörden muß jetzt unter entschlossener, 
ehrlicher und rationaler Kooperation aller Verant-
wortlichen weiterentwickelt werden. Dabei geht es 
um Fragen der Datensicherung, des Rechts auf 
Auskunft an Betroffene, Fragen der Aufbewahrung 
und Probleme einer regelmäßigen und besonderen 
Aussonderung und Löschung. Dieser bereichsspezi-
fische Datenschutz ist deshalb vordringlich, weil 
die Behörden nach dem Bundesdatenschutzgesetz 
grundsätzlich nicht zur Auskunft über die gespei-
cherten Daten verpflichtet sind. Das Fehlen dieser 
Kontrollmöglichkeit des Bürgers erfordert aber so-
weit wie möglich die Transparenz der Art und 
Weise des Verfahrens bei den Sicherheitsbehör-
den. 

Die Verwirklichung dieses bereichsspezifischen 
Datenschutzes im Sicherheitsbereich wird noch ei-
nige Zeit in Anspruch nehmen. Sie ist jedoch un-
verzichtbar, sowohl aus der Sicht der Exekutive 
als auch der Legislative. Der Bürger muß mehr als 
bisher die Gewißheit haben, daß sich die Datenver-
arbeitung im Sicherheitsbereich unter Konditionen 
vollzieht, die er rational nachvollziehen und grund-
sätzlich auch überprüfen kann. Nur so wird es ge-
lingen, unbegründete Ängste und Emotionen der 
Bürger gegenüber der Datenverarbeitung im Be-
reich der Sicherheitsbehörden abzubauen. Nur so 
wird in der öffentlichen Diskussion gegenüber 

skandalorientierten Diffamierungstaktiken gegen 
die Sicherheitsbehörden eine überzeugende, offen-
sive, rationale Strategie des Vertrauens zu schaffen 
sein. 

Es liegt auf der Hand, daß damit zugleich der 
unbestreitbar vorhandenen Verunsicherung der Be-
amten im Bereich der Sicherheitsbehörden mit ent-
gegengewirkt wird. Ich unterstreiche mit großem 
Nachdruck das, was Herr Baum vorhin zum Thema 
„offenes Visier des Staates gegenüber dem Bürger" 
im Grundsatz gesagt hat, aber auch das, was er er-
gänzend dazu für bestimmte Bereiche, wo dies 
nicht geht, ausgeführt hat. 

Die Belange der Sicherheitsbehörden und die 
Forderungen des Datenschutzes müssen bei den Si-
cherheitsbehörden jeweils spezifisch aufeinander 
abgestimmt werden. Dies haben in eindringlicher 
Weise die Erörterungen zu den bisher vorliegenden 
Prüfberichten aus dem Bundesinnenministerium im 
Innenausschuß gezeigt. Hierzu bedarf es auch eines 
fortgesetzten intensiven sowie konstruktiven und 
freimütigen, aber auch einmal eines vertraulichen 
Dialogs zwischen Vertretern der Sicherheitsbehör-
den und der Datenschutzexperten, so z. B. zwischen 
dem Präsidenten des Bundeskriminalamtes und dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz. Eine so 
verstandene und geführte Kommunikation kann 
das objektiv gegebene Spannungsverhältnis zwi-
schen Datenschutz und Sicherheit für die Optimie-
rung der Bürgerrechte im demokratischen Rechts-
staat außerordentlich fruchtbar machen. 

Bei der aktuellen Diskussion zu den Prüfberich-
ten des Innenministeriums stellt sich einmal die 
Frage, wie es um den bereichsspezifischen Daten-
schutz innerhalb der Exekutive bestellt ist bzw. 
welche weiteren Verbesserungen hier möglich und 
notwendig sind. Bezüglich der Dateien und Kartei-
en beim BKA kommt der Prüfbericht zu dem Er-
gebnis, daß die Mehrzahl der Dateien und Karteien 
voll den Anforderungen des heutigen Datenschutz

-

rechtes entspricht, obwohl sie zum Teil lange vor 
dem Bundesdatenschutzgesetz eingerichtet worden 
sind. 

Im übrigen beruhen die Dateien und Karteien, 
wie bereits angedeutet, auf Gesetzen, anderen 
Rechtsvorschriften sowie Beschlüssen und Anwei-
sungen der Innenministerkonferenz, die Bund und 
Länder entsprechend umgesetzt haben. Zum Teil 
werden jedoch — dies muß ebenso offen angespro-
chen werden — einzelne Korrekturen und Präzisie-
rungen für notwendig gehalten. 

Festzuhalten ist, daß der durch verschiedene 
Vorberichte in der Presse zum Teil entstandene 
Eindruck, als ob die Arbeit des BKA in einigen 
Teilbereichen ungesetzlich sei, weder durch den im 
Innenausschuß vorgelegten Prüfbericht noch durch 
die zusätzlichen Informationen und Beiträge bestä-
tigt wurde. Die durch Presseberichte verständli-
cherweise zunächst verärgerten und verunsicherten 
Beamten des BKA können versichert sein, daß die-
ser mißverständliche Eindruck inzwischen korri-
giert ist. Auf diese Klarstellung haben die Beamten 
der Sicherheitsbehörden auch einen Anspruch. 
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Der Bundesinnenminister hat im übrigen wieder-

holt und mit Nachdruck betont, daß die Prüfberich-
te keine Vorwürfe gegen Beamte der Sicherheitsbe-
hörden erheben. Er hat sich in durchaus überzeu-
gender Weise vor seine Beamten gestellt und sich 
im Rahmen der gegebenen politischen Verantwor-
tung auch zu dieser stets bekannt. Das Gegenteil 
dessen, was die Opposition in ihrem Antrag be-
hauptet und was hier vorgetragen wurde, trifft also 
zu. 

Auch der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz, Herr Bull, kommt trotz aufrechterhaltener 
Bedenken zu einzelnen Punkten des Dateienberich-
tes letztendlich zu folgender Schlußbemerkung — 
ich zitiere —: 

Die gegenwärtige Gestalt des polizeilichen In-
formationswesens ist auf eine Vielzahl von 
Entscheidungen verschiedenster Gremien und 
auf die Praxis von Bund wie Ländern zurück-
zuführen, und es wäre ungerecht, einer Stelle 
oder den Beamten eines Teiles der Verwaltung 
dafür die Verantwortung zuzuschieben. 

Meine Damen und Herren, dem Präsidenten des 
Bundeskriminalamtes, Dr. Herold, und seinen Mit-
arbeitern kommen nicht nur große Verdienste beim 
Ausbau eines rechtsstaatlich insgesamt abgesicher-
ten effektiven polizeilichen Informationssystems 
zu, ohne das innere Sicherheit für den Bürger auf 
so hohem Niveau heute nicht zu leisten wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Es hat sich insbesondere in den Sitzungen des In-
nenausschusses gezeigt, daß der Datenschutz im 
BKA in der zurückliegenden Zeit durchaus kein 
Fremdwort war. 

Als ein weiterer wichtiger Schritt zu mehr be-
reichsspezifischem Datenschutz können die von 
BKA-Präsident Herold mitinitiierten, Ende März 
dieses Jahres von der Innenministerkonferenz ver-
abschiedeten Richtlinien für die Führung kriminal-
polizeilicher personenbezogener Sammlungen ge-
wertet werden. 

Meine Damen und Herren, generell ist festzuhal-
ten, daß der bereichsspezifische Datenschutz bei 
den Sicherheitsbehörden letztlich nur dann befriedi-
gend geregelt werden kann, wenn die schwierigen 
Fragen nach Möglichkeiten und Grenzen der Amts-
hilfe geklärt sind. Dies ist im Kern das Thema des 
Prüfberichts des BMI zur Amtshilfe zwischen Bun-
desgrenzschutz bzw. Grenzschutzeinzeldienst und 
Nachrichtendiensten, der ebenfalls dem Innenaus-
schuß vorliegt, jedoch noch eingehender Erörterun-
gen bedarf. 

Entscheidende Bedeutung für den Datenschutz 
kommt der Eingrenzung der Amtshilfe zu. Im Zeit-
alter der EDV ist Amtshilfe insbesondere Weiter-
gabe von Informationen von einer Behörde, die sie 
hat, aber nicht braucht, an eine andere Behörde, 
die sie braucht, aber nicht besitzt. Durch eine ex-
tensive Amtshilfe können elementare Datenschutz-
regelungen und damit Freiheitsrechte des Bürgers 
überspielt werden, bis hin zum früher bereits er-
wähnten möglichen Zusammenschalten aller über  

den Bürger zumindest im öffentlichen Bereich ge-
speicherten Daten. zu einem umfassenden Persön -
lichkeitsbild. 

Hier stellt sich in einer sehr grundsätzlichen 
Weise die Frage nach der Gültigkeit des Grundsat-
zes . von der Einheit der Staatsverwaltung. Jeden-
falls ist eine Auffassung, die die totale Zusammen-
führung des bei den verschiedensten Behörden vor-
handenen Wissens vertritt, abzulehnen. Man kann 
sich z. B. nicht rühmen, daß man das Personen-
kennzeichen verhindert hat, verehrter Herr Kollege 
Erhard, auf der anderen Seite aber dieser totalen 
Zusammenschaltung dann das Placet geben. Dar-
über muß man, glaube ich, noch einmal sehr 
gründlich und umfassend debattieren. 

Kein Beamter des BGS hat es zu verantworten 
— so stellte Innenminister Baum zu Recht fest —, 
daß präzise rechtliche Grenzen der Amtshilfe zwi-
schen Grenzschutz und Nachrichtendiensten fehlen. 
Das Grundgesetz verpflichtet zur Amtshilfe. Ande-
re rechtliche Vorschriften postulieren die Tren-
nung von Polizei und Nachrichtendiensten. In je-
dem Fall ist unstrittig, daß das Institut der Amts-
hilfe nicht zur Brücke werden darf, mittels derer 
Polizei und Nachrichtendienste faktisch zu einem 
Gebilde zusammengeschweißt werden. 

Der Bundesminister des Innern hat im übrigen 
unbeschadet einer endgültigen Beurteilung durch 
externe Gutachter deutlich gemacht, daß er die 
Amtshilfe des BGS für den BND — das Fotografie-
ren von Reisedokumenten in Einzelfällen — nicht 
als rechtswidrig ansieht. Der Bundesinnenminister 
hat damit nicht nur keine Vorwürfe gegen BGS-Be-
amte erhoben, sondern sich hier wie nachweislich 
auch bei zahlreichen anderen Anlässen vor seine 
Beamten gestellt. Die diesbezüglichen Vorwürfe 
des Antrags der CDU/CSU sind deshalb nachweis-
lich ebenfalls unbegründet. 

Alle diese Untersuchungen, bei denen zügig, 
aber sorgfältig gearbeitet werden muß, haben das 
Ziel, die Arbeit der Sicherheitsbehörden, soweit die 
Zuständigkeit des Bundes gegeben ist, effektiver zu 
machen. Die Prüfberichte des BMI, die Stellung-
nahmen der Sicherheitsfachleute der Behörden des 
Bundes und gegebenenfalls auch der Länder sowie 
die Darlegungen seitens der Datenschutzexperten 
vor dem Innenausschuß werden ihren Niederschlag 
in einem abschließenden und zusammenfassenden 
Bericht des Innenministeriums nach der Sommer-
pause finden. Erst dann sind abschließende Beurtei-
lungen zu einzelnen Punkten möglich. 

Alle diese Stellungnahmen und Materialien sind 
zugleich wichtige Grundlagen für eine eventuelle 
zukünftige Ausfüllung bzw. Novellierung des Bun-
desdatenschutzgesetzes, wobei auch die entspre-
chenden Entwicklungen in den Bundesländern ein-
bezogen werden müssen. Hier ist auch der erste 
Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz zu nennen, ebenso der vom Bundesin-
nenminister bereits erwähnte Entschließungsantrag 
und Beschluß des Europäischen Parlaments. Die 
Opposition hätte gut daran getan, diesen Beschluß 
des Europäischen Parlaments zu studieren, bevor 
sie ihren Mißbilligungsantrag formulierte. 
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Die derzeitige Debatte hier und in der Öffent-

lichkeit sollte dazu genutzt werden, um von der 
falschen und gefährlichen Konfrontation zwischen 
innerer Sicherheit und Datenschutz wegzukommen. 
Es geht hier im Grund um Bürgerrechte, die nicht 
gegeneinander aufgerechnet werden dürfen, son-
dern miteinander verbunden sein müssen. Es geht 
um eine überzeugende Antwort auf den Auftrag 
des Grundgesetzes, effektive Sicherheit in klaren 
rechtlichen Grenzen einschließlich des Daten-
schutzes zu gewährleisten. 

Der beginnende Dialog zwischen Vertretern der 
Sicherheitsbehörden und des Datenschutzes bedarf 
einer parlamentarischen Begleitung. Der Bundestag 
muß dabei behilflich sein, daß das objektiv gegebe-
ne Spannungsverhältnis zwischen Datenschutz und 
Sicherheit zu keinen nachteiligen Entwicklungen 
führt, sondern letztlich in eine Kombination von 
qualitativ wachsender innerer Sicherheit und Opti-
mierung der Freiheitsrechte des Bürgers im demo-
kratischen Rechtsstaat einmündet. 

Ich komme zum Schluß. Auf diesem Weg wissen 
wir den Bundesinnenminister als zuverlässigen 
Partner. Er hat dabei unsere volle Unterstützung. 
Wir lehnen deshalb den Antrag der Opposition ab. 
Er ist weder ein Beitrag zur Gewährleistung noch 
gar ein Beitrag zur Verbesserung des inneren Frie-
dens. Ich beantrage hiermit namentliche Abstim-
mung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ge-
nausowenig, wie Sie von der Opposition mit Ihrem 
formalen Mißtrauensantrag 1972 Erfolg gehabt ha-
ben, werden Sie mit diesem formlosen, aber sehr 
bombastisch angekündigten Mißbilligungsantrag Er-
folg haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider!) 

Sie werden schon deswegen keinen Erfolg haben 
können, weil Sie auch diesen Antrag nicht seriös 
vorbereitet haben. Sie haben noch nicht einmal den 
Schluß der Diskussion im Innenausschuß abge-
wartet, bevor Sie sich Ihr Urteil gebildet haben, 
sondern Sie hatten schon bei Beginn der Diskussion 
Ihr Urteil abschließend formuliert. Ich meine, daß 
das für die Qualität dieses Antrags spricht und daß 
es bezeichnend ist für die Art, wie Sie mit der Frage 
der inneren Sicherheit umgehen. 

Sie sprechen vom Abbau der inneren Sicherheit. 
Genau das Gegenteil ist mit den Handlungen des 
Bundesinnenministers verbunden: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da fragen Sie mal 
rum!) 

eine Stärkung des Vertrauens der Bürger in diesen 
Staat und damit eine Motivierung der Bürger für 
diesen Staat und damit eine bessere innere Situation 
in diesem Staat. 

Der Erfolg zeigt sich auch in der Kriminalstatistik. 
Wir haben einen deutlichen Rückgang der Steige-
rungsrate der Gewaltkriminalität. Es gibt daneben 
Erfolge in der Rauschgiftbekämpfung, übrigens, 
meine ich, ein sehr wichtiger Punkt, denn wir alle 
wissen, wie stark uns die Rauschgiftszene in der 
letzten Zeit bedrängt hat. Ich meine, daß wir hier 
Grund haben, in besonderer Weise dem BKA dank-
bar zu sein. 

Zu nennen sind auch die tatsächlich im Zusam-
menhang mit der Terroristenbekämpfung stehenden 
Erfolge. Der Bundesinnenminister hat Ihnen die Da-
ten der Festnahmen, die Ermittlungen der konspira-
tiven Wohnungen geschildert. Schließlich haben 
sich — und das halte ich für besonders wichtig; 
denn das ist bereits ein erstes Ergebnis seiner Poli-
tik — zwei mit Haftbefehl gesuchte Terroristen frei-
willig gestellt. 

Die gute Zusammenarbeit zwischen Bund und 
Ländern auf dem Gebiet der Terrorismusbekämpfung 
kann der Inhalt Ihres Mißbilligungsantrages nicht 
hinfällig machen. Sicher hat dabei auch der Bericht 
des früheren Innenministers Höcherl, den wir nach-
her diskutieren werden, einen positiven Anteil. Er 
hat verdienstvolle Anmerkungen und Hinweise ge-
geben, wie die Erfolgsbilanz der Polizei, des BKA 
durch eine entsprechende Trennung der polizei-
lichen und politischen Bereiche noch verbessert 
werden kann. 

Ich möchte an dieser Stelle nicht versäumen, der 
Polizei der Länder, dem Bundeskriminalamt, dem 
BND, dem Verfassungsschutz, dem Bundesgrenz-
schutz und vor allem dem Innenminister für diese 
Erfolgsbilanz zu danken und sie zu animieren, auf 
diesem Wege fortzufahren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, besonders wichtig ist, 
daß neben den tatsächlichen Erfolgen auch das Ver-
trauen der Bürger und besonders der jüngeren Bür-
ger in die Sicherheitshandlungen des Staates ge-
stärkt und zum Teil auch wiederhergestellt wird. 
Überreaktionen des Staates zum Schutz der Freiheit, 
wie sie sich in der bisher praktizierten Regelanfrage 
ausdrücken und auch manchmal in hektischen Reak-
tionen des Gesetzgebers auf terroristische An-
schläge — z. B. das Gesetz über den Personalaus-
weissperrvermerk —, sind schon genannt worden. 
Ich will gerne zugeben — auch für meine Frak-
tion —, daß wir hier über das Ziel dessen hinaus-
geschossen sind, was wir an Bekämpfung der Terro-
risten leisten wollten. Ich begrüße, daß das Perso-
nenkennzeichen keinen Eingang in einen fälschungs-
sicheren Personalausweis finden wird, den wir alle 
wollen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Das Vertrauen, wenn auch nur einer Minderheit von 
Bürgern zurückzugewinnen bzw. wiederherzustellen, 
ist eine Grundvoraussetzung unserer liberalen Poli-
tik. 

Bei den Minderheiten, die ich angesprochen habe, 
herrscht der Eindruck, daß in den letzten Jahren als 
Konsequenz der Bedrohung der inneren Sicherheit 
durch den Terrorismus eine Fülle von gesetzgeberi- 
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schen Maßnahmen getroffen worden ist, die die 
Eingriffsbefugnisse der staatlichen Organe zu Lasten 
der Freiheitssphäre verdächtiger, aber auch unbe-
teiligter Bürger zum Teil erheblich erweiterten. Da-
mit hat, begünstigt durch den Terrorismus, im Be-
reich der Strafverfolgung zunehmend eine Güter-
abwägung zugunsten der Effektivität staatlichen 
Handelns stattgefunden. 

Die Ergebnisse des Bundesjugendkuratoriums sind 
sicher kritisch zu werten und zu betrachten, aber sie 
machen uns deutlich, daß das Kernproblem in der 
bisher nicht ausreichend geführten geistigen Aus-
einandersetzung mit den Problemen des Terrorismus 
und Extremismus liegt. Die Antwort der Öffentlich-
keit — und ich meine, wir Politiker müssen uns da 
wohl einschließen — auf die immer wieder artiku-
lierten Jugendproteste war aber — und nicht nur im 
Fall des Terrorismus —, auf die Abwehr und Ver-
urteilung von Regelverletzungen beschränkt, kaum 
ernsthaft eine inhaltliche Auseinandersetzung mit 
den zugrunde liegenden Konfliktursachen und For-
derungen. 

Ich bedaure sehr, daß Bayern das gemeinsame 
Konzept des Bund-Länder-Programms zur Ursachen-
forschung des Terrorismus nicht mitgetragen hat. 
Sie hätten sich da Verdienste erwerben können, 
Herr Spranger, statt vordergründig den Abbau der 
Sicherheit an die Wand zu malen und damit Furcht 
und Angst und Unsicherheit bei den Bürgern und 
bei den Sicherheitsorganen zu verbreiten. Denn Sie 
wissen genau, warum das Land Bayern hier nicht 
mitgezogen hat. Es hat schließlich Zweifel an der Ef-
fizienz des Programms gehabt, nachdem das ganze 
Programm mit Hilfe des Landes Bayern zusammen 
vorbereitet worden ist. Das hat überhaupt nichts mit 
den von Ihnen apostrophierten und beschriebenen 
Enthüllungspraktiken zu tun. 

Ich bedaure dies um so mehr, als die Opposition in 
einem Symposium am 29. und 30. November eine 
Auseinandersetzung mit den geistigen und gesell-
schaftlichen Ursachen des Terrorismus und seiner 
Folgen versucht hat. Ihr Generalsekretär Geißler hat 
damals ausgeführt: 

Die terroristischen Aktionen sind darauf ange-
legt, durch einen Einbruch in die Psyche der 
Bevölkerung diese zu einem Verhalten zu ver-
anlassen, das ihren eigenen Idealen zuwider-
läuft. Das darf nicht geschehen. Zu der äußeren 
muß die innere Abwehr hinzutreten. Die Defor-
mation des öffentlichen Lebens und des politi-
schen Denkens dürfen und werden wir nicht zu-
lassen. Wir dürfen das politische Denken nicht 
durch die Angst besetzen lassen. Denn auch 
wenn wir eines Tages diese Prüfung bestanden 
haben werden, bleibt die Aufgabe bestehen, 
Staat und Gesellschaft sicher und freiheitlich, 
aber auch offen und reformfähig zu halten und 
den Nachweis zu erbringen, daß es nicht der 
Gewalt bedarf, um etwas zu bewegen und zu 
verändern. 

Gehandelt haben Sie, meine Damen und Herren von 
der CDU/CSU, leider nicht danach. Denn dann hätten 
Sie diesen Antrag weder heute noch später stellen 
können. Sie haben versucht, diesen Ursachen mit 

immer neuen und weitergehenden Einschränkungen 
der Rechte und der Freiheiten des Bürgers zu be-
gegnen. Wir Liberalen empfinden große Genugtuung 
darüber, daß Ihre Forderungen nicht Wirklichkeit 
wurden, Forderungen wie Überwachung der Vertei-
digergespräche, Einführung des Kronzeugen, Ein-
schränkung des Demonstrationsrecht. 

In dem Zusammenhang kann ich auch einmal auf 
eine sehr typische Position bei Ihnen hinweisen, die 
sich in der Bereitstellung von Zellen bei den Demon-
strationen in Gorleben eskaliert hat. Es war eine 
vorweggenommene Maßnahme, bei der man von 
vornherein angenommen hat, die Demonstranten 
würden ihr Demonstrationsrecht mißbrauchen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Das ist doch blanker 
Unsinn, was Sie da reden!) 

Herr Kollege Kohl, der Justizminister Schwind von 
Niedersachsen ist ja wohl ein CDU-Minister, und er 
hat diese Zellen vorher bereitstellen lassen, 80 an 
der Zahl. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Aber die Art, wie Sie 
das interpretieren, ist doch blanker Unsinn!) 

— Ich habe noch nie von einem liberalen Innenmini-
nister so etwas gehört. Sie sollten auf Ihren Kolle-
gen Albrecht einwirken, damit sich so etwas nicht 
wiederholt. 

Ich habe übrigens noch ihr Wort im Ohr, Herr 
Kollege Kohl, das Sie in der Debatte am 20. April 
1977 gesagt haben, als es um die Frage der Ver-
teidigerüberwachung ging: Es gelte, in diesen Din-
gen ohne Wenn und Aber schnell zur Tat zu schrei-
ten. Genau das ist es, was Ihre Haltung prägt und 
was draußen und im Ausland auch von Ihren politi-
schen Freunden nicht verstanden wird. Wir tragen 
das nicht mit. Denn es sät Mißtrauen. Ich meine, Sie 
haben bei dieser Identitätskrise einer Minderheit in 
diesem Staat Schuld auf sich geladen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Was heißt das ei

-

gentlich? Sie haben doch bei diesem Gesetz 
mitgestimmt! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Sie haben aber diesen Ausspruch getan. Genau 
diese Position, rasch und ohne Verzug zu handeln, 
ohne Überlegung, das ist die Position, die Sie in be-
sonderer Weise kennzeichnet: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Warum haben 
Sie dann bei diesem Gesetz mitgestimmt? 
— Was war denn die amtliche Meinung der 

Bundesregierung?) 

Eben diese Minderheiten auszuschließen, die an sich 
bereit sind, sich für diesen Staat einzusetzen, die 
aber nicht bereit sind, blindlings Einschränkungen 
der Freiheit hinzunehmen, 

(Spranger [CDU/CSU] : Das ist eine Verdre

-

hung!) 

nur weil Sie gerade aus dem Augenblick den Bei-
fall derjenigen bekommen möchten, die so gern von 
der starken Hand regiert werden möchten. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Wer 
hat denn den Entwurf vorgelegt?) 
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Wir führen hier keinen Krieg gegen die Terrori-

sten, Herr Kollege Erhard, sondern wir versuchen, 
diesen Staat unter Einsatz und Gewährleistung sei-
ner Freiheitsrechte für die Bürger vor ihnen zu 
schützen, und dies, wie Sie sehen, mit Erfolg. Des-
wegen brauchen wir auch nicht den Einsatz der Bun-
deswehr, den Ihr Generalsekretär ja als eine mög-
liche Maßnahme vorgeschlagen hat. 

Wir werden auch die bereits erlassenen, die be-
schlossenen Gesetze laufend auf ihre Eignung und 
Effektivität überprüfen. Ich denke hier unter ande-
rem an § 88 a und § 130 a StGB und an das Kontakt-
sperregesetz. 

(Spranger [CDU/CSU] : Das habt ihr alles 
mit beschlossen!) 

Wir werden uns immer wieder fragen, ob das, was 
wir beschlossen haben, auf Dauer nötig ist oder ob 
wir es nicht überprüfen und zeitlich befristet sehen 
müssen. 

Nun noch ein Wort zum Radikalenerlaß und zur 
Regelanfrage. Herr Spranger, Sie haben diese The-
men in die Debatte eingeführt. 

(Spranger [CDU/CSU] : Das steht im Antrag 
drin!) 

Die Abschaffung durch die Bundesregierung ist im 
Ausland einhellig begrüßt worden. 

(Spranger [CDU/CSU] : Ja, im Osten!) 

Wenn Sie einen Blick in die konservativen Zeitun-
gen, die Ihnen nahestehen, werfen, werden Sie auch 
heute noch, ein paar Monate später, den Beifall 
über die Abschaffung der Regelanfrage durch die 
Bundesregierung sehr deutlich dem Text entneh-
men können. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aus der 
Studie der Deutschen Gesellschaft für Verhaltens-
therapie über die psychischen Auswirkungen der 
Praxis des Extremistenbeschlusses zitieren. Es heißt 
dort: 

Die völlig unterschiedliche Handhabung des 
Radikalenerlasses behindert nicht nur die beruf-
liche und private Existenz, sondern sie erzeugt 
auch ein Klima des Mißtrauens und der Un-
sicherheit unter den nicht Betroffenen. 

Herr Kollege Dregger, Sie haben die Position 
„Verfassungsschutz an den Schulen" angesprochen. 
Wenn ich recht informiert bin, hat seinerzeit der 
Vorsitzende der CSU-Fraktion im Bayerischen Land-
tag, Herr Lang, die Forderung, die Verfassungs-
schutzermittlungen auf die Schulen auszudehnen, 
erhoben. Wir Liberalen haben diese Forderung ent-
schieden zurückgewiesen. 

Hat die Regelanfrage diesem Staat denn nun ge-
nützt? Ich meine, wir alle wissen: Nein, sie hat das 
Vertrauen zu diesem Staat zerstört und mehr De-
mokratiesubstanz gekostet als erhalten. Ich fordere 
von hier aus nochmals alle Länder auf, sich der Re-
gelung der Bundesregierung anzuschließen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Spran

-

ger [CDU/CSU]: Das wäre schlimm!) 

Die freiheitssichernden Funktionen des freiheit-
lichen Rechtsstaats kann dieser gegenüber seinen 
Bürgern und mit seinen Bürgern aber nur erfüllen, 
wenn er glaubwürdig bleibt. 

Bundesinnenminister Baum hat zu Beginn seiner 
Amtszeit eine Politik der Offenheit versprochen. Er 
will die offene und die öffentliche Diskussion, und 
wir unterstützen ihn darin. Wir unterstützen ihn da-
rin, daß im Blick auf Dateien und Computerpositio-
nen, die den Bürger verunsichern, und im Blick auf 
Amtshilfe, die im Grundgesetz zwar verankert ist, 
bei der die Zuständigkeiten zwischen Polizei und 
Nachrichtendiensten aber nicht deutlich abgegrenzt 
sind, Transparenz und Klarheit geschaffen wird. Es 
müssen klare Vorschriften für das Sammeln, Verar-
beiten, Weitergeben, Aufbewahren und Löschen von 
personenbezogenen Daten erarbeitet werden. Wir 
begrüßen die Bemühungen des Bundesinnenmini-
sters, daß er eine unabhängige Kommission einge-
setzt hat, die in einem Gutachten eine Abgrenzung 
der Amtshilfe vornehmen soll. Nach Vorlage des 
Gutachtens soll in dieser Frage dann eine Ent-
scheidung getroffen werden. 

Übrigens hat das EG-Parlament, Herr Spranger, ja 
mit den Stimmen der christlich-demokratischen 
Fraktion, also auch mit Ihrer Stimme, entschieden, 
daß eine Anmeldung und die Offenlegung aller Da-
teien im Sicherheitsbericht zu fordern ist. Wir be-
grüßen es ausdrücklich, daß der Bundesinnenmini-
ster hier eine Bestandsaufnahme vornimmt, um am 
Ende klare Kriterien in bezug auf Inhalt der Daten 
und Bedingungen ihrer Erhebung vorlegen zu kön-
nen. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Funcke) 

Orwells Vision vom großen Bruder, der alles weiß 
und alles steuert, wird nicht Wirklichkeit werden. 
Die durch die Verfassung verbürgten Rechte des 
einzelnen setzen der Macht des Staates unüberwind-
bare Schranken. Auch in sogenannten Grenzfällen 
darf sich der Staat nicht heimlich oder offen über 
die Rechte des Bürgers hinwegsetzen. Der Rechts-
staat bestätigt sich nach unserer Auffassung darin, 
daß die vermeintliche oder echte Staatsräson stets 
und ausschließlich an die Rechtsordnung gebunden 
ist. Nur unter strikter Beachtung dieser Grundsätze 
darf der Verfassungsschutz seine Aufgabe, nämlich 
das Sammeln von Information, gegenüber den Fein-
den unserer demokratischen Grundordnung erfül-
len. Er ist aber nicht der Hüter der Verfassung. Mit 
gutem Grund hat der Verfassungsschutz auch keine 
polizeilich-exekutive Funktion erhalten. Er ist einge-
bunden in und angebunden an die Gesetze. Unter 
diesen Prämissen bejahen wir die Arbeit des Ver-
fassungsschutzes voll. 

Die Liberalen unterstreichen das, was die Deut-
sche Bischofskonferenz am 10. April 1978 über die 
Ursachen des Terrorismus und die Voraussetzun-
gen seiner Überwindung gesagt hat. Sie hat gesagt: 

Wir dürfen nicht nur von einem neuen Lebens-
stil sprechen, wir müssen ihn auch praktizieren. 
Zu diesem Lebensstil gehören ebenso Entschie-
denheit, Klarheit, Mut wie Offenheit, Toleranz 
und Bereitschaft zur Verständigung und Verge-
bung. 
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Wolfgramm (Göttingen) 
Wenn Sie diesen Weg gehen wollen, meine Damen 
und Herren von der CDU/CSU, müssen Sie noch ein 
wenig umdenken. Die letzten drei Positionen jeden-
falls sind in Ihrem Antrag nicht zu erkennen. 

Der Mißbilligungsantrag der Opposition geht ins 
Leere. Es gibt keine inhaltliche Begründung für ihn, 
weder von der formalen noch von der tatsächlichen 
Seite her. 

Wir Liberalen fordern die Opposition auf, ihren 
Beitrag endlich zu leisten: durch Abbau der Über-
reaktionen des Staates, durch Offenlegung seiner 
Schutzmaßnahmen, durch die Bereitschaft, das Ver-
trauen derjenigen zurückzugewinnen, die sich dem 
Staat entfremdet haben. All dies tut der Bundesin-
nenminister in unserem Auftrag; er hat unser volles 
Vertrauen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion der CDU/CSU hat 
mich aufgefordert, der Arbeit des Bundesministers 
des Innern in Sachen innerer Sicherheit meine Unter-
stützung zu entziehen. Ich will Ihnen hierzu antwor-
ten und die Antwort so dann auch kurz begründen. 

Der Bundesminister des Innern hat mein Ver-
trauen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Er verdient — wie auch alle anderen, die auf dem 
schwierigen Feld der inneren Sicherheit Verantwor-
tung tragen — unser Vertrauen. Es ist nötig, daß 
dies durch uns alle und vor aller Öffentlichkeit deut-
lich gemacht wird und auch deutlich bleibt. 

Die Sicherheitsbehörden und die in ihnen tätigen 
Menschen können ihre wichtige und für sie selbst 
vielfach gefährliche, risikobeladene Arbeit nur dann 
erfolgreich leisten, wenn sie sich vom Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger unseres Staates und 
vom Vertrauen der politisch Verantwortlichen ge-
tragen wissen. Es kann Engagement im Dienste der 
Sicherheit unserer Bürger 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Interessant, wohin 
er dabei guckt!) 

in einer Atmosphäre des von der Opposition ge-
schürten Mißtrauens nicht gedeihen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Spran

-

ger [CDU/CSU]: Das Mißtrauen schürt der 
Innenminister!) 

Ich sage dies auch im Hinblick darauf, daß wir vor 
terroristischen Angriffen auch weiterhin nicht gefeit 
sind. Dafür, daß wir seit dem Herbst 1977 von ter-
roristischen Gewalttaten in diesem Staat weitgehend 
verschont geblieben sind, schulden wir vor allem 
den Menschen in unseren Sicherheitsbehörden Dank 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

So wie es andere Abgeordnete der beiden Koali-
tionsfraktionen ausgeführt haben, wollen wir — 
wir müssen es ja auch — die auf dem Felde der 

inneren Sicherheit zu leistende Arbeit von Zeit zu 
Zeit gewiß einer kritischen Prüfung unterziehen, um 
sie an veränderte Herausforderungen, um sie den 
in der Zwischenzeit gemachten Erfahrungen anzu-
passen, um sie schlechthin zu verbessern. Aber dazu 
braucht man nicht aufgeregte oder auf die Erzielung 
von Aufregung gerichtete, bloß fälschlich so genann-
te Kritik, ob von rechts oder von links, ob innerhalb 
des Parlaments oder außerhalb. Natürlich müssen wir 
unsachlich überspitzte Kritik — auch öffentliche, 
auch parlamentarische Kritik, die unsachlich über-
spitzt ist — ertragen; das können wir auch. 

Was aber zur kritischen Betrachtung wirklich not-
wendig ist, das sind die Fähigkeit und der Wille zu 
nüchterner Abwägung von Argumenten und Erfah-
rungen. Dies gilt übrigens nicht nur für Politiker, 
nicht nur für die Verfasser des uns vorliegenden 
Mißbilligungsantrages und für den Herrn Abgeord-
neten Dregger, sondern auch für die Medien und 
diejenigen, die in ihnen schreiben oder sprechen, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und — ich sage noch einmal —: ob rechts oder links. 

Die deutschen Sicherheitsbehörden leisten erfolg-
reiche Arbeit. Sie haben gerade in den letzten Tagen 
sowohl bei der Bekämpfung des Terrorismus als auch 
bei der Abwehr von Spionage erneut eindrucksvolle 
Erfolge erzielt. 

Übrigens wird die erfolgreiche Arbeit der Sicher-
heitsbehörden von Bund und Ländern insbesondere 
auch deutlich an einigen Details der kürzlich vor-
gelegten Kriminalstatistik für das letzte Jahr. Die 
Gewaltkriminalität hat nicht mehr zugenommen; sie 
hat, was Mord angeht, sogar erkennbar abgenom-
men. Insgesamt macht die Kriminalstatistik deutlich, 
daß gegenwärtig bei der Abwehr von Gefahren für 
die innere Sicherheit kein Anlaß zu übertreibender 
Beunruhigung besteht. 

Ich möchte an dieser Stelle ausführen, daß ich es 
für eine der größten Leistungen halte, die unser 
Volk in den letzten Jahren vollbracht hat, daß wir 
im Angesicht empörender, tief beunruhigender ter-
roristischer Gewaltverbrechen einer Reihe von Ver-
suchungen widerstanden haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben insbesondere der deutlich gespürten Ver-
suchung zu Überreaktionen von staatlicher Seite 
widerstanden, sei es durch die Bundesregierung, sei 
es durch die Polizeien, sei es durch die Verwaltun-
gen, sei es durch den Gesetzgeber. Wir haben die-
ser Versuchung zur Überreaktion widerstanden. 

(Spranger (CDU/CSU]: Bis an die Grenzen 
des Rechtsstaates, gehen!) 

— Ja, sicherlich! Deswegen haben wir gleichwohl 
nicht überreagiert, Herr Kollege Spranger, was ganz 
gewiß der Fall gewesen wäre, wenn wir Ihr en 

 Ratschlägen gefolgt wären. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will noch mit einem anderen Wort deutlich 
machen, was ich meine. Die — bei gleichzeitiger 
äußerster Energie- und Nervenanstrengung, bei 
äußerster Anstrengung unserer Vernunft — Bewah- 
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rung von Augenmaß und Gelassenheit halte ich für 
ein wichtiges Reifezeugnis. 

Wir haben zweitens ebenso der Versuchung zum 
Aktionismus widerstanden, das heißt, der Versu-
chung, vielerlei Dinge zu tun, nur damit irgend 
etwas geschieht, damit der Anschein erweckt wür-
de — der Anschein! —, nicht aber eine realistische 
Aussicht auf späteren Erfolg eröffnet würde. 

Schließlich hat unser Volk auch der Versuchung 
widerstanden, sich von aufgeregten Geistern — und 
auch von der Opposition — in eine Haltung der 
permanenten Beunruhigung und Nervosität hinein-
treiben zu lassen. 
Sie, Herr Abgeordneter Dregger, haben persönlich 

mehrfach und nachhaltig solche Beunruhigung zu 
verbreiten oder zu schüren versucht. Ich kann Ihre 
Motive verstehen, aber ich kann sie nicht billigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ob Opposition oder Koalition, ob Regierung oder 
Parlament — wir alle haben in diesen Dingen einen 
Zwiespalt auszuhalten und auszutragen, der sich 
ergibt oder ergeben kann auf der einen Seite aus 
der Sorge um die Sicherheit unseres Staates und 
seiner Bürger insgesamt und auf der anderen Seite 
aus dem Willen, die Freiheitsrechte der einzelnen 
Person ungeschmälert zu wahren. Es kann nicht der 
absolute Vorrang immer einem der beiden Ziele 
von vornherein eingeräumt werden. 

Um es mit anderen Worten zu wiederholen: 
Schutz, Sicherheit um jeden Preis, um jeden Preis 
des Verlustes an Liberalität wäre ebensowenig ver-
nünftig wie Liberalität um jeden Preis, um jeden 
Preis, der zu Lasten der Sicherheit zu zahlen wäre. 
Die Lösung dieses prinzipiellen Ziel- oder Werte-
konflikts kann vielmehr immer nur in jedem kon-
kreten Einzelfall nach Prüfung der Argumente, Tat-
sachen und Erfahrungen geschehen. Solche konkrete 
Prüfung ist in jedem Rechtsstaat der Welt eine im-
mer wiederkehrende Aufgabe, eine sich immer neu, 
aber immer anders stellende Aufgabe, die nicht von 
vornherein, Herr Abgeordneter Dregger, nur zu-
gunsten der Sicherheit beantwortet werden kann, 
genausowenig wie sie von vornherein ausschließlich 
zugunsten der Liberalität beantwortet werden könn-
te. Dieser sich immer neu stellenden Aufgabe unter-
zieht sich die Bundesregierung insgesamt 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Sie dürfen nicht 
immer nur Zeitung lesen!) 

in ihrer täglichen und allwöchentlichen Arbeit, die-
ser Aufgabe unterzieht sich insbesondere der Bun-
desminister des Innern, Herr Kollege Baum. 

Und weil das so ist, deswegen bittet die Bundes-
regierung den Bundestag, den vorliegenden Antrag 
abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich glaube auch nicht, daß uns dergleichen parla-
mentstaktische, auf Öffentlichkeitswirkung abzie-
lende Anträge in unserer Aufgabe wirklich helfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich glaube auch nicht, daß es irgend jemandem in 
Deutschland nützt, wenn die Opposition in ihrem 

schriftlich vorliegenden Antrag die Behauptung auf-
stellt, die Einrichtungen unseres Staates zur Selbst-
verteidigung seien geschwächt worden. In Wirklich-
keit ist das Gegenteil wahr. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das Gegenteil ist wahr: Diese Einrichtungen sind 
gestärkt worden. Sie werden weiterhin ausgebaut 
werden. Was man dazu braucht, sind Vernunft und 
Augenmaß, übrigens auch Stetigkeit und Vertrauen 
in die Menschen, denen man diesen Auftrag gege-
ben hat. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Jentsch. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Minister des Innern, Herr Bundeskanzler, sollte 
nicht nur Ihr Vertrauen, sondern in seiner Eigen-
schaft als Chef der Sicherheitsorgane des Bundes, 
so meine ich, das Vertrauen der gesamten Bevölke-
rung genießen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch wenn Sie heute noch so nachdrücklich Mini-
ster Baum das Vertrauen aussprechen, können Sie 
nicht wegdiskutieren, daß am Ende des ersten 
Amtsjahres dieses Ministers eine schwere Ver-
trauenskrise der Sicherheitsorgane und in die Si-
cherheitsorgane unseres Staates steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und ich möchte Sie, Herr Bundeskanzler bitten, wie 
es andere Abgeordnete dieses Hauses getan haben, 
den Weg zum Bundesgrenzschutz, den Weg zum 
Bundeskriminalamt zu nehmen, um dort zu erfah-
ren, wie groß das Ausmaß an Verunsicherung ist. Es 
kann doch nicht hinwegdiskutiert werden, daß der 
Personalrat des Bundeskriminalamtes in einem 
Schreiben vom 7. Mai an Minister Baum erklärte, 
die Berichterstattung über das Bundeskriminalamt, 
die durch gezielte Indiskretionen ausgelöst worden 
sei, habe bei den dort Beschäftigten zu erheblicher 
Verunsicherung geführt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Es kann doch nicht wegdiskutiert werden, daß we-
nige Tage vorher der Präsident des Bundeskriminal-
amts um seine Ablösung nachgesucht hatte. Es kann 
doch auch nicht wegdiskutiert werden, daß ähn-
liche Anzeichen der Resignation vom Bundesgrenz-
schutz bekannt sind. 

Ich meine, das kann niemanden verwundern, der 
die Vorwürfe und Verleumdungen mitgehört und 
mitgelesen hat, denen Bundeskriminalamt und Bun-
desgrenzschutz seit Wochen ausgesetzt sind. Dabei 
haben wir sicher noch alle in Erinnerung, wie die 
Grenzschützer als Helden von Mogadischu gefeiert 
wurden und Sie, Herr Bundeskanzler und Herr In-
nenminister, sich im Ruhme dieser mutigen Män-
ner gesonnt haben. 

(Wehner [SPD] : Unerhört ist diese Art! 
Unerhört ist diese Art!) 
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Auch jetzt rühmen Sie — Herr Innenminister, Sie 
haben das hier zitiert — im Vorwort zum Tätig-
keitsbericht 1978 des Bundesgrenzschutzes, daß 
durch die Kontrollen des grenzüberschreitenden 
Verkehrs verstärkt Personen aufgegriffen wurden, 
die schwerer Straftaten verdächtigt waren. 

In diesem Bericht selbst heißt es, daß etwa 60 % 
der Fahndungsaufgriffe im Bundesgebiet an der 
Grenze erfolgen. Dies — so der Bericht — zeige die 
Bedeutung des Grenzschutzeinzeldienstes, und Sie 
haben das heute unterstrichen. Plötzlich ist aber 
dieser Bundesgrenzschutz — und das ist es doch, 
was irritiert — eine Außenstelle der Geheimdienste, 
und Sie, Herr Innenminister, weisen diesen Vorwurf 
nicht zurück, sondern erklären, Sie würden das 
stoppen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Plötzlich sind für Sie, Herr Minister Baum, jahr-
zehntelang Praktiken entwickelt worden, die jetzt 
ein Ausmaß erreicht hätten, das dringend überprüft 
werden müsse. Und dies alles verlautbaren und ver-
künden Sie gegenüber einer Presse, die den Bundes-
grenzschutz als „Sonderpolizei", als „Bürgerkriegs-
armee" und als „Polizei zum Fürchten" diffamiert. 

Nicht anders ist die Situation beim Bundeskrimi-
nalamt. Herr Kollege Dregger hat darauf hingewie-
sen: Zwei Wochen nach Ihrer Ernennung haben Sie 
das Bundeskriminalamt besucht, darauf hingewie-
sen und sich begeistert gezeigt, wie hoch die tech-
nischen Möglichkeiten für die Verbrechens- und 
Terrorismusbekämpfung sind. Heute wird das Bun-
deskriminalamt in der Öffentlichkeit als eine Ein-
richtung diffamiert, die Millionen harmloser Bür-
ger für nahezu unbegrenzte Zeit mit ihren persön-
lichsten Daten speichere und die unzulässigerweise 
eine Million Akten unterhalte, die vernichtet wer-
den müßten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Und einen hohen Ministerialbeamten — so kann 
man lesen — erinnert die Arbeitsweise des Bundes-
kriminalamts — und jetzt das Zitat — gar an „Hit-
lers Gestapo". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 
Meine Damen und Herren, der Schaden, der durch 

diese Kampagne gegen das Bundeskriminalamt und 
den Bundesgrenzschutz angerichtet wurde — hier-
um geht es heute ganz wesentlich —, ist unermeß-
lich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Das Vertrauen in unsere Sicherheitsorgane ist durch 
diese Kampagne in weiten Kreisen der Bevölkerung 
untergraben. Die Angehörigen des Bundeskriminal-
amtes und des Bundesgrenzschutzes sind demorali-
siert. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist ein 
dummes Zeug! Das ist unverantwortlich, 

was Sie da machen!) 

Die von allen Seiten für so notwendig angesehene 
Konsolidierungsphase des BKA ist abrupt unterbro

-

chen. — Herr Kollege Schäfer, das ist kein Unsinn. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist doch 
unverantwortlich! Das ist doch unverant

-

wortlich!) 

Ich glaube, ich war von uns beiden der letzte, der 
beim Bundeskriminalamt und beim Bundesgrenz-
schutz war. Deshalb kann ich das vielleicht besser 
als Sie beurteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte unterstel-
len, daß auch Minister Baum 

(Wehner [SPD] : Das unterstellen Sie!) 

heute — vielleicht akzeptieren Sie dieses Unterstel-
len — irritiert vor dem Scherbenhaufen steht, der 
angerichtet worden ist. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Nur so sind seine schon fast hektischen Versuche 
verständlich, mit einer Art Krisenmanagement das 
Allerschlimmste abzuwenden. Herr Kollege Dregger 
und Herr Kollege Spranger haben auf die Krisensit-
zungen mit den Dienstleitern hingewiesen. 

Alle diese Rettungsversuche und Anzeichen spä-
ter Reue vermögen aber nicht darüber hinwegzutäu-
schen, daß Sie, Herr Minister Baum, es zu verant-
worten haben, daß heute Tausende von Polizei-
beamten im Bundeskriminalamt und im Bundes-
grenzschutz als Spitzel, als Schnüffler und als 
Rechtsbrecher diffamiert werden. So ist es auch in 
einer bestimmten Presse zu lesen. Dies widerfährt 
Beamten, obwohl sie nur das tun und gesagt haben, 
was der Minister und seine Vorgänger angeordnet 
und in jeder Einzelheit gekannt haben. 

Weder Minister Baum noch seine Mitarbeiter 
konnten dem Innenausschuß — Herr Kollege Wer-
nitz hat das, glaube ich, wenn ich ihn recht 
verstanden habe, bestätigt — auch nur eine einzige 
Datei oder Kartei im BKA benennen, von deren Ein-
richtung, Ausgestaltung und Handhabung das Innen-
ministerium nicht informiert gewesen wäre. So steht 
auch fest, daß die heute so in Zweifel gezogene 
Amtshilfepraxis des Bundesgrenzschutzes — viele 
Redner der Koalition haben heute darauf wieder 
hingewiesen — fast genau auf den Tag vor einem 
Jahr von Minister Maihofer als Rechtens bezeichnet 
worden ist. Ich zitiere aus der Sitzung: 

Das in der Sonderanweisung geregelte Amts

-

ilfeverfahren — das ist unser juristisches Vo-
tum — zwischen BGS einerseits und BfV und 
BND andererseits entspricht damit der vor-
stehend dargestellten Rechtslage. 

(Spranger [CDU/CSU] : Deswegen mußte er 
zurücktreten!) 

So Minister Maihofer vor gerade einem Jahr. 

Meine Damen und Herren, wie konnte es ge-
schehen, daß das Ergebnis von einem Jahr Amts-
tätigkeit dieses Ministers eine so schwere Ver-
trauenskrise der Sicherheitsorgane unseres Staates 
ist? Minister Baum hat vom ersten Tag seiner Amts-
zeit an das Schicksal seines Vorgängers vor Augen 
gehabt. Minister Maihofer mußte gehen, weil ihm 
seine politischen Freunde vorwarfen, die Interessen 
der Sicherheitsbehörden über diejenigen der Bürger 
gestellt zu haben. Herr Baum wollte von der ersten 
Stunde seiner Amtszeit an ängstlich nachweisen, daß 
ihm die Freiheit des einzelnen über alles gehe. Die- 
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sen Nachweis glaubte er über das große Aufräumen 
bei den Sicherheitsbehörden erbringen zu können. 

Dies war der politische Preis für seine Unterstüt-
zung bei seiner Klientel in FDP und SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von den Koalitions-
parteien, vielleicht sind Sie bereit, auf diesen Unter-
schied, auf diese Nuancierung zu achten: So war es 
Herrn Minister Baum nicht etwa wichtig, daß etwas 
geschah; entscheidend für den Minister war, lauthals 
von Anbeginn zu verkünden, daß etwas geschehen 
werde, wovon er sich Sympathie bei seinen Freun-
den verspricht. Also wurde nicht sorgfältig das 
Amtshilfeverfahren des Bundesgrenzschutzes über-
prüft und gegebenenfalls verändert — darüber kann 
man -ja reden, darüber kann man ja diskutieren, 
ob hier einiges geändert und verbessert werden 
kann —; nein, erst wurde durch Erklärung des Mini-
sters der Boden geschaffen, auf dem die öffentliche 
Diffamierung des bisherigen Amtshilfeverfahrens als 
„Schnüffelverfahren" möglich wurde. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Ein Mann räumt ab!) 

Denn allein die Ankündigung von Änderungen in 
diesem Bereich verschaffte dem Minister Sympathie 
und Anerkennung bei den Kreisen, auf die es ihm 
ankommt. „Der Mann, der aufräumt", wie es der 
„stern" geschrieben hat. 

Dabei ist es völlig unbedeutend für Minister 
Baum, daß eine entscheidende Neuregelung des 
Amtshilfeverfahrens bis zur Stunde noch aussteht, 
weil sie noch ausgebrütet werden muß. Aber die 
Diffamierung des bisherigen Amtshilfeverfahrens, 
angeordnet von dieser Regierung und dem Vor-
gänger, von Minister Maihofer, ist vorhanden. Da-
für ist der Boden bereitet worden. Dafür konnte 
Minister Baum bei bestimmten Kreisen seine Sympa-
thielorbeeren ernten; darum ging es ihm. 

Ich darf zum Bundeskriminalamt kommen. Zu 
demselben Zweck wurde ein erster Prüfbericht 
über die Dateien und Karteien des Bundeskriminal-
amts zuerst einmal der Presse zugespielt. Dieser 
Prüfbericht wurde der Sache zwar nicht gerecht, 
denn er war von Nichtfachleuten im Hause des 
Ministers Baum erstellt worden; 

(Spranger [CDU/CSU]: Hilfsreferenten!) 

er reichte aber aus und war geradezu geeignet, das 
Bundeskriminalamt als Einrichtung zu diffamieren, 
die die Daten Millionen harmloser Bürger speichert. 

Die Ankündigung, hier „aufzuräumen", brachte 
dem Minister nicht nur im „stern", sondern bei sei-
ner ganzen Klientel Pluspunkte ein. Eben darauf 
kam es ihm an und nicht auf die Änderung in der 
Sache. Da war es völlig unbedeutend, daß dieser 
Prüfbericht anschließend an wichtigen Stellen ge-
ändert werden mußte, nachdem ihn endlich der Prä-
sident des Bundeskriminalamtes hatte lesen dürfen 
und dabei Unrichtigkeiten und mißverständliche 
Formulierungen festgestellt hatte. Da war es auch 
völlig überflüssig, dem der Presse zugespielten Be-
richt Erläuterungen über die Notwendigkeiten po-
lizeilicher Informationsverarbeitung beizugeben. Das 

hätte ja — wie der Präsident des Bundeskriminal-
amtes zutreffend bemerkte — abträgliche Fehldeu-
tungen vermeiden können. 

Da war es auch nicht wichtig, dem Datenschutzbe-
auftragten zunächst einmal Gelegenheit zu geben — 
Sie haben den Datenschutz ja angesprochen —, sich 
mit dem Bundeskriminalamt auseinanderzusetzen. 
Nein, das schnelle, voreilige, ohne Rücksichten auf 
die Notwendigkeiten polizeilicher Arbeit veröffent-
lichte Urteil des Datenschutzbeauftragten war für 
den Minister erforderlich, um die gewünschte öffent-
liche Meinungsbildung zu erzielen, die ihn auch 
heute wieder als einen Mann hinstellt, der auf-
räumt, der dem Datenschutz den Durchbruch ver-
schafft; während es jetzt natürlich niemanden inter-
essiert, daß der Datenschutzbeauftragte sein Urteil 
in der letzten Sitzung des Innenausschusses wesent-
lich revidieren mußte. 

(Konrad [SPD]: Na, na! Nun übertreiben 
Sie nicht! — Spranger [CDU/CSU] : Sehr 

richtig!) 

Dieser Minister sucht seinen politischen Erfolg 
darin, daß er vortäuscht, entschieden für die Siche-
rung der Freiheitssphäre des Bürgers zu arbeiten. 
In der Wirklichkeit seiner Amtsführung bewirkt er 
aber genau das Gegenteil. Es kann auch gar nicht 
anders sein, weil er einmal unter einem politischen 
Profilierungszwang steht, dem er die Sache unter-
ordnet, und weil er weiterhin einer völlig falschen — 
darüber ist heute mehrfach diskutiert worden — 
Verfassungsinterpretation anhängt. 

(Glocke des Präsidenten) 

— Frau Präsidentin, ich hatte 20 Minuten Redezeit 
beantragt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ihre Fraktion hatte 
keine Verlängerung der Redezeit beantragt. Aber 
wenn Ihre Fraktion eine solche beantragt, wird sie 
selbstverständlich gewährt. — Sie mögen fortfahren. 
Die anderen Kollegen bitte ich, sich zu setzen und 
eventuell erforderliche Gespräche außerhalb des 
Saales zu führen. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Ich bedanke 
mich, Frau Präsidentin. 

Ich hatte gesagt, daß das kein Wunder sei; denn 
Minister Baum hänge hier einer falschen Verfas-
sungsinterpretation an. Ich möchte sein Verfassungs-
verständnis, da es auf den schmalen Grat, den Herr 
Kollege Dr. Dregger skizziert hatte, ja ankommt, in 
Anlehnung an Professor Buchheim als partiell-anti-
institutionell bezeichnen. Dieser Minister redet der 
Stärkung des Staates dort das Wort, wo mündige 
Bürger ihr Leben ohne staatliche Bevormundung und 
Einmischung besser selbst gestalten könnten. Unter 
dieser Regierung, unter diesem Innenminister gibt es 
so viel Bürokratie wie noch nie in unserem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Wohlfahrtsstaatstendenzen und die sich immer 
stärker ausbreitenden Maßnahmen staatlicher Da-
seinsvorsorge in der Politik nicht nur der Sozial-
demokraten, sondern gerade des Flügels der FDP, 
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Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
den Minister Baum repräsentiert, offenbaren diese 
Einstellung. Dort mehr Staat, dort starker Staat, wo 
er nicht notwendig ist. Aber damit korrespondiert 
eine Beschneidung der Staatsgewalt dort, wo diese 
die Freiheit der Bürger sichert und garantiert. Herr 
Dregger zeichnete das Bild von der Gratwanderung 
zwischen Freiheit und innerer Sicherheit. Sie, Herr 
Minister, pflegen und vertiefen künstlich den Ge-
gensatz zwischen Freiheit und Sicherheit, wo es doch 
nicht das eine oder das andere geben kann. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
hat mit Recht festgestellt: Nur ein starker Staat 
kann ein liberaler Staat sein. Und Karl Popper warnt 
davor, auch alle die, die intolerant sind, zu tolerie-
ren; denn sonst vernichtet man nicht nur sich selbst, 
sondern auch die Toleranz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb gilt: Die Freiheit, die Toleranz bedarf des 
Schutzes. Zwar kann der Staat, kann die Staatsge-
walt die Bereitschaft der Bürger zur Freiheit, zur To-
leranz nicht ersetzen — niemals! —, er hat sie aber 
zu sichern und zu ermöglichen. Diese gemeinsamen 
Vorkehrungen zum Schutze der Freiheit sind keine 
Begrenzungen der Freiheit. Nein, sie sind ein not-
wendiges konstitutives Element dieser Freiheit. Da-
bei ist die perfekte innere Sicherheit eine Wahnidee. 
Darin gebe ich Hans Magnus Enzensberger recht. 
Genauso falsch ist aber auch die Wahnidee von der 
uneingeschränkten Freiheit, von der uneingeschränk-
ten Entfaltung der Person. 

Herr Minister Baum, Sie sprechen häufig von Ver-
hältnismäßigkeit. Wenn es so wäre, daß dies alles 
nur ein Problem der angemessenen Anwendung der 
Möglichkeiten des Staates ist, dann brauchten wir 
hier gar nicht lange zu streiten. Dann wäre wahr-
scheinlich auch ein erheblich breiteres Maß an Zu-
sammenarbeitsmöglichkeiten zwischen Regierung 
und Opposition gegeben. Ein Politiker wird aber 
nicht nach seiner womöglich guten Absicht gewogen, 
sondern nach der Wirkung seiner Worte und Taten. 

Die Offentlichkeit, die Angehörigen der Sicher-
heitsorgane haben Sie so verstanden — weil Sie es 
so sagten —, daß unter Ihrer Regierung, unter Ihrer 
Ministerschaft nun das große Aufräumen, der Ab-
bau von Sicherheit beginnt. Deshalb haben Sie der 
Freiheit unserer Bürger schweren Schaden zugefügt, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

indem Sie die Sicherheitsorgane in eine tiefe Ver-
trauenskrise gestürzt haben. Ein Politiker aber, der 
— ob gewollt oder nicht gewollt, jedenfalls im Er-
gebnis seines Tuns — gegen die Freiheit handelt, 
kann nicht länger Innenminister dieses Landes sein. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die allgemeine Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/2855, 
Sicherung des inneren Friedens. Es ist namentliche 
Abstimmung beantragt; der Antrag ist hinreichend 
unterstützt. 

Ich bitte mit der namentlichen Abstimmung zu 
beginnen. — 

Meine Damen und Herren, ich weise darauf hin, 
daß nach der Bekanntgabe des Ergebnisses der Ab-
stimmung über das Beitreibungsgesetz-EG abge-
stimmt wird. Dieses bedarf der Zustimmung von 
mindestens 249 Abgeordneten. Wir können eine 
Auszählung vermeiden, wenn so viele Kollegen im 
Saale sind, daß die beiden Schriftführer erkennen 
können, ob die erforderliche Zahl von zustimmenden 
Abgeordneten vorhanden ist. Anderenfalls müßten 
wir auszählen. Ich bitte daher, in der Nähe zu blei-
ben. 
Sind noch Abgeordnete im Saal, die ihre Stimme 

nicht abgegeben haben, sie aber abgeben möch-
ten? — Ich schließe die Abstimmung und bitte, mit 
der Auszählung zu beginnen. 

Bevor ich das Ergebnis der Abstimmung bekannt-
gebe, möchte ich das Haus davon informieren, daß 
49 Abgeordnete entschuldigt sind und deshalb an 
der Abstimmung nicht haben teilnehmen können. 
Wegen europäischer Verpflichtungen sind 37 Abge-
ordnete entschuldigt. Davon haben 28 Kollegen 
Pairing vereinbart. Wegen Krankheit oder sonstiger 
Verpflichtungen fehlen 12 Abgeordnete. 

Abgegebene Stimmen: 443. Ungültig: keine. Mit 
Ja haben 213 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 229 
Abgeordnete. Es gab eine Enthaltung. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 424 und 19 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 204 und 9 Berliner Abgeordnete, 

nein: 219 und 10 Berliner Abgeordnete, 

enthalten: 1 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. Aigner 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Bayha 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Benz 
Berger (Herne) 
Berger (Lahnstein) 
Biechele 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blüm 
Dr. Bötsch 
Braun 
Breidbach 
Broll 
Bühler (Bruchsal) 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Conrad (Riegelsberg) 
Damm 
Daweke 
Dr. Dollinger 
Dr. Dregger 
Dreyer 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Ey 

Eymer (Lübeck) 
Feinendegen 
Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Glos 
Haase (Kassel) 
Haberl 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Hanz 
Hartmann 
Hasinger 
Hauser (Bonn- 
Bad Godesberg) 

Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 
von Massenbach 

Höffkes 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Hoya) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Dr. Hubrig 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Dr. Jobst 
Josten 
Frau Karwatzki 
Katzer 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
Klinker 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Dr. Kohl 
Kolb 
Krampe 
Dr. Kraske 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Landré 
Dr. Langguth 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Link 
Lintner 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Narjes 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Prangenberg 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Regenspurger 
Dr. Reimers 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Dr. Ritz 
Röhner 
Dr. Rose 
Rühe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohen

-

stein 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schedl 
Schetter 

Frau Schleicher 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Luneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Sick 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
de Terra 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Voigt (Sonthofen) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 
Dr. von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer 
(Mönchengladbach) 

Windelen 
Wissebach 
Wissmann 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Dr. Zeitel 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Gradl 
Kittelmann 
Kunz (Berlin) 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Nein 
SPD 

Ahlers 
Amling 
Dr. Apel 
Augstein 

Baack 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Becker (Nienberge) 
Biermann 
Bindig 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Czempiel 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Engholm 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich (Würzburg) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gertzen 
Glombig 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen 
Frail Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Heyenn 
Hofmann (Kronach) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Junker 
Kaffka 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Konrad 
Kratz 
Kretkowski 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Leber 

Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Matthöfer 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Meininghaus 
Menzel 
Möhring 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Neumann (Stelle) 
Dr. Nöbel 
Offergeld 
Oostergetelo 
Paterna 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Rohde 
Rosenthal 
Roth 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler 
Frau Simonis 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Frau Steinhauer 
Stockleben 
Stöckl 
Sybertz 
Thüsing 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Topmann 
Frau Traupe 
Ueberhorst 
Urbaniak 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Walkhoff 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Weisskirchen (Wiesloch) 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Manning 
Mattick 
Schulze (Berlin) 
Sieglerschmidt 

FDP 

Angermeyer 
Baum 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Frau Funcke 

Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kleinert 
Dr.-Ing. Laermann 
Ludewig 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Merker 
Mischnick 
Möllemann 
Paintner 
Schäfer (Mainz) 
Schmidt (Kempten) .  
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Dr. Zumpfort 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Enthalten 
fraktionslos 

Dr. Gruhl 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Durchführung der Richtlinie des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
15. März 1976 — 76/308/EWG — Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73/18 
vom 19. März 1976 — (Beitreibungsrichtlinie) 
über die gegenseitige Unterstützung bei der 
Beitreibung von Forderungen im Zusammen-
hang mit  Maßnahmen, die Bestandteil des 
Finanzierungssystems der Europäischen Aus-
richtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft sind, sowie von Abschöpfungen 
und Zöllen (Beitreibungsgesetz-EG — BeitrG-
EG) 
— Drucksache 8/1715 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2866 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kreile 
(Erste Beratung 88. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird nicht begehrt. 

Wir kommen damit zur Einzelberatung und Ab-
stimmung in zweiter Lesung. Wer den §§ 1 bis 10, 
Einleitung und Überschrift die Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen

-
probe! — Enthaltungen? — Es ist einstimmig so  be-
schlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort wird nicht gewünscht. 

Nach Art. 87 Abs. 3 des Grundgesetzes ist für die 
Verabschiedung dieses Gesetzentwurfs die Zustim-
mung von 249 Abgeordneten dieses Hauses erforder-
lich. Werden bei der derzeitigen Besetzung dieses 
Hauses Bedenken dagegen geltend gemacht, es bei 
einer Abstimmung ohne Auszählung bewenden zu 
lassen? — Das ist nicht der Fall. 

Wer diesem Gesetzentwurf seine Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Meine Damen und Her-
ren, das Präsidium ist der Meinung, daß die Anwe-
senheit sicherstellt, daß für diesen Gesetzentwurf 
mindestens 249 Stimmen abgegeben sind. Damit ist 
der Gesetzentwurf angenommen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu der von der Bundesregierung übersandten 
Untersuchung von Bundesminister a. D. 
Rechtsanwalt Hermann Höcherl 

in Verbindung mit der 

Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Vorschlägen in Teil II des von Bundesminister 
a. D. Hermann Höcherl erstatteten Berichts 
— Drucksachen 8/1881, 8/1923, 8/2889 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Spranger, Pensky 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

In der Aussprache hat der Abgeordnete Spranger 
das Wort. 

Spranger (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Bericht des Bun-
desministers a. D. Hermann Höcherl vom 7. Juni 
1978 besteht aus zwei Teilen. Im ersten Teil befaßt 
sich Herr Höcherl ausführlich mit der Analyse und 
der Darstellung der Fehler und Versäumnisse der 
vor und während der Fahndung nach den Entführern 
und Mördern von Hanns Martin Schleyer und des

-

sen Sicherheitsbeamten dafür politisch und fachlich 
Verantwortlichen. Im zweiten Teil unterbreitet Herr 
Höcherl dann eine Reihe von Vorschlägen zur Ver-
besserung der Arbeit der Sicherheitsorgane, vor al-
len Dingen im Bereich des Bundesministers des In-
nern. 

Die Bundesregierung hat zwar in ihrer abschlie-
ßenden Stellungnahme vom 23. März 1979 eine 
Reihe dieser Verbesserungsvorschläge übernommen. 
Wir 'begrüßen es, daß der Höcherl-Bericht inso- 
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Spranger 
fern die Einsicht in die Notwendigkeit der Verbes-
serung der Arbeit der Sicherheitsbehörden hat 
wachsen und zum Teil auch in die Tat hat umsetzen 
lassen. Dies ist gleichzeitig auch die beste Anerken-
nung für die Arbeit, die Herr Höcherl hier geleistet 
hat und die zu Recht in allen Fraktionen wiederholt 
Anerkennung gefunden hat. 

Wir müssen es jedoch bedauern, daß für die Bun-
desregierung der Teil I des Höcherl-Berichtes offen-
sichtlich nicht zu existieren scheint. Wir meinen, es 
hätte der Bundesregierung gut angestanden, wenn 
sie sich in ihrer Stellungnahme auch dazu geäußert 
hätte, statt durch Schweigen so zu tun, als sei die-
ser Teil I gar nicht vorhanden. Sogar die Koalitions-
parteien haben ja in ihrer Beschlußempfehlung vom 
21. Mai nicht nur eine große Zahl von Anregungen 
und Vorschlägen für eine Verbesserung der polizei-
lichen Zusammenarbeit und Arbeit ausdrücklich be-
grüßt. Sie haben im Gegensatz zu früheren Einlas

-

sungen in ihrer Beschlußempfehlung auch auf die 
Mängel und Schwachstellen bei den Organen der 
Sicherheitsbehörden hingewiesen. Wir bedauern, 
daß die Bundesregierung sich nicht mit einem Satz 
dazu geäußert hat. 

Aber auch die Beschlußempfehlung der Koali-
tionsmehrheit im Innenausschuß wird den Analysen 
und der klaren Bewertung von Teil I des Höcherl

-

Berichts nicht gerecht. Es wird von verborgenen 
Mängeln und Schwachstellen gesprochen, die dieser 
Bericht aufzeige. Damit werden pauschal den Or-
ganen der inneren Sicherheit solche Mängel und 
Schwachstellen bestätigt. Das ist eine Bewertung, 
die mit Sicherheit nicht die Wirklichkeit trifft. Für 
die schwerwiegenden Versäumnisse und Mängel, 
die Hermann Höcherl aufgezeigt hat und auf die 
auch die CDU/CSU immer hingewiesen hat, waren 
eben vor allem die nordrhein-westfälische Landes-
regierung und die Bundesregierung verantwortlich. 

Es waren auch keine verborgenen Mängel. Nicht 
nur deshalb, weil die CDU/CSU schon frühzeitig auf 
diese Mängel aufmerksam gemacht hat und sie des-
wegen erkennbar waren; sie waren deshalb nicht 
verborgen, weil unmittelbar nach der Entführung 
von Hanns Martin Schleyer eine neue Organisa-
tion aus dem Boden gestampft wurde. Damit ist 
deutlich gemacht, daß es lediglich an der rechtzei-
tigen Bereitschaft, sich auf die terroristischen Be-
drohungen einzustellen, gefehlt hat, einfach deswe-
gen, weil man dies aus politischen Gründen nicht 
wollte. 

Es ist ein umfassender Katalog mit insgesamt 25 
Punkten, in den Hermann Höcherl seine Kritik klei-
det, angefangen von der fehlerhaften Kompetenz-
verteilung zwischen zentraler Einsatzleitung und 
der SoKo 77 Köln, die neuartig und nicht klar durch-
schaubar war, über die Kritik an den politischen 
Beratungs- und Entscheidungsgremien, die in die 
fachlichen Gremien mit hineinwirkten und auf fach-
liche Einzelentscheidungen einwirkten. Ferner gibt 
es zusätzliche Kritik an der nicht hinreichenden 
Information über die Aufgaben und Zuständigkeits-
abgrenzungen in diesen einzelnen Gremien, Uninfor-

miertheit bei der Polizei und der Basis. Schließlich 
erwähnt er unter anderem auch die Tatsache, daß 
die SoKo 77 in Köln zu spät einsatzfähig war. Es 
zeigte sich eben, daß unsere Kritik damals mit der 
Darlegung, daß hier grundsätzliche Führungsfehler 
in der Spitze, eine unzureichende Vorbereitung der 
Sicherheitsorgane, keine Vorplanung, keine durch-
schaubaren Melde- und Führungsstrukturen für die 
Polizei und fehlende oder unzureichende und un-
klare Informationsstränge zu beklagen seien, durch 
den Höcherl-Bericht mit bestätigt wurde. Wir mei-
nen, daß viele bittere Erfahrungen hätten vermieden 
werden können, wenn die Bundesregierung und die 
sie tragenden Parteien damals rechtzeitig unserer 
Kritik entsprochen und unsere Forderungen und 
Vorschläge zur Verbesserung der Arbeit der Sicher-
heitsbehörden aufgegriffen hätten. Es ist zu be-
dauern, daß die Bundesregierung ihrerseits bis zum 
Höcherl-Bericht offenkundig nicht in der Lage war, 
ein funktionierendes sicherheitspolitisches und si-
cherheitsorganisatorisches Konzept vorzulegen und 
in die Tat umzusetzen. 

Die CDU/CSU hat hingegen schon im November 
1977 die Verbesserung der Führungsstruktur im Be-
reich des Bundes gefordert. In unserem Antrag vom 
2, Juni 1978, der heute ebenfalls hier beraten wird, 
wiesen wir auf das Fehlen dieser funktionierenden 
Führungsorganisation der Sicherheitsorgane des 
Bundes hin. Im Rahmen des Entfühlungsfalles 
Schleyer hat sich ja gezeigt, daß diese Führungs-
organisation nicht vorhanden war und daß man in 
einer Nacht-und-Nebel-Aktion eine zentrale Einsatz-
leitung schaffen mußte, deren Zuständigkeit, Funk-
tion, Arbeitsweise, Gliederung und Leistungsfähig-
keit völlig unklar war. Dieser Fremdkörper inner-
halb der polizeilichen Führungshierarchie konnte, 
wie sich leider erwiesen hat, nicht funktionieren. 

Der Höcherl-Bericht hat überhaupt eine breite 
Bestätigung der Sicherheitspolitik der CDU/CSU in 
den vergangenen Jahren gebracht. Wir haben uns 
z. B. immer wieder mit Entschiedenheit gegen Be-
strebungen gewehrt, die Ermittlungenszuständig-
keiten beim Bundeskriminalamt zu Lasten der Län-
der auszudehnen, sozusagen ein Bundes-FBI zu 
schaffen. Vor der Veröffentlichung des Höcherl-Be-
richts hat man uns immer vorgeworfen, unser Be-
mühen um Erhaltung der effizienten, dezentralisier-
ten und föderalistischen Polizeistruktur sei sicher-
heitspolitische Engstirnigkeit. Man hat uns heftig 
deswegen kritisiert. Der Höcherl-Bericht hat die 
Haltung eindeutig bestätigt, daß die gegenwärtigen 
Ermittlungszuständigkeiten beim Bundeskriminal-
amt ausreichend seien. Der Höcherl-Bericht teilt 
auch unsere Forderung, daß die Auswertungstätig-
keit beim BKA wesentlich verbessert werden muß, 
damit das BKA mit den riesigen Informationsmas-
sen fertig wird und nicht daran erstickt. Ebenso 
wird darin unsere Kritik geteilt, daß Meldungen aus 
den Ländern beim BKA liegenbleiben. 

Diese Forderungen sind alle in unserem Antrag 
zur Verbesserung der Arbeit der Sicherheitsbehör-
den des Bundes enthalten. Dieser Antrag ist noch 
keineswegs durch Erfüllung erledigt. Die Ableh-
nung unseres Antrags wäre deshalb nicht gerecht-
fertigt. 
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Es sind aber auch einige kritische Anmerkungen 

zu den Vorschlägen notwendig, die im. Höcherl-Be-
richt in Teil II behandelt werden und zu denen die 
Bundesregierung Stellung genommen hat. In dieser 
Stellungnahme fordert die Bundesregierung u. a. 
die vertrauensvolle Zusammenarbeit auch über Län-
dergrenzen hinweg. Wir haben diese Forderung in 
der Vergangenheit nicht nur erhoben, sondern ha-
ben uns auch bemüht, sie optimal zu realisieren. 
Diese Forderung wäre aber heute, so meinen wir, 
besser an den jetzigen Bundesinnenminister zu rich-
ten. Durch seine Politik hat er die sicherheitspoli-
tische Konzeption und die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern in den vergangenen Mo-
naten seit seinem Amtsantritt außerordentlich ge-
stört und durcheinandergebracht. Er ist deswegen 
heute auch dafür verantwortlich, wenn deshalb die 
Glaubwürdigkeit des Bekenntnisses der Bundesre-
gierung zur guten Zusammenarbeit mit den Ländern 
in Zweifel gezogen werden muß. 

Die Bundesregierung begrüßt in ihrer Stellung-
nahme auch die Forderung des Höcherl-Berichtes 
nach laufender aktueller Information der Basis-
dienststellen und deren motivationsmäßiger Einbin-
dung. Hier wäre anzumerken, daß dies alles ohne 
elektronische Datenverarbeitung nicht möglich ist. 
Es schließt sich die Frage an, inwieweit durch die 
Baumsche Enthüllungspolitik und die jüngsten Be-
richte und Stellungnahmen des Bundesdatenschutz-
beauftragten, Professor Bull, Nachteile für den Ein-
satz dieser Datenverarbeitung im Sicherheitsbereich 
eingetreten sind. Dadurch, daß die Politik des jetzi-
gen Bundesinnenministers zur Demotivierung und 
Verunsicherung der Polizeibeamten in erheblichem 
Umfang beiträgt — das ist heute in der vorangegan-
genen Debatte ja bestätigt und begründet worden — 
und die bessere Information der Polizeibasis nach 
wie vor unterbleibt, ist die motivationsmäßige Ein-
bindung der Basis mit Sicherheit nicht gefördert, 
sondern behindert worden. 

Problematisch bleibt auch die Einschaltung des 
Bundeskriminalamtes durch den Generalbundesan-
walt. Dessen Beziehungen zum Bundesminister der 
Justiz und zum Bundesminister des Innern scheinen 
offensichtlich nicht so reibungslos zu funktionieren, 
wie es erforderlich wäre. Das hat sich bei den Er-
mittlungen gegen die Revolutionären Zellen erwie-
sen. Die Zuständigkeiten des Generalbundesanwalts 
können nicht durch Absprachen zwischen den Län-
dern und dem Bund, sondern höchstens durch klare 
gesetzliche Regelungen beschränkt werden. Im Ge-
gensatz zum Höcherl-Bericht und zu unserer Auf-
fassung läßt die Bundesregierung eine Ausdehnung 
der originären Zuständigkeiten des Bundeskrimi-
nalamtes nach wie vor offen. Die ständige Drohung 
mit Kompetenzänderungen ist nach unserer Über-
zeugung wenig hilfreich und sollte endlich aufhö-
ren. 
In ihrer Stellungnahme sieht die Bundesregierung 

zwar den Einsatz eines Führungsleitrechners vor, 
der einsatz- und führungsmäßig relevante Daten, 
Alarmierungslisten, Objektdateien, Maßnahmenka-
taloge usw. sofort liefern soll. Es bleibt allerdings 
offen, ob es diesen Führungsleitrechner überhaupt 
gibt und ob er, wenn ja, auch Objektdateien ent-

hält, die doch auf Anordnung des Bundesinnenmini-
sters vernichtet worden sein sollen. Hier wäre 
ohnehin zu empfehlen, daß sich der Bundesinnenmi-
nister — zusammen mit den für die Sicherheitspoli-
tik seines Hauses Verantwortlichen — einmal mit 
dem Herrn Bundesdatenschutzbeauftragten zusam-
mensetzt, um die Bedürfnisse der inneren Sicher-
heit gegenüber den Bedürfnissen des individuellen 
Datenschutzes abzugrenzen und um den Daten-
schutzbeauftragten davon zu überzeugen, daß nicht 
alle Dateien des BKA sozusagen Teufelswerk dar-
stellen. Es war ja geradezu peinlich, zu sehen, wie 
sich im Ausschuß die Sicherheitsbeamten konträr 
gegenüber dem Datenschutzbeauftragten äußerten, 
zu sehen, wie gewaltige Meinungsunterschiede zwi-
schen diesen beiden Seiten erkennbar wurden. Das 
läßt darauf schließen, daß dem Bundesinnenminister 
eine Konzeption fehlt, wie beide Bereiche in einen 
sinnvollen Einklang zu bringen sind. 

Wir müssen schließlich auch fragen, was bisher 
aus den Fernmelde- und Stabsübungen geworden 
ist, die der Höcherl-Bericht empfiehlt, die auch nach 
unserer Auffassung sein müßten und die auch die 
Bundesregierung akzeptiert hat. Ob und wie die 
eventuell neu geschaffene Führung zukünftig funk-
tioniert, ist heute noch ungewiß; wir haben bisher 
keinerlei Informationen erhalten. Es ist unklar, ob 
beim Bund jetzt ein Führungsinstrument vorhanden 
ist, das mit Großlagen tatsächlich fertig werden 
könnte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so ha-
ben wir nach wie vor erhebliche Zweifel, ob die Er-
fahrungen aus dem Höcherl-Bericht die Erfahrungen 
aus den Fehlern und Versäumnissen vor und wäh-
rend der Fahndung nach den Entführern und Mör-
dern von Hanns Martin Schleyer und seiner Sicher-
heitsbeamten tatsächlich sachgerecht ausgewertet 
und umgesetzt und ob die richtigen Konsequenzen 
gezogen worden sind. 

Der Beschlußempfehlung der Koalitionsparteien 
haben wir — ich habe das auch im Ausschuß vor-
getragen — auch deswegen nicht zustimmen kön-
nen, weil wir nicht den Eindruck erwecken wollen, 
mit der freiheitsgefährdenden Sicherheitspolitik des 
derzeitigen Bundesinnenministers übereinzustim-
men. Bundesinnenminister Baum - das möchte ich 
als Fazit der Debatte von vorhin sagen — hat durch 
die zahlreichen von ihm entweder veranlaßten oder 
zu verantwortenden Enthüllungen über die Arbeit 
der Sicherheitsbehörden und durch seine grundsätz-
liche und im Detail bewiesene negative Einstellung 
zu der Arbeit der Sicherheitsbehörden der inneren 
Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland in er-
heblichem Maße Schaden zugefügt. Die Debatte über 
unseren Mißbilligungsantrag hat das bestätigt. Er 
hat die in diesem Bereich tätigen Beamten des Bun-
des und der Länder nachhaltig verunsichert und die 
Zusammenarbeit mit den Ländern in starkem Maße 
beeinträchtigt. 

Die CDU/CSU hat keinen Anlaß, unter diesen 
Umständen eine Gemeinsamkeit mit dem Bundes-
innenminister vorzutäuschen, die dieser längst auf-
gekündigt hat. Herr Kollege Wendig hat vorhin in 
der anderen Debatte um diese Gemeinsamkeit er- 
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sucht. Er hat aber auch deutlich gemacht, daß diese 
Gemeinsamkeit in weiten Bereichen leider nicht 
mehr besteht. Wir fühlen uns nicht verantwortlich, 
diese Gemeinsamkeit verlassen zu haben. 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf, den 
Bundesinnenminister zu einer Politik zu veranlas-
sen, die den Erkenntnissen und Forderungen des 
Höcherl-Berichts entspricht und sie in die Tat um-
setzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Pensky. 

Pensky (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit anderen Fragen zur 
inneren Sicherheit debattieren wir hier heute zum 
zweiten Male den sogenannten Höcherl-Bericht. Die 
erste Debatte hat damals schon unter Einbeziehung 
der von der Bundesregierung vorgelegten vorläufi-
gen Stellungnahme zum Teil II des Berichts auf 
Drucksache 8/1923 am 15. Juni 1978, also ziemlich 
genau vor einem Jahr, stattgefunden. Die vorerst 
endgültigen Ergebnisse der Überlegungen, die auf 
Grund des von Bundesminister a. D. Höcherl erstat-
teten Berichtes angestellt wurden, finden Sie, meine 
Damen und Herren, als Anlage auf Drucksache 
8/2889, und ich glaube, es war richtig, daß wir der 
Meinung waren, daß wir dies dem Deutschen Bun-
destag und damit auch der deutschen Öffentlichkeit 
vor Augen bringen sollten. 

Ich meine, auch Sie, Herr Kollege Spranger, sollten 
diese Arbeiten nicht ignorieren, wie Sie es tun; denn 
wie könnten Sie sonst zu der einseitigen Aufforde-
rung an den Bundesminister des Innern bzw. die 
Bundesregierung gelangen, die Erkenntnisse aus 
dem Höcherl-Bericht in die Tat umzusetzen? 

Wer sich dieses umfassende Arbeitsergebnis an-
sieht, der wird feststellen, daß alle getroffenen Maß-
nahmen und Absprachen auf übereinstimmende Be-
schlüsse der Konferenz der Innenminister und 
-senatoren von Bund und Ländern hin erfolgt sind. 

Diese Feststellung, meine Damen und Herren, ist 
deshalb besonders wichtig, weil damit zum Aus-
druck gebracht wird, was Herr Höcherl in seinem 
Bericht entsprechend der Verfassungslage noch ein-
mal ausdrücklich unterstrichen hat: daß die Be-
kämpfung des Terrorismus wie die Verbrechens-
bekämpfung überhaupt eine gemeinsame Aufgabe 
aller Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern ist. 

Danach haben die Innenminister und -sentoren 
aus Bund und Ländern bei der Erarbeitung dieser 
Vorlage konsequent gehandelt, und das ist gut so. 
Weil eben die Verfassungslage so ist und weil an 
dieser gemeinsamen Aufgabe und Verantwortung, 
wie ich es sehe, in diesem Hause auch niemand 
etwas ändern will, sollten wir, meine Damen und 
Herren von der Opposition, uns doch ein für allemal 
abgewöhnen, zu versuchen, hinsichtlich der Ver-
antwortlichkeit den Schwarzen Peter ständig hin-
und herzuspielen. 

Wir Sozialdemokraten sind auf jeden Fall dem 
Bundesminister des Innern wie auch den Innen

-

ministern und -senatoren der Länder sehr dankbar, 
daß sie nach vielen gemeinsamen Beratungen über-
einstimmende Regelungen gefunden haben, die 
durchaus geeignet erscheinen, die Zusammenarbeit 
der Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder 
reibungsloser zu gestalten und dadurch auch effek-
tiver zu machen. 

Dennoch möchte ich warnend unterstreichen, was 
auch Herr Höcherl in seinem Bericht wie folgt um-
schrieben hat — ich zitiere ihn hier —: 

Gegen die Perfektionisten aller Spielarten gehe 
ich von dem Erfahrungssatz aus, daß Fehler 
durch menschliche Unzulänglichkeit nie voll 
auszuschalten sind. Organisationsstrukturen 
und Arbeitsabläufe können und müssen aber so 
angelegt werden, daß die Wahrscheinlichkeit 
eines Fehlverhaltens auf ein Mindestmaß redu-
ziert wird. 

Soweit Herr Höcherl. Unter diesem Vorbehalt— dies 
sage ich nach zahlreichen Gesprächen mit Polizei-
praktikern — spreche ich die Erwartung aus, daß 
sich die getroffenen Neuregelungen als wirksames 
Instrumentarium erweisen werden. 

Lassen Sie mich einige Bemerkungen zu den we-
sentlichen Komplexen machen, die einer Neurege-
lung unterzogen worden sind, zunächst zum Bereich 
der Kommunikation. Das Informations- und Aus-
kunftssystem der Polizei ist in den letzten Jahren 
sowohl im Bund wie auch in den Ländern rasant aus-
gebaut worden. Es war sicherlich zwingend not-
wendig, daß sich auch die Polizei des modernen 
Instrumentariums der elektronischen Datenverarbei-
tung bediente, weil nämlich der schnelle Informa-
tionsaustausch von ganz entscheidender Bedeutung 
für eine erfolgreiche Polizeiarbeit ist. Bei allem be-
grüßenswerten Eifer, den Bund und Länder hierbei 
entwickelt haben, hat sich jedoch die mangelnde 
Abstimmung zu einem notwendigen einheitlichen 
Informationssystem als äußerst nachteilig herausge-
stellt. Das hat Herr Höcherl in seinem Bericht wohl 
völlig zu Recht beklagt. Wir alle wissen — daran 
darf ich erinnern —, daß wir diese Entwicklung seit 
vielen Jahren beobachtet und dabei erkannt haben, 
daß sich insoweit Schwachstellen entwickelten, die 
der Zusammenarbeit der Polizei in Bund und Län-
dern nur abträglich sein konnten. Ich muß weiter 
erwähnen, daß es in der Vergangenheit nicht an 
Mahnungen gefehlt hat, dieser Auseinanderentwick-
lung Einhalt zu gebieten. Vielleicht hat es auf die-
sem Gebiet zu lange Zeit einen zu ausgeprägten 
Länderegoismus gegeben, der diese Entwicklung be-
günstigt hat. Nur, meine ich, bringen uns gegensei-
tige Aufrechnungen nicht weiter. Viele haben 
Grund, sich selbst an die Brust zu klopfen. Deshalb 
ist es außerordentlich zu begrüßen, daß die Innen-
ministerkonferenz am 28. September 1978 einen 
richtungweisenden Beschluß zur Fortentwicklung 
des Inpol-Systems gefaßt hat, der alle erkannten 
Schwächen auf diesem Gebiete ein für allemal be-
seitigen soll. Wir sind der Bundesregierung jeden-
falls dankbar, daß sie die notwendigen zusätzlichen 
Mittel für die Verwirklichung dieser neuen Konzep-
tion von immerhin 55,3 Millionen DM in den Jahren 
1979 bis 1982 bereitgestellt hat. Es bleibt zu hoffen, 
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daß das neue Kommunikationssystem nunmehr in 
vertrauensvoller Kooperation zwischen Bund und 
Ländern zügig weiterentwickelt wird. 

Zu einem weiteren Bereich, nämlich zum Bereich 
der Aufgaben und Zuständigkeiten des Bundeskri-
minalamts, einige Bemerkungen. Die von der Innen-
ministerkonferenz getroffene Regelung der Zusam-
menarbeit des BKA und der Länderpolizeien in Fäl-
len terroristischer Gewaltkriminalität von bundes-
weiter Bedeutung entspricht weitgehend den Anre-
gungen des Höcherl-Berichts. Die in diesem Rahmen 
vorgenommene Aufgabenverteilung zwischen dem 
BKA und den Länderpolizeien schafft klare Unter-
stellungs- und Verantwortungsverhältnisse entspre-
chend den besonderen Qualifikationen der einzelnen 
Dienststellen. Dabei erscheint es sinnvoll, das BKA 
im Bereich der Information, der Technik und der 
länderübergreifenden Steuerung zu stärken und im 
Bereich der polizeilichen Ermittlungsarbeit die 
Schwerpunktverlegung auf die Länderpolizei vorzu-
sehen. In dieses Konzept der Zusammenarbeit, Herr 
Kollege Spranger, hat sich ungeachtet seiner ihm 
gesetzlich zustehenden Befugnisse begrüßenswerter

-weise auch der Generalbundesanwalt — mit Zu-
stimmung des Bundesministers der Justiz — einge-
gliedert, der künftig bei beabsichtigter Auftrags-
erteilung an das BKA auf dem Gebiet der Terroris-
musbekämpfung nur im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister des Innern handeln wird. Gleiches gilt 
auch für den Fall einer Auftragserteilung an die 
Polizeibehörde eines Landes. Auch hierdurch ge-
legentlich früher aufgetauchte Mißverständnisse 
sind beseitigt. Diese Absprache, nach der seit ge-
raumer Zeit verfahren wird, hat sich bereits be-
währt. Das jedenfalls läßt sich auch jetzt schon er-
kennen. 

Im übrigen sind wir mit den Innenministern und 
-senatoren des Bundes und der Länder einer Mei-
nung, daß auf Grund der getroffenen Absprachen 
eine Änderung des BKA-Gesetzes zur Zeit nicht er-
forderlich ist. Das bezieht sich sowohl auf die origi-
nären Zuständigkeiten des BKA wie auch auf die 
zwischen Bund und Ländern vorgenommene Auf-
gabenverteilung auf dem Gebiet des Personenschut-
zes. 

Herr Kollege Spranger, ich habe ja gar keinen 
Zweifel, daß wir auch in dieser Frage einer Meinung 
sein könnten. Wir sollten dem anderen nicht immer 
unterstellen, er wollte eine Aufgabenausweitung 
oder eine Entwicklung hin zu einem deutschen FBI. 
Lassen wir das also! 

(Spranger [CDU/CSU] : Sehr gut! Lassen wir 
das!) 

Wir werden jedenfalls die Praktikabilität der hier 
von der Innenministerkonferenz gefaßten Beschlüsse 
eingehend beobachten und, wenn nötig, auf eine 
Beseitigung möglicher Mißverständnisse hinwirken. 
Das gilt insbesondere auch für den Beschluß der 
IMK, der auf die Milderung von Abgrenzungs-
schwierigkeiten bei der Anwendung des § 5 Abs. 2 
Nr. 1 des BKA-Gesetzes abzielt, der nämlich von 
seiten des BKA nicht unkritisch aufgenommen wor-
den ist. 

Zu einem weiteren Komplex einige Bemerkungen, 
nämlich zu den Maßnahmen zur Verbesserung der 
Führungsorganisation. Als Folgerungen aus dem Be-
richt des Herrn Höcherl hat die Innenministerkonfe-
renz Grundsätze für Polizeiführungsstäbe mit der 
Maßgabe entwickelt, daß bei den Innenministerien 
von Bund und Ländern Führungszentralen in über-
einstimmender Gliederung zu errichten sind. Für 
den Bereich des Bundes ist dies inzwischen gesche-
hen. Hier konnte man ja schon auf Vorhandenem, 
nämlich auf dem damals schon bestehenden Lage-
zentrum, aufbauen. Dort ist jetzt eine Führungs-
und Lagezentrale eingerichtet. Herr Kollege Spran-
ger, ich empfehle Ihnen, einmal mit mir gemeinsam 
dorthin zu gehen. Dort können wir uns überzeugen, 
daß sie mit qualifizierten Beamten aller Dienst-
zweige besetzt und seit geraumer Zeit voll funk-
tionsfähig ist. 

(Spranger [CDU/CSU] : Das soll uns der In

-

nenminister einmal zeigen! — Bundesinnen

-

minister Baum: Wollen Sie das sehen? — 
Spranger [CDU/CSU] : Ja!) 

Gleichwohl besteht hier die Notwendigkeit des wei-
teren Ausbaus, die auch vom Innenminister einge-
standen worden ist. Die verbesserte Einrichtung 
kann sowohl bei der Bekämpfung schwerer Gewalt-
kriminalität oder Terrors wie auch bei Katastrophen 
und Unfällen großen Ausmaßes oder auch im Not-
stands- bzw. Spannungsfall wirksam polizeiliche 
Führungsaufgaben leisten. 

Durch diese organisatorischen Maßnahmen wie 
auch durch eine klare Zuständigkeitsabgrenzung zwi-
schen den Polizeien des Bundes und der Länder sind 
damit jetzt auch die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen, daß gemeinsame Übungsveranstaltungen durch-
geführt werden können, die sicherlich ein reibungs-
loseres Zusammenwirken der Polizeien sicherstellen 
können. Wir sind jedenfalls zuversichtlich, daß 
durch dieses Bündel von Maßnahmen noch wirksa-
mere Mittel gefunden worden sind, um die An-
strengungen der Polizei in Bund und Ländern bei 
der Verbrechensbekämpfung zu verbessern. 

Das erzielte hohe Maß an Übereinstimmung war 
nur möglich, weil sich alle Innenminister in Bund 
und Ländern, gleich welcher Couleur, ihrer gemein-
samen Verantwortung bewußt gewesen sind. Ich 
meine, dies ist ein gutes Beispiel konstruktiven Zu-
sammenwirkens. 

Völlig anders ist es aber in der Regel insoweit 
mit dem Verhalten der Opposition hier in diesem 
Haus. Auch jetzt wieder war das aus dem Munde 
des Kollegen Spranger zu hören. Die Opposition des 
Deutschen Bundestages glaubt nämlich, der von der 
Mehrheit des Hauses vorgelegten Entschließung 
nicht zustimmen zu können, die nichts anderes als 
die Zustimmung des Deutschen Bundestages zu der 
von allen Innenministern des Bundes und der Länder 
erarbeiteten Konzeption enthält. Dagegen hält die 
Opposition ihren Antrag auf Drucksache 8/1852 auf-
recht, der in wesentlichen Teilen der IMK-Auffas-
sung, mit der wir übereinstimmen, zuwiderläuft. 

Ich meine, diese verbissene Kontrahaltung der 
Opposition um jeden Preis ist der inneren Sicherheit 
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nur abträglich. Was soll die Kritik der Opposition, 
die Bundesregierung habe nur zum Teil II und nicht 
zum Teil I des Höcherl-Berichts Stellung genommen? 
Teil I enthält nichts anderes als die Rekonstruktion 
des tatsächlichen Ablaufs der damaligen Maßnah-
men. 

(Broll [CDU/CSU] : Und die Schwachstellen!) 

Auf diesem Gebiet haben doch sowohl die Bundes-
regierung als auch die Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen dadurch ein Höchstmaß an Objek-
tivität angestrebt, daß sie in der Person des Bundes-
ministers a. D. Hermann Höcherl eine unabhängige 
Persönlichkeit mit Fachkenntnis und politischer Er-
fahrung damit beauftragten; mögliche Fehler und 
Organisationsmängel bei der Suche nach dem ent-
führten und später schließlich ermordeten Arbeitge-
berpräsidenten aufzudecken. Es darf wohl festge-
stellt werden, daß die Bundesregierung wie die Lan-
desregierung von Nordrhein-Westfalen gut beraten 
waren, diesen Weg zu beschreiten. 

Die ausführliche Tatsachenermittlung von Herrn 
Höcherl ist von keiner Seite kritisiert worden, auch 
nicht von der Bundesregierung. Herr Höcherl hat sei-
nen Auftrag richtig verstanden, den er u. a. wie folgt 
umschrieb: 

Als ein wesentliches Ziel meines Auftrags sehe 
ich es an, unsachlicher und unberechtigter Kritik 
an den Sicherheitsorganen entgegenzuwirken, 
das Vertrauen der Bevölkerung in die Arbeit 
der Polizeibehörden des Bundes und der Länder 
zu stärken und eine vertrauensvolle Zusammen-
arbeit dieser Behörden untereinander zu för-
dern. 

Ich meine, das war schon die richtige Position, aus 
der heraus Herr Höcherl seine Aufgabe angefaßt hat. 

Bei dieser Untersuchung sind — das war eben das 
Ziel — Fehler und Schwachstellen offengelegt wor-
den. Die bestreitet ja niemand. Für diese Fehler, an 
denen es nichts zu beschönigen gibt, hat der dama-
lige Bundesinnenminister die politische Verantwor-
tung auf sich genommen; er hat sein Amt zur Ver-
fügung gestellt. Deshalb konnte es hiernach nur noch 
darauf ankommen, aus diesen Fehlern die notwen-
digen Lehren und Konsequenzen zu ziehen. Dies ist 
geschehen. Deshalb erübrigt es sich auch, über den 
Teil I noch weiter zu diskutieren; das hieße nur, 
leeres Stroh zu dreschen. 

Unsere Polizei, meine Damen und Herren, ist auf-
geschlossen wie nie zuvor. Sie ist auch durchaus be-
reit, anzuerkennen, daß sie sich nicht in einem kri-
tikfreien Raum bewegt. Nur: Bei allem, was im Ein-
zelfall kritisch zu betrachten ist, darf dies nicht dazu 
führen, die Polizei durch ständige unangebrachte 
und überzogene Kritik zu demotivieren. Weil dieses 
Demotivieren heute schon eine Rolle gespielt hat, 
sage ich allen, die es wissen müssen — das sage ich 
aber insbesondere der Opposition, die gerade wäh-
rend der schwierigsten Zeiten von Terroristenfahn-
dungsaktionen der Polizei immer wieder Versagen 
und Erfolglosigkeit nachsagte und ununterbrochen 
von Fahndungspannen sprach —: Das war ebenso 
demotivierend wie die von der Opposition immer 
wieder geforderten pausenlosen Verhöre von lei-

tenden Polizeibeamten, insbesondere des Präsiden-
denten des Bundeskriminalamts, im Innenausschuß 
über polizeitaktische Entscheidungen, über die dann 
nachher natürlich viel klüger zu reden war als zu 
dem Zeitpunkt, als diese Entscheidungen zu treffen 
waren. Ich sage: Es kann nicht Aufgabe des Parla-
ments sein, sich gegenüber der Polizei als Ober

-

gendarm aufzuspielen. 

Im übrigen ist unsere Polizei nicht so erfolglos, 
wie Sie, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, es gelegentlich darstellen zu müssen glauben. 
Dafür spricht allein die Tatsache, daß seit Beginn 
der Fahndungsaktion im September 1977 insgesamt 
100 Festnahmen von Terrorismusverdächtigen er-
folgt sind. Darunter befand sich immerhin eine Reihe 
schwerster und gefährlichster Kaliber, zuletzt Elisa-
beth van Dyck und Rolf Heissler. Dazu gehörte Mut 
und zähe Kleinarbeit. Wir haben allen Grund, dafür 
unserer Polizei in Bund und Ländern unsere Achtung 
und unseren Dank zu zollen. 

Es ist auch unsere Pflicht und Schuldigkeit, den 
Polizeibeamten saubere und unmißverständliche 
Rechtsgrundlagen an die Hand zu geben, die keinen 
Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit lassen. Ich meine, 
mit den Ergebnissen, die die Innenminister von Bund 
und Ländern in Auswertung des Höcherl-Berichts er-
arbeitet haben, sind wir auf diesem Wege ein gutes 
Stück weitergekommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Wendig. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Machen Sie es 
kurz, Herr Wendig!) 

Dr. Wendig (FDP) : Das verspreche ich Ihnen. 

Frau Präsident! Meine sehr verehrten Damen! 
Meine Herren! Die Haltung der Opposition in be-
stimmten Kernfragen unserer inneren Sicherheit ist 
immer wieder widersprüchlich und zwiespältig. Nur 
ist die Union in dem heutigen Fall besonders offen, 
wenn sie bei der Beratung des Entschließungsantrags 
des Innenausschusses zum Höcherl-Bericht erklärt 
— das haben Sie vorhin auch getan, Herr Spran-
ger —, sie sei zur Zustimmung deshalb nicht in der 
Lage, weil sie den Eindruck vermeiden wolle, sie 
trage die Politik des Bundesministers des Innern 
mit. So gesagt. Deutlicher geht es eigentlich nicht. 

Nach den sehr eingehenden Beratungen im Innen-
ausschuß sprach im Grunde nichts dafür, daß Sie 
dem Entschließungsantrag der Koalition in der 
Sache nicht hätten zustimmen können. Immerhin 
aber sollte man Ihnen für die Aufhellung dankbar 
sein, daß Sie offenbar auch hier Person und Sache 
nicht zu trennen vermögen. Mich verwundert das 
ganz besonders dann, wenn Sie zugeben, daß hier-
mit ein großer Teil früherer Vorstellungen der Op-
position verwirklicht worden ist. 

Der Bundesminister des Innern und die Innen-
minister der Länder haben sich auf der Grundlage 
konkreter Überlegungen und Vorschläge des Hö-
cherl-Berichts sehr zügig auf ein Konzept der Zu- 
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sammenarbeit geeinigt, das unter Beachtung der 
föderativen Struktur unserer Bundesrepublik, von 
der wir ja immer ausgehen müssen, ein stärkeres 
Maß an Wirksamkeit bei der Verteidigung unserer 
inneren Sicherheit verspricht. Daß Bundesinnenmi-
nister Baum diese Absprachen selbst sehr nachhal-
tig beeinflußt, ja mitbestimmt hat, sollte eigentlich 
für alle außer Zweifel stehen. Sie hätten sich, meine 
Damen und Herren von der Union, daher, wie ich 
meine, wirklich nichts vergeben, hätten Sie im In-
nenausschuß durch eine Zustimmung zu dem Ent-
schließungsantrag zu erkennen gegeben, daß Sie 
an der Verwirklichung dieses Konzepts positiv mit-
wirken möchten. 

Ich sage das zum Eingang meiner Ausführungen 
— die im übrigen sehr kurz sein werden —, weil 
ich manchmal befürchte, daß eine solche Strategie 
Methode hat, die auch durch keine sachlich begrün-
dete Überlegung beiseite gelassen werden kann. 

Zu der Stellungnahme der Bundesregierung zum 
Höcherl-Bericht sowie zum Antrag der Union zum 
Thema Verbesserung der Arbeit der Sicherheitsbe-
hörden will ich mich in der Tat, Herr Kollege Kunz, 
verhältnismäßig kurz fassen. Es ist fast genau ein 
Jahr her, daß wir uns an dieser Stelle erstmalig mit 
dem Höcherl-Bericht befaßt haben. Ein ganz wesent-
licher Teil der Vorschläge, die in dem Bericht ge-
macht wurden, ist heute durch die Bund-Länder-Ab-
sprachen verwirklicht; ich will das nicht alles wie-
derholen. 

Das Kernstück der Vereinbarungen erblicke ich in 
folgenden drei Punkten: erstens in der  Auf gabenver-
teilung zwischen Bundeskriminalamt und den Län-
derpolizeien, eine Aufgabenverteilung, die jeder 
Seite diejenigen Funktionen zuweist, für die sie 
nach den faktischen, organisatorischen und techni-
schen Gegebenheiten am besten qualifiziert ist. So 
ist das BKA zuständig im Bereich der Informationen 
und der länderübergreifenden Steuerung, und das 
Schwergewicht der Länder liegt bei der polizeilichen 
Ermittlung vor Ort. Die Unterstellungs- und Wei-
sungsverhältnisse sind dort klargestellt, wo es bis-
her keine Klarheit gab. Die Innenminister der Län-
der haben dem Bundeskriminalamt für den Bedarfs-
fall präventivpolizeiliche Befugnisse eingeräumt. 

Zweitens. Beim Bundesminister des Innern und bei 
den Innenministern der Länder sind Führungszen-
tralen mit weitgehend übereinstimmender Gliede-
rung eingeführt. 

Drittens. Die Funktion des Bundeskriminalamts 
als der zentralen Nachrichtenstelle für die deutsche 
Polizei ist auf der Grundlage des vom Bundesinnen-
minister vorgelegten Konzepts beträchtlich ausge-
baut worden. 

Auf weitere Details will ich in diesem Zusammen-
hang verzichten. Angefügt sei nur der Hinweis, daß 
die Strategie zur Bewältigung des Terrorismus ge-
meinsam fortentwickelt wird. Daß die geschlossenen 
Vereinbarungen in der polizeilichen Praxis bereits 
bedeutende Erfolge zu verzeichnen haben, kann 
ernstlich. niemand bestreiten. Ich möchte der Kürze 
wegen nur auf die Zahlen hinweisen, die Herr Kol-
lege Pensky soeben vorgetragen hat. 

Nun meint aber die Union auch, die Stellungnah-
me der Bundesregierung hätte sich auch mit der Re-
konstruktion der Vorgänge bei der Schleyer-Fahn-
dung befassen müssen, also den Teil I des Berichts. 
Sie meint weiter, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land zur Zeit der Ereignisse im Jahre 1977 unge-
nügend vorbereitet gewesen sei. 

Ich habe bereits im vergangenen Jahr an dieser 
Stelle darauf hingewiesen, daß dem Bundesminister 
des Innern von der Opposition, aber auch von Tei-
len der Öffentlichkeit ein höheres Maß an Verant-
wortung zugeschrieben worden ist, als ihm nach der 
Verfassungslage, auch auf der Grundlage der da-
mals geltenden gesetzlichen Ermächtigungen, und 
den damals bestehenden Bund-Länder-Vereinbarun-
gen wirklich zustand. Das war und das ist im Grun-
de, wie ich meine, der Kernpunkt des ganzen Pro-
blems. 

Wenn die Innenminister von Bund und Ländern 
heute übereinstimmend auf der Grundlage ihrer Ver-
einbarungen eine Änderung des BKA-Gesetzes nicht 
für erforderlich erachten, so stimmen wir ihnen 
sicher für den gegenwärtigen Zeitpunkt zu. Ich bin 
deshalb auch bereit, die von mir und meiner Frak-
tion noch im vergangenen Jahr erhobene Forderung 
nach einer Erweiterung der originären Zuständigkei-
ten des Bundeskriminalamts im Bereich der Terroris-
musbekämpfung im BKA-Gesetz zurückzustellen. 
Nur, Herr Kollege Spranger, eine FBI deutschen Mu-
sters haben auch wir damals nicht gefordert. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Kehrtwendung 
nennt man das!) 

— Das ist keine Kehrtwendung. Wenn Sie das nun 
gleich wieder als Kehrtwendung bezeichnen, muß 
ich wirklich mehr dazu sagen, Herr Kollege Miltner. 
Ich habe gesagt, ich sähe auf der Grundlage der ge-
genwärtigen Vereinbarungen keinen Anlaß, an mei-
ner damaligen Forderung festzuhalten. Nehmen Sie 
das doch bitte einmal so an und sagen Sie nicht 
gleich „Kehrtwendung"! Ich sage: auf der Grundlage 
der heutigen Vereinbarungen, die damals nicht ge-
geben waren. Ich habe weiter gesagt, daß ein FBI 
in unsere damaligen Vorstellungen nicht eingeschlos-
sen war. Nur haben uns — das sage ich noch ein-
mal — zur Zeit der Schleyer-Fahndung Vereinbarun-
gen, die uns nun eine solche Feststellung gestatten, 
nicht zur Verfügung gestanden. Auch war die Kom-
patibilität des Computersystems zwischen BKA und 
den Ländern weder vorhanden — das ist sie zum 
Teil auch heute noch nicht — noch konnte sie vom 
Bundesminister des Innern erzwungen werden. 

Das gleiche gilt für die Forderung nach einer ein-
heitlichen Führungsstruktur in Bund und Ländern. 
Ein durchgehend besetzter Leitungsstab war beim 
Bund auch im Jahre 1977 vorhanden. Schon bei der 
Debatte am 16. März habe ich allerdings zugleich 
darauf hinweisen müssen — ich zitiere mich 
selbst —: 

Der Kernbestand eines einheitlichen Organisa-
tionssystems zwischen Bund und Ländern muß 
zunächst einmal kraft einer Bund-Länder-Ver-
einbarung vorhanden und eingeübt sein. 
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Damals gab es das nicht. Heute ist ein solches Sy-
stem auf der Grundlage der Vereinbarungen des 
Bundesministers des Innern mit den Länderinnenmi-
nistern geschaffen worden und damit auch die Grund-
lage von all dem, was Sie, Herr Kollege Spranger, 
noch als für die Zukunft notwendig angemahnt ha-
ben: Durchführung von Übungen und anderen Din-
gen mehr. 

Wenn man nun fragt, warum diese Vereinbarung 
damals nicht vorhanden war, dann kann ich sagen, 
daß auf allen Seiten — Bund wie Ländern — der 
Höcherl-Bericht in der Tat motivierend gewirkt hat, 
um solche Vereinbarungen zustande zu bringen, wie 
sie damals nicht möglich waren. Das kann und muß 
man auch an die Adresse der Länder richten, gleich-
gültig, welcher politischen Struktur sie waren. 

Meine Damen und Herren, hier soll nichts ver-
schwiegen werden. Aber es bringt weder etwas für 
diese Debatte noch für die innere Sicherheit des 
Landes, wenn ich, wie Sie, immer wieder Situationen 
und Gegebenheiten miteinander vergleiche, die 
nicht miteinander zu vergleichen sind. Mit einer 
solchen Strategie kommen Sie deshalb auch nicht 
aus der Sackgasse heraus, in die Sie sich selbst 
durch ihre Verweigerung gebracht haben. 

Niemand kann heute sagen, daß mit den Bund-
Länder-Vereinbarungen alle Probleme, die sich bei 
der Fahndung im Jahre 1977 ergeben haben, nun 
wirklich für alle Zukunft erledigt sind. Ebenso 
sicher wissen wir: Die Gefahr des Terrorismus ist in 
unserem Lande noch nicht gebannt. Anerkennen 
sollten wir aber, und zwar möglichst gemeinsam, 
daß in Ausführung des Höcherl-Berichts vom Bun-
desminister des Innern und den Innenministern der 
Länder wesentliche Voraussetzungen geschaffen 
worden sind, von denen wir annehmen dürfen, daß 
sie die Lage der inneren Sicherheit bedeutend ver-
bessert haben und in Zukunft noch bedeutend ver-
bessern werden. Ich sage dies mit aller gebotenen 
Zurückhaltung, weil ich weiß, welcher Anstrengun-
gen es bedarf, um der terroristischen Gefahr mit 
polizeilichen Maßnahmen auf die Dauer Herr zu 
werden. Wir werden deshalb auch in Zukunft die 
Entwicklung auf diesem Gebiet sehr genau zu be-
obachten haben. Ungeachtet dessen gebührt der 
Dank der FDP-Fraktion unserem ehemaligen Kolle-
gen Höcherl, dem Bundesinnenminister und den 
Länderinnenministern, daß sie die organisatorischen 
Grundlagen für die künftige Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern im Bereich der Terrorismusbe-
kämpfung so zügig verbessert haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sollten endlich damit aufhören, nur von Ver-
gangenem zu sprechen. Wir sollten vielmehr mehr 
daran denken, was an Arbeit in diesem Bereich 
noch vor uns liegt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Baum. 

Baum, Bundesminister des Innern: Frau Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich wun-
dere mich auch, daß die Opposition hier kein klares 

Wort, jedenfalls kein positives, Herr Spranger, da-
zu sagt, ob sie die Beschlüsse mittragen will, die 
die Innenminister von Bund und Ländern gemein-
sam gefaßt haben. Sie sollten doch jetzt Ihren eige-
nen Forderungen treu bleiben und auch den Sicher-
heitsbehörden klar sagen, was Sie wollen. 

(Beifall bei der SPD — Spranger [CDU/ 
CSU] : Das habe ich doch ganz klargelegt!) 

Sie können das doch nicht von einem gestörten Ver-
hältnis zu mir abhängig machen. Das interessiert 
die Sicherheitsbehörden nicht. Diese wollen wissen, 
wo die Opposition in den schwierigen Fragen der 
Kompetenzverteilung und der Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern steht. 

(Spranger [CDU/CSU] : Sie hätten zuhören 
müssen!) 

Das ist eine der schwierigsten Zonen der Zusam-
menarbeit polizeilicher und staatlicher Behörden, die 
wir überhaupt in unserem Land haben. Darüber gibt 
es gar keinen Zweifel. Also bekennen Sie bitte 
Farbe. Die Sicherheitsbehörden erwarten das sicher-
lich auch von Ihnen, denn das ist eine der wesent-
lichsten Grundlagen für die Terrorismusbekämpfung 
in der nächsten Zeit und für die Bekämpfung der 
Gewaltkriminalität überhaupt. 

Den Innenministern von Bund und Ländern kam 
es darauf an, auf der Grundlage der Vorschläge von 
Herrn Höcherl zügig Maßnahmen für eine weitere 
Verbesserung der polizeilichen Verbrechensbe-
kämpfung in Kraft zu setzen. Meinen Amtskollegen 
in den Ländern und mir ging es dabei darum, für die 
Zukunft Sorge zu tragen, daß die Polizei noch effek-
tiver arbeiten kann. Diese Arbeitsergebnisse sind 
nach Auffassung der Bundesregierung ein gutes Bei-
spiel für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit in 
der Innenministerkonferenz. 

Wir hatten das Bestreben, schnell — jedoch nicht 
übereilt — zu handeln. Dies konnte geschehen, weil 
die erforderlichen Regelungen auf der Basis des gel-
tenden Rechts gefunden wurden. Wir haben uns 
also bemüht, eine Regelung herbeizuführen, die 
auch schnell umgesetzt werden konnte, denn das 
sind wir der Bedrohungslage schuldig. 

Ich will nicht im einzelnen auf die Beschlüsse ein-
gehen. Meine Vorredner, Herr Pensky und Herr 
Wendig, haben das dankenswerterweise getan. Sie 
haben damit auch die Auffassung der Bundesregie-
rung zum Ausdruck gebracht. Sie deckt sich mit 
dieser Festlegung und Meinungsäußerung der Frak-
tionen. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die von 
großer Sachkenntnis und außerordentlichem Enga-
gement bestimmten Vorschläge von Herrn Höcherl 
positiv von der Innenministerkonferenz aufgegrif-
fen worden sind. 

Erstens. Die Opposition fordert, an den gesetz-
lichen Ermittlungszuständigkeiten des BKA festzu-
halten. Nach sehr ausführlicher Prüfung bin ich mit 
meinen Kollegen in den Ländern einer Meinung, 
daß eine Notwendigkeit zur Änderung des BKA-Ge-
setzes zur Zeit nicht besteht. Dies gilt auch hinsicht-
lich der gesetzlichen Zuständigkeit des Amtes, so 
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daß es bei der geltenden Regelung verbleibt. Wir 
haben jedoch Absprachen über Abgrenzungsschwie-
rigkeiten getroffen. 

Zweitens. Die Opposition fordert in Ihrem Antrag, 
daß das BKA Personalverstärkungen schwerpunkt-
mäßig in der Auswertung einsetzt. Meine Damen 
und Herren von der Opposition, die Auswertung 
ist bereits heute Schwerpunkt der Tätigkeit des 
BKA. 

Drittens. Die Opposition fordert in ihrem Antrag, 
daß der Bundesgrenzschutz den Objektschutz auch 
bei besonders gefährdeten Botschaften und bei wei-
teren zentralen Einrichtungen des Bundes überneh-
men soll. Hierzu ist zu sagen, daß eine Erweiterung 
der Objektschutzaufgaben des BGS durch die Über-
nahme von polizeilichen Aufgaben der Länder nicht 
beabsichtigt ist. Der Bundesgrenzschutz — das ist 
ja auch die Meinung von Herrn Jentsch — muß 
weiterhin eine polizeiliche Eingreifreserve bleiben. 
Seiner Beauftragung mit weiteren Objektschutzauf-
gaben sind schon angesichts der Personalkapazität 
Grenzen gesetzt. 

Viertens und letztens. Der Oppositionsantrag for-
dert schließlich, daß für die Führung aller Sicher-
heitsorgane des Bundesinnenministers ein eingeüb-
tes, rund um die Uhr verfügbares Instrument vor-
handen ist. Hierzu ist darauf hinzuweisen, daß dies 
geschaffen worden ist. Sie können es gern — ich 
lade Sie dazu ein — in Augenschein nehmen. 

Ich stelle zusammenfassend fest: Die Bundesre-
gierung teilt die Auffassung der Innenminister der 
Länder und des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages, daß die in der Innenministerkonferenz 
getroffenen Absprachen eine überzeugende Lösung 
sind. Ihre Auswirkungen auf die praktische Arbeit 
der Polizei sind gleichwohl ständig zu beobachten 
und zu analysieren. Die bisherigen Erfahrungen sind 
positiv. Wir freuen uns, daß der Innenausschuß die 
Beschlüsse positiv bewertet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. Wir 
kommen zur Abstimmung über die Beschlußempfeh-
lungen des Innenausschusses auf der Drucksache 
8/2889. 

Der Ausschuß empfiehlt dein Bundestag als 
Punkt 1, den Bericht des Bundesministers a. D. Her-
mann Höcherl zustimmend zur Kenntnis zu nehmen 
und Herrn Bundesminister a. D. Höcherl für seinen 
Bericht zu danken. Wer damit einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — 

(Dr.  Schäfer [Tübingen] [SPD] : Wollt Ihr 
Höcherl nicht danken?) 

Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Ge-
genstimmen angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt auf der gleichen Druck-
sache als Punkt 2 die Annahme einer Entschließung. 
Wer dieser Entschließung zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Überwälti

-

gende Mehrheit!) 

Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit be-
schlossen. 

Als Punkt 3 empfiehlt der Ausschuß, den Antrag 
der CDU/CSU-Fraktion — Drucksache 8/1852 — für 
erledigt zu erklären. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! Ent-
haltungen? — Mit Mehrheit so beschlossen. 

Als Punkt 4 empfiehlt der Ausschuß, die zu den 
Vorlagen eingegangenen Petitionen für erledigt zu 
erklären. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Versammlungsgesetzes und 
des Strafgesetzbuchs 
— Drucksache 8/2677 - 
Überweisun gsvorschlag des .Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Die Begründung soll wohl mit der Aussprache ver-
bunden werden. Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Dr. Miltner. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der heute eingebrachte Gesetz-
entwurf der CDU/CSU will durch die Änderung des 
Versammlungsgesetzes und des Strafgesetzbuchs 
sicherstellen, daß das im Grundgesetz verankerte 
Versammlungsrecht nicht zu gewalttätigen Aus-
schreitungen mißbraucht wird. 

Wenn das Versammlungsrecht bei der Bevölke-
rung nicht diskreditiert werden soll, muß es so aus-
gestaltet sein, daß gegen jene, die den Rechtsfrieden 
bei Demonstrationen stören, wirksam vorgegangen 
werden kann. Das Strafrecht ist unter anderem für 
die Friedfertigen da. Sie sollen die Gewißheit haben, 
daß es sich noch lohnt, gesetzestreu zu bleiben. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Darüber hinaus hieße es, die Polizei bei ihrer 
Aufgabe im Stich zu lassen, wenn der Gesetzgeber 
nicht seine Verantwortung auf diesem Gebiet wahr-
nähme. 

Wie Sie wissen, hat meine Fraktion bereits früher 
Vorschläge eingebracht. Sie sind jedoch abgelehnt 
worden. Der Gesetzentwurf ist daher ein Ceterum 
censeo. Wir wiederholen damit unsere eigenen Vor-
schläge, weil wir von der Notwendigkeit überzeugt 
sind. 

(Konrad [SPD] : Und Ihnen nichts Neues ein

-

fällt!) 

Wir wollen verhindern, daß sich gewalttätige De-
monstranten mit solchen Gegenständen versehen, 
die sie vor der Anwendung unmittelbaren Zwangs 
durch die Polizei schützen sollen. Wir wollen auch 
verhindern, daß solche Gegenstände bereits auf dem 
Weg zu Demonstrationen mitgeführt werden. Wer 
sich bei Demonstrationen hinter Tüchern und Mas-
ken versteckt, offenbart damit nach allzuhäufiger Er-
fahrung seine Absicht, unerkannt und unerkennbar 
Gewalt zu üben. Jeder hier im Haus kennt die Bilder 
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gewaltsamer Demonstrationen, die z. B. in Grohnde, 
Brokdorf oder Frankfurt stattgefunden haben.  — 
Dort  sind gewaltsame Auseinandersetzungen mit 
der Polizei von vornherein eingeplant und teilweise 
sogar strategisch vorbereitet worden. Dem müssen 
wir durch Vorschriften besser als bisher vorbeugen. 

Durch die vorgesehenen Regelungen soll für die 
Versammlungsteilnehmer wie auch für die Polizei 
besser als bisher unzweideutig festgelegt werden, 
daß das Grundrecht der Versammlungsfreiheit durch 
ein Verhalten wie bei den genannten Demonstratio-
nen verletzt und mißbraucht wird. Das Grundrecht 
gilt ausdrücklich nur für die friedliche Versammlung. 
Es handelt sich bei unserem Vorschlag also um keine 
Einschränkung dieses Grundrechts, sondern lediglich 
um eine wichtige Klarstellung dessen, was zur recht-
mäßigen Ausübung des Versammlungsrechts gehört 
und was nicht dazu gehört. 

(Sehr gut! bei  der  CDU/CSU) 

Der Mißbrauch des Versammlungsrechts soll nach 
unserem Vorschlag auch strafrechtlich geahndet wer-
den. Es soll unter anderem die Bestimmung des 
Landfriedensbruchs dahin gehend ergänzt werden, 
daß sich auch derjenige strafbar macht, der sich ei-
ner Menschenmenge anschließt oder sich nicht aus 
ihr entfernt, obwohl aus dieser Menschenmenge 
heraus erkennbar Gewaltakte verübt werden. 

Unsere Vorschläge in diesem Gesetzentwurf stüt-
zen sich auf die Erfahrungen der Polizei bei den bis-
herigen gewaltsamen Demonstrationen. Diese Erfah-
rungen sind nach unserer Auffassung von der 
Koalition bisher weitgehend in den Wind geschla-
gen worden. Wir hoffen jedoch, daß mit der Bera-
tung dieses Entwurfs die Einsicht bei der Koalition 
wächst. 

Die Polizeipräsidenten im Bundesgebiet haben 
schon vor neun Jahren davor gewarnt, das Demon-
strationsrecht so, wie geschehen, zu liberalisieren. 
Die Koalition hat darauf nicht hören wollen, weil 
sie sich die Gelegenheit zu sogenannter liberaler 
Profilierung nicht entgehen lassen mochte, ohne 
Rücksicht darauf, daß sie in Wahrheit nur die Ver-
antwortung abschob; denn selbstverständlich wird 
von der Polizei erwartet, daß sie gewalttätige De-
monstrationen verhindert. Nur die Mittel dazu wer-
den eingeschränkt. Diese Erkenntnis der Polizei gilt 
auch heute noch, eben ergänzt durch eine Reihe von 
Erfahrungen. 

Die Taktik der aktiven Gewalttäter bei Demon-
strationen ist uns allen bekannt: Die Menge aus 
Sympathisanten oder Neugierigen wird als Deckung 
und Abschirmung für ihre Gewaltaktionen miß-
braucht. Erst wenn sich diese Bürger wohlwissend, 
also vorsätzlich, als Schutzwall für die Schläger vor 
die Polizei stellen, um Gewalttäter vor dem Zugriff 
der Polizei zu schützen und ihnen die Gewaltaktio-
nen zu ermöglichen, ist dieses Verhalten nicht we-
niger schädlich und strafwürdig als das Verhalten 
der Gewalttäter selbst. Wer bei einem Einbruch 
Schmiere steht, wird als Einbruchstäter behandelt. 
Eine Verharmlosung dieses Unrechtsgehalts hat uns 
nie überzeugen können. Als ob wir etwa den Bürger 
bestrafen wollten, der an einer Demonstration teil

-

nimmt, aus der heraus später Gewaltakte begangen 
werden! Wir wollen erst dann die strafrechtliche 
Ahndung, wenn strafbare Handlungen durch das 
abschirmende Verhalten ermöglicht werden, der 
Zugriff der Polizei verhindert wird und das auch 
dem Täter bewußt ist. Insoweit müssen wir natürlich 
die unsinnige Behauptung von der Kriminalisierung 
des friedlichen Bürgers zurückweisen. 

Ein solches Verhalten als Landfriedensbruch zu 
ahnden entspricht — wie im übrigen Strafrecht — 
dem Grundsatz, daß der Mittäter die gleiche Strafe 
verdient. Wir sind der Auffassung, daß es mit einer 
Ahndung dieses Verhaltens als Ordnungswidrigkeit 
nicht abgetan ist. 

Für die Polizei ist dies ein unerträglicher Zustand. 
Bei gewaltsamen Demonstrationen steht die Polizei 
vor einem nahezu undurchdringbaren Kordon von 
Helfershelfern, die die Rädelsführer und Schläger 
abschirmen. Gegen diejenigen, die die Gewaltaktio-
nen ermöglichen und den Zugriff der Polizei verhin-
dern wollen, soll nach dem Ordnungswidrigkeiten-
gesetz, also nach dem Opportunitätsprinzip, vorge-
gangen werden. Wir verlangen mit der bisherigen 
Regelung praktisch, daß sich die Polizei zu den Ge-
walttätern durchprügelt. Sie muß ja gegen die Straf-

yyyyyytäter vorgehen, und zwar in erster Linie. Bei der-
artigen Situationen läßt es der Gesetzgeber also zu, 
daß die Polizei ihrem Auftrag nicht oder kaum mehr 
nachkommen kann. 

Die große Demonstration im November vergange-
nen Jahres in Frankfurt hat uns wieder gezeigt, wel-
cher persönlich bedrohlichen Lage der einzelne Poli-
zist bei Straßenschlachten ausgesetzt ist. Die „Frank-
furter Rundschau" zum Beispiel brachte damals als 
Überschrift über ihren Bericht die Aussage der Poli-
zei — ich zitiere —: „Wir hatten Todesangst". Am 
vergangenen Wochenende konnte in Frankfurt gera-
de noch eine große Demonstration, die mit Sicher-
heit zu gewaltsamen Ausschreitungen geführt hätte, 
verboten und in der beabsichtigten, auf Konfronta-
tion angelegten Form verhindert werden. Wir müs-
sen auch weiterhin damit rechnen, daß unsere Po-
lizei in eine äußerst schwierige Lage gebracht wer-
den kann und daß das Demonstrationsrecht gerade 
bei dieser Rechtslage allzu gern für gewaltsame Aus-
schreitungen mißbraucht wird. 

Wir als Gesetzgeber sollten diese Situation erfas-
sen und die auf dem Spiele stehenden Grundrechte 
gegeneinander abwägen. Wer durch gewaltsame Ak-
tionen das Versammlungsrecht mißbraucht, kann sich 
nicht mehr darauf berufen, daß ihm ein Grundrecht 
vorenthalten wird, zumal er selber das Grundrecht 
eines anderen in erheblichem Maße verletzt. Wenn 
der Gesetzgeber hier versagt, dann zeigt er allen-
falls ein nur scheinbares liberales Verhalten, und 
das auch noch auf Kosten des Lebens und der Ge-
sundheit unserer Polizeibeamten. Unsere Polizeibe-
amten, die sich für die Durchführung und Inanspruch-
nahme des Versammlungsrechts einsetzen, haben 
Anspruch darauf, daß ihr Berufsrisiko nicht ohne 
Not vergrößert wird. Im Interesse des Grundrechtes 
der freien Meinungsäußerung und des Demonstra-
tionsrechtes sind wir von der CDU/CSU der Auffas-
sung, daß die gesetzlichen Regelungen, die wir vor- 
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geschlagen haben, durch den Bundestag beschlossen 
werden sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Pensky. 

Pensky (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Mit dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Versammlungsgesetzes 
und des Strafgesetzbuches auf Drucksache 8/2677 
macht die Opposition in dieser Legislaturperiode 
zum dritten Male einen Anlauf, um mit einem etwa 
wortgleichen Vorschlag Gesetzesänderungen zu er-
reichen, für die es bisher nach eingehenden Erörte-
rungen zu Recht keine Mehrheit im Deutschen Bun-
destag gegeben hat. Zuletzt wurde über den Ge-
setzeskomplex an dieser Stelle vor zwölf Monaten 
im Zusammenhang mit dem sogenannten Zweiten 
Antiterrorgesetz ausgiebig diskutiert. 

Der Gesetzentwurf der CDU/CSU erweckt den 
Eindruck — der Kollege Miltner hat es eben hier 
noch einmal unterstrichen —, mit ihm solle die so-
genannte passive Bewaffnung verboten werden. 
Herr Kollege Miltner, haben Sie denn nicht mitge-
kriegt, daß der Eindruck, den Sie vermitteln, sach-
lich völlig falsch ist? Denn bereits durch die Ände-
rung des Gesetzes über Versammlungen und Auf-
züge vom 25. September 1978 ist die sogenannte 
passive Bewaffnung verboten worden. Wahrschein-
lich finden Sie sich in Ihrem ganzen Papierkram, 
den Sie produzieren, nicht mehr zurecht. Denn in § 2. 
Abs. 3 des Versammlungsgesetzes heißt es — ich 
zitiere —: 

Niemand darf bei öffentlichen Versammlungen 
oder Aufzügen Waffen oder sonstige Gegen-
stände, die ihrer Art nach zur Verletzung von 
Personen oder zur Beschädigung von Sachen ge-
eignet und bestimmt sind, mit sich führen, ohne 
dazu behördlich ermächtigt zu sein. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten. Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten Milt-
ner? 

Pensky (SPD) : Des Herrn Kollegen Miltner immer. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Zur Aufklärung eines Miß-
verständnisses, Herr Kollege: darf ich Sie darauf 
aufmerksam machen, daß ich von Gegenständen ge-
sprochen habe, die vor der Anwendung unmittel-
baren Zwanges durch die Polizei schützen sollen, 
und sonst nichts? 

Pensky (SPD) : Das ist alles darin enthalten, Herr 
Kollege Miltner. Die in diesem Text enthaltene For-
mulierung „Gegenstände, die ihrer Art nach zur 
Verletzung von Personen oder zur Beschädigung 
von Sachen geeignet und bestimmt sind" umgreift 
den Tatbestand der sogenannten passiven Bewaff-
nung. 

Was die Frage der Maskierung oder Unkenntlich-
machung von Veranstaltungsteilnehmern angeht, so 

ist in den Beratungen im Innenausschuß damals her-
ausgearbeitet worden, daß für den Tatbestand der 
Maskierung oder Unkenntlichmachung klare Ab-
grenzungskriterien und Definitionen nicht gefunden 
werden konnten. Es war nicht möglich, klar zu de-
finieren, ob z. B. ein Bauarbeiterhelm, ein Motorrad-
helm oder eine Arbeitskleidung im weitesten Sinne 
nicht den Tatbestand der Maskierung oder Unkennt-
lichmachung erfüllen könnten. Dieser Tatsache hat 
der Gesetzgeber Rechnung getragen und § 15 Abs. 1 
des Versammlungsgesetzes eine neue Fassung ge-
geben, die wie folgt lautet — ich möchte sie Ihnen 
hier noch einmal zu Ohren bringen —: 

Die zuständige Behörde kann die Versammlung 
oder den Aufzug verbieten oder von bestimm-
ten Auflagen abhängig machen, wenn nach den 
zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennba-
ren Umständen die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung bei Durchführung der Versammlung 
oder des Aufzuges unmittelbar gefährdet ist. 

Auf Grund dieser Formulierung kann die Behörde 
anordnen, daß bei einer bestimmten Versammlung 
bestimmte Verkleidungen, Maskierungen oder ähn-
liches zu unterlassen sind. Wird dagegen verstoßen, 
so kann in einem solchen Falle die Versammlung 
oder der Aufzug verboten werden. 

Bevor überhaupt an eine Novellierung gedacht 
werden kann, muß zunächst einmal abgewartet wer-
den, ob die in dieser Form gefundene Regelung in 
der Praxis ausreicht. Das Gesetz ist ja erst seit dem 
1. Oktober 1978 in Kraft. Wir haben bis jetzt kei-
nen Zweifel, daß das Ergebnis positiv ist. 

Die im Gesetzentwurf der CDU/CSU vorgeschla-
gene Einfügung eines § 23 (neu) in das Versamm-
lungsgesetz ist bereits im Innenausschuß vor zwölf 
Monaten nach Sachverständigenanhörungen abge-
lehnt worden, weil diese Regelung polizeilich nicht 
durchsetzbar ist. Darüber hinaus ist festzustellen, 
daß es der Einfügung eines § 23 (neu) in das Ver-
sammlungsgesetz, der die öffentliche Aufforderung, 
sich an einer verbotenen Versammlung zu beteili-
gen, unter Strafe stellt, nicht bedarf. Seit der Reform 
des Demonstrationsstrafrechtes im Jahre 1970, auf 
das Sie soeben angespielt haben, ist die Zahl der un-
friedlichen Demonstrationen drastisch zurückgegan-
gen. Es ist nicht jenes Horrorbild entstanden, wie 
Sie es damals prophezeit haben. Waren noch 1970 
von 2 253 Demonstrationen 813 unfriedlich, so wa-
ren es im Jahre 1977 von 2 877 — also mehr Demon-
strationen insgesamt — nur noch 250, die unfriedlich 
verlaufen sind. In den Jahren dazwischen lag die 
Zahl der unfriedlichen Demonstrationen meistens 
unter 200 im Jahr. 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU] : Es kommt 
doch nicht auf die Statistik an!) 

— Diese Statistik spricht aber deutlich dafür, daß 
die Konzeption, für die wir uns damals entschieden 
haben, gewirkt hat: Wir haben die Schwelle, die zur 
Eskalation geführt hat, zurückgenommen, ohne aber 
eine weiche Welle einzuführen. 

Die Einführung verschärfter Strafbestimmungen 
und die Wiederbelebung des Straftatbestandes des 
Landfriedensbruches sind vor einem Jahr gleichfalls 
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ausgiebig erörtert worden. In der Zwischenzeit lie-
gen keine neuen Erkenntnisse über den gesamten 
Sachbereich vor. Es ist vielmehr so, daß man den 
Eindruck haben kann, als ob die CDU/CSU in 
Sachen Versammlungsrecht immer dann tätig wird, 
wenn in irgendeinem Teil unseres Landes Demon-
stranten unter Mißachtung des geltenden Rechts das 
Demonstrationsrecht ausüben und Gewalt anwen-
den. Zu den dann stereotyp erhobenen Forderungen 
der Union gehört, jedermann zu verpflichten, eine 
gewaltsam werdende Demonstration sofort zu ver-
lassen, weil er sich sonst des Landfriedensbruches 
schuldig mache. Die Folge einer solchen — im wahr-
sten Sinne des Wortes — Verschärfung des Rechts 
wäre, daß man sich, wenn man diejenigen, die das 
Friedensgebot bei Demonstrationen mißachten, nicht 
festnehmen kann, an denen schadlos hält, die ihr De-
monstrationsrecht friedlich wahrnehmen wollen. 

Nun, Anträge der vorliegenden Art, meine Damen 
und Herren, zeigen, daß sich die CDU/CSU bei einer 
möglichen Entscheidung zwischen der Freiheit des 
Bürgers und der Macht des Staates im Zweifelsfall 
für die Macht des Staates und gegen die Freiheit des 
Bürgers festlegt. Das wollen wir nicht! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP) : Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ver-
ehrte Kollegen von der Opposition, ich glaube, Ihr 
Entwurf braucht nicht zu befürchten, daß er dem An-
drang der Gedankenfülle nicht standhalten könnte. 
Denn wir haben gerade von dem Kollegen Pensky 
sehr kompetent gehört, wie oft und wie intensiv wir 
diese Problematik — innerhalb des Ausschusses, in-
nerhalb des Plenums und auch, und zwar mit einge-
henden Erörterungen, innerhalb des Bundesrates — 
diskutiert haben. Ich meine also, daß die Position 
des Ceterum censeo hier vielleicht doch nicht die 

richtige ist. Sie hat sich ja beim alten Cato auf 
Karthago bezogen. 

(Dr. Penner [SPD]: . . . esse delendam!) 

— So ist es. — Dort sollte etwas zerstört werden, 
während Sie hier etwas bewahren wollen. Insoweit 
ist der Bezug vielleicht etwas problematisch. 

Ich sehe also nicht so ganz, warum Sie hier viel-
leicht nicht doch Alternativen übernehmen könnten. 
In Ihrem Entwurf steht: Alternativen — keine. Ich 
meine: Alternativen — doch, nämlich es so zu be-
lassen, wie es jetzt ist. Denn wir haben in unserem 
Versammlungsrecht die Möglichkeit, den Besonder-
heiten einer Demonstration mit Auflagen in flexibler 
Weise Rechnung zu tragen. Das wollen wir Libera-
len in dieser Form auch beibehalten. 

Wir werden uns der Überweisung nicht entgegen-
stellen, aber wir sollten doch alle einen Beitrag dazu 
leisten, daß die Gesetzesflut, die von uns allen — 
auch von Ihnen — beklagt wird, Ausschüsse und 
Plenum nicht noch zusätzlich und unnötig beschäf-
tigt. Insofern appelliere ich an Sie, solche Gesetz-
entwürfe in Zukunft mit etwas mehr neuem Inhalt 
anzureichern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat empfiehlt Überweisung der Vor-
lage an den Innenausschuß — federführend — und 
an den Rechtsausschuß — mitberatend —. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Wir sind damit am Ende unserer heutigen Bera-
tungen. 

Ich berufe das Haus auf morgen, Donnerstag, den 
21. Juni, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.08 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) 
(Drucksache 8/2948 Fragen A 43 und 44) : 

Wie hoch sind die Bürgschaften, die die Bundesrepublik 
Deutschland für den Export kerntechnischer Anlagen leistet? 

Wie hoch wären die finanziellen Belastungen für den  Steuer-
zahler für den Fall, daß die Regierung des Iran die Verträge 
mit der Kraftwerksunion zur Lieferung kerntechnischer Anlagen 
kündigt? 

Zu Frage A 43: 

Bundesbürgschaften für den Export kerntechni-
scher Anlagen sind bisher in Höhe von insgesamt 
12,7 Mrd. DM übernommen worden. 

Es handelt sich dabei um Kernkraftwerks- und an-
der kerntechnische Anlagen in Spanien, Argenti-
nien, Brasilien, Mexiko, Indien und Iran. 

Zahlungsprobleme, die also die Gewährleistungs-
verpflichtungen des Bundes berühren könnten, ha-
ben sich bei diesen Projekten bisher nicht ergeben, 
mit einer Ausnahme: 

Beim Kernkraftwerksprojekt des KWU in Bushir/ 
Iran bestehen überfällige Forderungen; die Fortfüh-
rung dieses Vorhabens erscheint ungewiß. 

Zu Frage A 44: 

Eine detaillierte Beantwortung Ihrer Frage ist 
mir leider nicht möglich, da ich nicht befugt bin, 
die zwischen Bund und privaten deutschen Bürg-
schaftsnehmern geschlossenen Bürgschaftsverträge 
und die zugrunde liegenden Sachverhalte offenzule-
gen. 

Der wichtige Grundsatz des Vertrauensschutzes 
zwischen Bund und Bürgschaftsnehmer läßt es al-
lenfalls zu, daß ich Sie persönlich über den ver-
traulichen Sachverhalt unterrichte, wenn Sie dies 
wünschen. 

(Vorsorglich ist eine Aufzeichnung zur Übergabe 
an Herrn Abgeordneten Schäfer beigefügt.) 

Zur Sache selbst kann ich hier erklären, daß die 
bei einem etwaigen Abbruch des Iran-Projekts der 
KWU eventuell ergebenden Schadensleistungen 
des Bundes auf jeden Fall nur einen Bruchteil der 
Summe ausmachen würden, die seit geraumer Zeit 
in der Öffentlichkeit diskutiert wird. 
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Anlage 3 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2948 Frage A 45) : 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Heizölkosten-
steigerung der letzten Zeit, den einkommensschwächeren Bezie-
hern einen Heizölkostenzuschuß zu gewähren, und bis wann ist 
die Bundesregierung in der Lage, gegebenenfalls einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf vorzulegen? 

Wie die Bundesregierung schon auf Anfrage der 
Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) und Dr. Reimers 
(CDU/CSU) — Protokoll des Deutschen Bundesta-
ges, 8. Wahlperiode, 158. Sitzung vom 1. Juni 1979, 
Anlagen 8 und 12 — mitgeteilt hat, werden ein-
kommensschwache Haushalte, soweit sie laufende 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozial-
hilfegesetz erhalten oder deren Einkommen diesen 
Bedarfssatz nur unwesentlich — und zwar bis zu 
10 % — übersteigen, durch die Preissteigerungen 
bei Heizöl im Ergebnis nicht belastet. Bei diesen 
Haushalten werden höhere Heizkosten durch die 
Sozialhilfeträger bei der Gewährung von Hei-
zungsbeihilfen berücksichtigt. Die Bundesregierung 
beobachtet jedoch die Entwicklung auf den Heizöl-
märkten weiterhin sorgfältig und prüft deren Aus-
wirkungen auf andere einkommensschwache Haus-
halte. Über das Ergebnis dieser Prüfung kann ge-
genwärtig noch nichts gesagt werden. Ein Gesetz-
entwurf könnte ggf. kurzfristig erarbeitet werden. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Langner (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2948 Frage A 46) : 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung die Mitteilung der Esso

-

AG an ihre Vertragshändler, nur beschränkte Kontingente von 
Mineralölen liefern zu wollen, für das Bundeskartellamt Anlaß, 
tätig zu werden, wenn man berücksichtigt, daß die Rohöleinfuhr 
im Mai gegenüber dem Vorjahr sogar gestiegen ist? 

Das Bundeskartellamt sieht keinen Anlaß, gegen 
die Kontingentierungsmaßnahmen der ESSO AG, 
die Anfang Juni 1979 angelaufen sind, einzuschrei-
ten. Es ist grundsätzlich Sache der ESSO AG, ihre 
Absatzpolitik festzulegen, sofern dabei der Grund-
satz der Nichtdiskriminierung beachtet wird. 

Die ESSO ist durch den teilweisen Ausfall der 
Iranlieferungen besonders betroffen. Sie hat — 
nicht zuletzt im Hinblick auf den erheblichen 
Preisanstieg in Rotterdam — darauf verzichtet, 
über ihre traditionellen Importe hinaus weitere Zu-
käufe am Weltmarkt zu tätigen. Der Entschluß, in 
dieser relativen Knappheitssituation die verfügba-
ren Mengen den Kunden gegenüber zu kontingen-
tieren, ist kartellrechtlich nicht zu beanstanden, 
zumal ESSO, die als einzige Gesellschaft zu Liefer-
beschränkungen gegriffen hat, das Risiko trägt, als 
Konsequenz ihrer Entscheidung möglicherweise 
Marktanteile zu verlieren. 

Hierzu steht nicht im Widerspruch, daß die ge-
samten Rohölimporte im Verhältnis zum Vorjahr 
deutlich angestiegen sind und die mengenmäßige 

Versorgung insgesamt derzeit nicht gefährdet ist. 
Hinter dieser globalen Feststellung können sich 
durchaus — wie der vorliegende Fall zeigt — von 
Gesellschaft zu Gesellschaft unterschiedliche Ent-
wicklungen verbergen. 

Anlage S 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/2948 Frage A 47) : 

Auf Grund welcher Erkenntnisse hat sich die Bundesregierung 
gegenüber der IEA verpflichtet, den für 1979 vorgesehenen Öl

-

verbrauch um 5 v. H. zu senken, und wie soll dies im einzelnen 
erreicht werden? 

1. Eine Situationsanalyse des IEA-Sekretariates 
hat ergeben, daß 1979 im Gesamtbereich der IEA 
mit einer Minderversorgung von ca. 2 mbd gerech-
net werden muß (das sind 100 Millionen t oder 5 % 
des IEA-Verbrauchs). 

2. Auf Grund dieser Erkenntnisse hat der IEA-
Verwaltungsrat auf seiner Sitzung am 1./2. März 
1979 beschlossen, daß die IEA-Mitgliedsländer 
durch Drosselung ihrer Nachfrage nach Erdöl in 
gleicher Höhe zu einer Stabilisierung des Erdöl-
marktes beitragen. 

3. Bei dem Einsparbeschluß handelt es sich um 
ein Globalziel für die Mitgliedstaaten der IEA ins-
gesamt. Für die einzelnen Mitgliedstaaten besteht 
deshalb keine quantitative Individualverpflichtung; 
sie sind jedoch gehalten, von diesem Beschluß als 
Richtschnur bei der Ausgestaltung ihrer Einsparpo-
litik auszugehen, um dadurch ihren Beitrag zur Er-
füllung des Einsparzieles der IEA zu leisten. 

4. Die Bundesregierung hat am 16. Mai 1979 eine 
Reihe von Maßnahmen beschlossen, die das Ein-
sparprogramm der Zweiten Fortschreibung verstär-
ken und besonderes Gewicht auf die bessere Auf-
klärung des Konsumenten legt. Mit diesen Be-
schlüssen und den Auswirkungen der marktwirt-
schaftlich bedingten Entwicklung der Preise leistet 
die Bundesregierung ihren angemessenen Beitrag 
zur Erfüllung des von der IEA und in etwa gleich-
lautend auch von der EG beschlossenen Einspar-
ziels. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) (Drucksa-
che 8/2948 Frage A 48) : 

Wird die Bundesregierung gegenüber ihren Partnerstaaten im 
Rahmen der Internationalen Energieagentur dafür eintreten, daß 
Lieferpolitik und Preisgestaltung der multinationalen Ölgesell-
schaften einer wirksamen internationalen Kontrolle unterworfen 
werden? 

Die Bundesregierung hat sich im Jahre 1974 für 
das Zustandekommen des Übereinkommens über 
ein internationales Energieprogramm eingesetzt, zu 
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dessen wesentlichen Zielsetzungen auch der Auf-
bau eines umfassenden Informationssystems über 
die Aktivitäten der weltweit tätigen Ölgesellschaf-
ten gehört. Dieses Transparenzsystem erfaßt vier-
teljährlich die Preise für Rohöl und Mineralölpro-
dukte und jährlich die Investitionen und Gewinne. 
Die weltweiten Lieferströme Rohöl und Produkten 
sind ebenfalls in dieses System einbezogen. 

Zu Beginn dieses Jahres wurde der Melderhyth-
mus für die Rohöllieferungen aus Anlaß der einge-
tretenen Versorgungsanspannungen auf monatliche 
Berichterstattung umgestellt. 

Der Ministerrat der Internationalen Energieagen-
tur hat in seiner Mai-Sitzung die Ölmarktgruppe 
der IEA beauftragt, die Spot-Märkte und ihre Aus-
wirkungen auf das internationale Preisgefüge so-
wie die inzwischen eingetretenen Veränderungen 
der Marktstruktur zu analysieren. Im Rahmen die-
ser Arbeiten wird dem für die Bundesrepublik 
wichtigen Rotterdam-Markt besondere Bedeutung 
zukommen. 

Die Bundesregierung wird sich an diesen Arbei-
ten aktiv beteiligen und selbstverständlich für alle 
Maßnahmen eintreten, die geeignet sind, die Trans-
parenz auf dem Weltälmarkt weiter zu verbes-
sern. 

Anlage 7 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) 
(Drucksache 8/2948 Frage A 61): 

Wird die Bundesregierung dem vom baden-württembergischen 
Ministerpräsidenten Späth vorgeschlagenen „einmaligen zeitlich 
und zahlenmäßig begrenzten Versuch", nach dem „Schweizer 
Modell" kurzfristig Arbeitskräfte aus dem Ausland für das Ho-
tel- und Gaststättengewerbe anzuwerben, zustimmen? 

Die Bundesregierung wird dem Vorschlag des 
Ministerpräsidenten Späth nicht zustimmen. Die 
Zulassung von Saisonarbeitnehmern aus Nicht-EG-
Staaten für eine Tätigkeit im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe würde eine Lockerung des Anwerbe-
stopps darstellen und ihn letztlich aushöhlen. Forde-
rungen anderer Bereiche auf Ausnahmen vom An-
werbestopp ließen sich dann nicht mehr abweisen. 
Als arbeitsmarkt- wie gesellschaftspolitisch unver-
tretbare Konsequenz käme es zu einem Wiederan-
stieg der Ausländerbeschäftigung bei weiterhin ho-
her Arbeitslosigkeit. Wir dürfen insbesondere fol-
gendes nicht übersehen: Die deutsche Erwerbsbe-
völkerung wird bis Mitte der 80er Jahre demogra-
phisch bedingt um rd. 650 000 Personen ansteigen. 
Zusätzlich müssen — ebenfalls mittelfristig — über 
200 000 ausländische Jugendliche mit unbeschränk-
tem Arbeitsmarktzugang in unser Beschäftigungs-
system eingegliedert werden. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß erst 
zum 1. April 1979 die Arbeitsmarktzugangssperre 
für nach dem 30. November 1974 eingereiste Ehe-
gatten und nach dem 31. Dezember 1976 zugezoge-
ne Kinder ausländischer Arbeitnehmer von einer 
individuellen Wartezeitenregelung abgelöst wur-
de. 

Anlage 8 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) 
(Drucksache 8/2948 Frage A 62) : 

Welche Projekte zur Humanisierung der Arbeit im Bereich 
der Fleischwarenindustrie hat die Bundesregierung seit 1976 ge-
fördert, und wie sind deren Ergebnisse bzw. Umsetzungsmög-
lichkeiten zu beurteilen? 

Im Rahmen des Aktionsprogramms „Forschung 
zur Humanisierung des Arbeitslebens" wurde bis-
her noch kein Projekt in der Fleischwarenindustrie 
gefördert. Es gab von seiten des zuständigen Pro-
jektträgers des Bundesministers für Forschung und 
Technologie Gespräche mit einer Firma aus dieser 
Branche. Sie haben jedoch bisher noch nicht zur 
Vergabe eines Forschungsauftrags geführt. Bei der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallfor-
schung in Dortmund wird Lehrmaterial für Auszu-
bildende in der Fleischwarenindustrie ausgearbei-
tet. Darin werden die Arbeitsschutzerkenntnisse 
eingehen, die spezifisch diesen Wirtschaftszweig 
betreffen, aber nicht Ergebnis einzelner For-
schungsvorhaben der Bundesregierung sind. 

Anlage 9 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Susset (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/2948 Frage A 71): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um die durch 
die Verteuerung der Heizölpreise bis an die Grenze ihrer Be-
lastbarkeit gebrachten Haushalte zu entlasten? 

Wie die Bundesregierung schon auf Anfrage der 
Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) und Dr. Reimers 
(CDU/CSU) — Protokoll des Deutschen Bundesta-
ges, 8. Wahlperiode, 158. Sitzung vom 1. Juni 1979, 
Anlage 8 und 12 — mitgeteilt hat, werden einkom-
mensschwache Haushalte, soweit sie laufende Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz erhalten oder deren Einkommen diesen Be-
darfssatz nur unwesentlich — und zwar bis zu 
10 % — übersteigen, durch die Preissteigerungen bei 
Heizöl im Ergebnis nicht belastet. Bei diesen Haus-
halten werden höhere Heizkosten durch die Sozial-
hilfeträger bei der Gewährung von Heizungsbeihil-
fen berücksichtigt. Die Bundesregierung beobachtet 
jedoch die Entwicklung auf den Heizölmärkten 
weiterhin sorgfältig und prüft deren Auswirkungen 
auf andere einkommensschwache Haushalte. Über 
das Ergebnis dieser Prüfung kann gegenwärtig 
noch nichts gesagt werden. 

Anlage 10 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Engholm auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Weisskirchen 
(Wiesloch) (SPD) (Drucksache 8/2948 Fragen A 97 
und 98) : 
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Ist der Bundesregierung die Änderung des Verfahrens zum 
Übergang von der Grundschule in die weiterführenden Schulen 
bekannt, die die Landesregierung Baden-Württembergs laut 
„Stuttgarter Zeitung" vom 5. Mai 1979 beabsichtigt, und welche 
Folgerungen zieht die Bundesregierung, sofern die beabsichtigten 
Änderungen nicht den Forderungen des Strukturberichts der Bun-
desregierung vom 22. Februar 1978 entsprechen und insbeson-
dere nicht die auch von der Kultusministerkonferenz in ihrer 
Stellungnahme zum Strukturbericht vertretene Auffassung be-
rücksichtigen, nach der „eine Vereinbarung wünschenswert wäre, 
bei der nach Abschluß der Orientierungsstufe dem Elternwunsch 
auf der Grundlage eines Schulgutachtens entscheidende Bedeu-
tung zukommt"? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob und gegebenenfalls wel-
che Vereinbarungen die Länder entsprechend der Ankündigung 
in der Stellungnahme der Kultusministerkonferenz vom 22. Fe-
bruar 1978, „daß in der Bundesrepublik Deutschland ein stärkeres 
Maß an Einheitlichkeit, insbesondere in den von der Bundes-
regierung angesprochenen Problembereichen angestrebt werden 
muß" und „Änderungen und Verbesserungen in den genannten 
Bereichen notwendig und durch die Länder mit Vorrang zu 
realisieren sind", abgeschlossen und verwirklicht haben, und 
welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Zu Frage A 97: 

Der Bundesregierung ist nach einer ihr vorlie-
genden Pressemitteilung des Ministeriums für Kul-
tus und Sport Baden-Württemberg vom 3. Mai 1979 
(Nr. 63) bekannt, daß das in Baden-Württemberg 
geltende Verfahren zum Übergang von der Klasse 4 
der Grundschule in die weiterführenden Schulen 
der Mittelstufe ab dem Schuljahr 1979/1980 geän-
dert werden soll. 

Nach dem bislang in Baden-Württemberg noch 
geltenden Übergangsverfahren müssen alle Grund-
schüler der Klasse 4 vom Kultusministerium zentral 
vergebene Probearbeiten ablegen. Für die Aufnah-
me in das Gymnasium oder in die Realschule muß 
das Grundschulgutachten darüber hinaus eine Eig-
nungsempfehlung aussprechen. Für die Aufnahme in 
diese beiden Schulformen sind dabei sowohl in den 
Probearbeiten als auch im Abschlußzeugnis der 
Klasse 4 bestimmte Noten erforderlich; in Deutsch 
und Mathematik muß z. B. im Abschlußzeugnis 
mindestens ein Notendurchschnitt von 2,5 für das 
Gymnasium und von 3,0 für die Realschule erreicht 
werden. Erfüllt der Schüler diese Leistungsanforde-
rungen nicht und wollen die Eltern dennoch ihr 
Kind das Gymnasium oder Realschule besuchen 
lassen, muß der Schüler eine dreitägige schriftliche 
und mündliche Aufnahmeprüfung bestehen. 

Gegenüber dem noch geltenden Übergangsverfah-
ren in und am Ende der Klasse 4 der Grundschule 
sieht die angekündigte Neuregelung nach einer Pres-
seerklärung des Kultusministeriums Baden-Würt-
temberg u. a. die folgenden Änderungen vor: 

— Die Probearbeiten sollen durch vom Kultusmini-
sterium zentral vergebene „Orientierungsarbeiten" 
in den Fächern Deutsch und Mathematik ersetzt 
werden, die in die Notenbewertung des Abschluß-
zeugnisses der Grundschulklasse 4 einbezogen 
werden und nicht mehr wie bisher als gesonderter 
Bestandteil in die Entscheidung über den Übergang 
in die weiterführenden Schulformen eingehen. 

— Eine Eignung für das Gymnasium bzw. die Real-
schule soll in der Regel dann ausgesprochen wer-
den können, wenn die durchschnittlichen Leistun-
gen in den Fächern Deutsch und Mathematik min-
destens die Note 2,5 bzw. 3,0 erreichen. Mit Zwei-
drittelmehrheit sollen die unterrichtenden Lehrer 

jedoch eine Eignungsempfehlung für diese Schul-
formen künftig auch dann abgeben können, wenn 
dieser Notendurchschnitt nicht erreicht wurde; 
wird eine derartige Eignungsempfehlung nicht ab-
gegeben, können die Eltern außerdem zusätzlich 
die Erstellung einer „Beratungslehrerempfehlung" 
beantragen. Aus dieser zusätzlichen Empfehlung 
und der Grundschulempfehlung wird dann die „Ge-
meinsame Bildungsempfehlung" erarbeitet. Gegen 
das Votum der „Gemeinsamen Bildungsempfeh-
lung" kann das Gymnasium oder die Realschule 
nur besucht werden, wenn der Schüler eine Auf-
nahmeprüfung in Deutsch und Mathematik be-
steht. 

Die bislang in Baden-Württemberg vorgesehenen 
Probezeiten am Gymnasium und an der Realschule 
in Klasse 5 sollen außerdem durch eine Regelung 
ersetzt werden, nach der jeweils am Ende des 1. 
und 2. Halbjahres der Klassen 5 und 6 Empfehlun-
gen für eine „Schullaufbahnkorrektur" gegeben 
werden; ein Schulartwechsel gegen den Elternwil-
len soll jedoch künftig erst möglich sein, wenn der 
Schüler in den Klassen 5 und 6 derselben Schulart 
mehr als einmal nicht versetzt werden kann. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht über 
die strukturellen Probleme des föderativen Bil-
dungssystems vom 22. Februar 1978 vorgeschlagen, 
dem Elternwillen, entsprechend den bereits beste-
henden Regelungen in einigen Bundesländern, bis 
zum Übergang in Klasse 7 der weiterführenden 
Schulen auch gegen eine Empfehlung des Schulgut-
achtens Vorrang einzuräumen. In ihrer Stellung-
nahme vom 20./21. April 1978 zu dem Bericht der 
Bundesregierung hat die Kultusministerkonferenz 
der Länder zu diesem Vorschlag unter anderem 
ausgeführt: „Die Kultusministerkonferenz hat zur 
Frage eines einheitlichen Zeitpunktes (ergänze: , bis 
zu dem der Wille der Erziehungsberechtigten vor 
dem Übergang in eine weiterführende Schule von 
ausschlaggebender Bedeutung ist) in ihren Verein-
barungen stets die Bedeutung der Berücksichtigung 
des Elternwillens hervorgehoben, ohne jedoch eine 
Aussage darüber zu machen, ob und bis zu wel-
chem Zeitpunkt er für die Zuweisung eines Schü-
lers zu einer bestimmten Schulart, auch gegen das 
Votum eines Schulgutachtens, von ausschlaggeben-
der Bedeutung sein soll. Deshalb wäre eine Verein-
barung wünschenswert, bei der nach Abschluß der 
Orientierungsstufe dem Elternwunsch auf der 
Grundlage eines Schulgutachtens entscheidende 
Bedeutung zukommt." Damit hat die Kultusmini-
sterkonferenz der Forderung der Bundesregierung 
nach dem Vorrang des Elternwahlrechts bis zum 
Übergang in die Klasse 7 zugestimmt. Die Bundes-
regierung hat in ihren Schlußfolgerungen vom 
21. Juni 1978 zu dem Bericht vom 22. Februar 1978, 
die dem Bundestag und Bundesrat zugeleitet wur-
den, diese Übereinstimmung und die Absicht der 
Länder begrüßt, zu dieser Frage eine Vereinbarung 
abzuschließen. 

Die nach der Pressemitteilung des Kultusministe-
riums Baden-Württemberg beabsichtigte Änderung 
des Verfahrens zum Übergang von der Grundschu-
le sieht zwar Erleichterungen gegenüber dem bis- 
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her geltenden strengen Prüfungsverfahren in und 
am Ende der Klasse 4 vor. Gegen die Empfehlungen 
der Schule nach Klasse 4 der Grundschule können 
die Eltern jedoch, wie bisher, nur entscheiden, 
wenn ihr Kind zuvor eine Aufnahmeprüfung be-
steht. Die angekündigte Änderung des Übergangs-
verfahrens entspricht demnach nicht den Forderun-
gen des Berichts der Bundesregierung und der Stel-
lungnahme der Länder vom 20./21. April 1978, die 
sich für den Vorrang des Elternwahlrechts ausspre-
chen. Diese Forderungen sind bislang in vier Län-
dern — in Berlin, Bremen, Hamburg und seit 1979 
in Niedersachsen — erfüllt. Die von den Ländern 
im April 1978 angekündigte Vereinbarung ist im 
übrigen noch nicht abgeschlossen worden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese 
Vereinbarung, wie in der Länderstellungnahme von 
1978 angekündigt, bald abgeschlossen wird. Eine 
derartige Vereinbarung ist, wie auch die beabsich-
tigte Änderung des Übergangsverfahrens in Baden-
Württemberg zeigt, nach Auffassung der Bundesre-
gierung notwendig, um im Interesse der Bürger ein 
Mindestmaß an gleichen Rechten für die Eltern und 
Schüler in allen Bundesländern zu gewährleisten 
und eine weitere Auseinanderentwicklung der Re-
gelungen der einzelnen Bundesländer zu verhin-
dern. 

Zu Frage A 98: 

Die Kultusministerkonferenz der Länder hat ein 
besonderes Gremium eingesetzt, das ein Arbeits-
programm für die Vorbereitung der in der Länder-
stellungnahme vom 20./21. April 1978 angekündig-
ten Ländervereinbarung ausarbeiten soll. Nach den 
der Bundesregierung vorliegenden Informationen 
will die Kultusministerkonferenz in diesem Monat 
über das Arbeitsprogramm beschließen. Die in der 
Länderstellungnahme vom April 1978 angekündig-
ten Vereinbarungen sind dementsprechend noch 
nicht abgeschlossen worden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
von den Ländern angekündigten Vereinbarungen 
jetzt rasch abgeschlossen und auch in den einzel-
nen Ländern verwirklicht werden, um eine weitere 
Auseinanderentwicklung zu verhindern. Nach der 
übereinstimmenden Beurteilung im Bericht der 
Bundesregierung und in der Stellungnahme der 
Länder vom 20./21. April 1978 sind diese Vereinba-
rungen notwendig, um ein Mindestmaß an Einheit-
lichkeit im föderativen Bildungssystem im Interes-
se der Freizügigkeit und gleicher Möglichkeiten im 
Rahmen einheitlicher Lebensverhältnisse für alle 
Bürger zu sichern. Nach über einem Jahr vorberei-
tender Verhandlungen kann daher erwartet werden, 
daß bald die angekündigten Einzelvereinbarungen 
zu den Übergängen und Bildungsabschlüssen, zur 
Schul- und Bildungspflicht sowie zur Abstimmung 
der Ausbildungsinhalte in der beruflichen Bildung 
verwirklicht werden. Die Bundesregierung wird 
dem federführenden Bundestagsausschuß für Bil-
dung und Wissenschaft zu gegebener Zeit über die 
Ergebnisse der Verhandlungen in der Kultusmini-
sterkonferenz berichten. 

Anlage 11 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2948 Frage B 12) : 

Wird der von der Bundesregierung aufgestellte Verhaltens-
kodex von deutschen Firmen in Südafrika eingehalten, oder ist 
die von der Gefangenenhilfsorganisation Amnesty International 
geübte Kritik an der Bundesrepublik  Deutschland  wegen des 
Verhaltens deutscher Firmen in Südafrika berechtigt? 

Die Bundesregierung hat sich über die Spitzen-
verbände der deutschen Wirtschaft an die in Süd-
afrika tätigen Unternehmen gewandt und um Be-
richterstattung nach Ziffer 7 des Verhaltenskodex 
gebeten. Die Antworten hierauf gehen zur Zeit ein. 

Die Bundesregierung wird diese Antworten aus-
werten und das Ergebnis in einem Gesamtbericht 
vorlegen. Im jetzigen Stadium ist es ihr noch nicht 
möglich, hierzu schon eine Stellungnahme abzuge-
ben. 

Anlage 12 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Warnke (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2948 Frage B 36) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Wärme-
preisdifferenz nach § 3 Abs. 3 des Dritten Verstromungsgesetzes 
auf Grund der Ölpreisentwicklung der vergangenen Monate er-
heblich zurückgegangen ist, und ist die Bundesregierung bereit, 
durch Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 4 des Dritten Verstro-
mungsgesetzes den Kohlepfennig (Ausgleichsabgabe nach § 3 
des Dritten Verstromungsgesetzes) zu senken? 

Es ist richtig, daß sich die Preise für schweres 
Heizöl und damit die Wärmepreisdifferenz — ins-
besondere in jüngster Zeit — erheblich anders ent-
wickelt haben als Ende 1978 bei der Festsetzung 
des Abgabesatzes für 1979 von der Bundesregie-
rung angenommen. 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird — nach 
Vorliegen des genauen Zahlenbildes über die Wär-
mepreisdifferenz und die Fondsentwicklung für das 
1. Halbjahr — erforderliche Entscheidungen über 
die Höhe der Ausgleichsabgabe in die Wege lei-
ten. 

Anlage 13 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Schlaga (SPD) 
(Drucksache 8/2948 Fragen B 44 und 45) : 

Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, daß der gleich-
zeitigen Erhöhung der Zinsen für Kredite (am 6. April 1979) und 
der Sparzinsen (am 17. April 1979) durch die drei Großbanken 
Deutsche, Dresdner und Commerzbank (laut Spiegel vom 21. Mai 
1979)) gesetzwidrige Absprachen zugrunde gelegen haben? 

Sieht die Bundesregierung die Ermittlungen in diesem Zusam-
menhang als abgeschlossen an, oder ist sie um weitere Unter-
suchungen der doch auffälligen Terminierung der Zinserhöhun-
gen bemüht? 

Die Deutsche Bank, Dresdner Bank und Com-
merzbank haben Anfang April gleichzeitig ihre 
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Sollzinssätze erhöht. Die Habenzinsen wurden --
wiederum gleichzeitig — zwei Wochen danach und 
vier bis sechs Wochen später als bei den Sparkas-
sen angehoben. 

Nach zunächst nur informellen Recherchen des 
Bundeskartellamtes verdichtete sich nach Auffas-
sung des Amtes die Vermutung einer koordinierten 
Zinspolitik der genannten Banken zum Nachteil 
der Kunden. Das Amt leitete daraufhin ein Ord-
nungswidrigkeitsverfahren (nach § 38 Abs. 1 Nr. 8 
GWB) wegen Zuwiderhandlung gegen das Verbot 
aufeinander abgestimmten Verhaltens (§ 25 Abs. 1 
GWB) ein. Weitere eingehende Ermittlungen hat das 
Amt Ende Mai durchgeführt. Die Ergebnisse wer-
den zur Zeit ausgewertet; ich kann — angesichts 
des schwebenden Verfahrens — keine Aussage 
darüber machen, ob der vom Bundeskartellamt ver-
mutete Sachverhalt sich bestätigt und ob zusätzli-
che Untersuchungen zweckmäßig oder notwendig 
sein werden. 

Anlage 14 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Hoffmann (Saarbrük-
ken) (SPD) (Drucksache 8/2948 Frage B 46) : 

Welche Überlegungen brachten das Bundeswirtschaftsministe-
rium zu dem Ergebnis, daß in den Erlassen des Bundesinnen-
ministeriums, in denen Mitarbeiter von Bundesbehörden und 
anderen Stellen gehalten werden, bei Dienstreisen und anderen 
vom Bund finanzierten Flugreisen vorrangig Flugzeuge der 
Deutschen Lufthansa zu benutzen, kein Verstoß gegen die ge-
setzlichen Vorschriften zum Schutz des Wettbewerbs zu sehen 
ist? 

Anläßlich der kürzlich vorgenommenen Aktuali-
sierung der Richtlinien des Bundesministers des In-
nern aus dem Jahr 1971, die Grundsätze für die Be-
nutzung der Deutschen Lufthansa durch Angehöri-
ge von Bundesbehörden enthalten, hat der Bundes-
minister für Wirtschaft eingehend die wirtschafts-
und wettbewerbspolitischen Aspekte der Neurege-
lung geprüft. Zugleich hat er den Bundesrech-
nungshof, der sich für eine weitgehende Präferenz 
der Lufthansa bei Dienstreisen ausgesprochen hat-
te, auf Probleme vor allem aus wettbewerbspoliti-
scher Sicht hingewiesen. 

Es galt eine Lösung zu finden, die gesamtwirt-
schaftlich unerwünschte protektionistische und 
wettbewerbsverzerrende Auswirkungen vermeidet. 
Der Bundesminister für Wirtschaft hat sich letzt-
lich der Neufassung der Richtlinien nicht ver-
schlossen, weil auf eine zwingende Präferenz zu-
gunsten der Benutzung der deutschen Lufthansa 
verzichtet wurde. Die jetzt geltenden Richtlinien 
enthalten wie bisher lediglich eine Soll-Regelung. 
Neu vorgesehen ist allerdings die Beschaffung der 
Tickets von Amts wegen mit dem Ziel, etwa mög-
liche Mißbräuche von Dienstreisenden beim Wech-
sel auf andere Fluggesellschaften zu vermeiden. 

Anlage 15 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2948 Fragen B 47 und 48) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf dem Uhrensektor 
seitens der DDR ein diskriminierender Preiswettbewerb durch-
geführt wird, dessen schädliche Wirkungen für die heimische 
Uhrenindustrie durch die Umsatzsteuerregelung für Warenbezüge 
aus der DDR noch verstärkt werden? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, entsprechende 
Untersuchungen einzuleiten und Gegenmaßnahmen (z. B. durch 
Streichung oder Herabsetzung des Umsatzsteuerkürzungssatzes) 
zu ergreifen? 

Der Bundesregierung sind die Sorgen der deut-
schen Uhrenindustrie über die Preisgestaltung von 
Uhrenerzeugnissen aus der DDR bekannt. Der Ver-
band der Deutschen Uhrenindustrie e. V. (VDU) hat 
sich bisher jedoch nicht entschließen können, ein 
Preisprüfungsverfahren gegen die Bezüge aus der 
DDR zu beantragen. Der EG-Kommission liegt zur 
Zeit eine Anti-Dumpingklage des britischen Uhren-
verbands gegen Einfuhren mechanischer Wecker 
und Armbanduhren aus bestimmten Staatshandels-
ländern vor. Ob die eingereichten Unterlagen zur 
Einleitung eines Anti-Dumpingverfahrens ausrei-
chen werden, läßt sich im Augenblick noch nicht 
beurteilen. 

Die in Ihrer Frage angesprochene umsatzsteuerli-
che Regelung bei Bezügen aus der DDR ist im Jahr 
1970 getroffen worden, um die Warenbezüge und 
Dienstleistungen aus der DDR zu stimulieren und 
damit eine ausgeglichenere Handelsbilanz zu errei-
chen. Diese Voraussetzungen gelten auch heute 
noch. Aus diesem Grunde ist derzeit nicht beab-
sichtigt, den Umsatzsteuer-Kürzungsanspruch her-
abzusetzen oder völlig fortfallen zu lassen. 

Im übrigen handelt es sich hierbei um eine han-
delspolitische Globalmaßnahme, die sektorale Ab-
weichungen zugunsten einzelner Wirtschaftszweige 
nicht zuläßt. 

Anlage 16  
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Kühbacher (SPD) (Druck-
sache 8/2948 Fragen B 49 und 50) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Richtlinien für die Be-
rücksichtigung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge (Vertriebene, Sowjetzonenflüchtlinge, Evakuierte, 
Verfolgte, Werkstätten für Behinderte und Blindenwerkstätten) 
vom 15. August 1975 dahin gehend zu ändern, daß die Bevorzu-
gung der Vertriebenen, der Sowjetzonenflüchtlinge, der Evaku-
ierten und der Verfolgten zehn Jahre nach Ausstellung des Aus-
weises beendet wird, die Werkstätten für Behinderte und die 
Blindenwerkstätten jedoch uneingeschränkt weiter berücksichtigt 
werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahlreiche junge Hand-
werker und Unternehmer durch die Tatsache der Bevorzugung 
insbesondere von Vertriebenen, Flüchtlingen und Evakuierten 
seit nunmehr mehr als 25 Jahren bei der Erlangung öffentlicher 
Aufträge Schwierigkeiten haben, und daß die Gründung von 
Neuexistenzen auch durch diese nicht mehr zeitgemäße Handha-
bung der Bevorzugung erschwert wird, und beabsichtigt sie, 
daraus Folgerungen auch für die Auftraggeber bei den übrigen 
öffentlichen Händen (Länder, Gemeinden u. a.) zu empfehlen? 

Zu Frage B 49: 

Die Bundesregierung beabsichtigt z. Z. nicht, die 
Richtlinien für die Berücksichtigung bevorzugter 
Bewerber bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Vertriebene, Sowjetzonen-Flüchtlinge, Verfolgte, 
Evakuierte, Werkstätten für Behinderte und Blin-
denwerkstätten) vom 11. August 1975 — BAnz. 
Nr. 152 vom 20. August 1975 — zu ändern. 

Die Bundesregierung hat sich gleichwohl mit 
dem Problem der sog. Aussteuerung seit längerem 
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befaßt und Anstrengungen unternommen, nicht 
mehr gerechtfertigte Bevorzugungen bei der Verga-
be öffentlicher Aufträge abzubauen. 

Mit den Wirtschaftsministerien der Länder wur-
de vereinbart, daß — zusätzlich zu der Einleitung 
von Aussteuerungsverfahren durch die Landes-
flüchtlingsämter — die Beschaffungsstellen der 
Länder die Durchführung des Aussteuerungsverfah-
rens bei vermuteter Eingliederung des Bewerbers 
bei den zuständigen Stellen beantragen. Die Über-
prüfungen können zwar erst nach der Zuschlagser-
teilung des jeweiligen Beschaffungsvorgangs abge-
schlossen werden, ihr Ergebnis ist aber für die 
nachfolgenden Vergabefälle bedeutsam. 

Die Vergaberessorts des Bundes haben sich be-
reit erklärt, den für die Entscheidung über die Be-
endigung der Rechte und Vergünstigungen zustän-
digen Stellen entsprechende Hinweise zu geben, 
wenn die Ausweise bzw. Bescheide über die Bevor-
zugteneigenschaft älter als 15 Jahre sind oder dem 
öffentlichen Auftraggeber Beschwerden bekanntge-
worden sind, die vermuten lassen, daß der Bewer-
ber in das wirtschaftliche und soziale Leben mit 
Erfolg eingegliedert ist. 

Zu Frage B 50: 

Der Bundesregierung sind gewisse Schwierigkei-
ten bekannt, die sich in den letzten 25 Jahren aus 
der Anwendung der Bevorzugtenrichtlinien erge-
ben haben. Sie hat sich daher im Zusammenwirken 
mit den Ländern um ein ausgewogenes Aussteu-
erungsverfahren bemüht. Das Ergebnis dieser Be-
mühungen sind die o. a. mit den Vergaberessorts 
des Bundes und mit den Ländern erzielten Verein-
barungen. 

Mit diesen Verfahrensregelungen ist ein wirt-
schaftspolitisch sinnvoller Ausgleich zwischen dem 
Interesse an der Eingliederung der Vertriebenen 
und Flüchtlinge einerseits und der wettbewerbs-
neutralen wirtschaftlichen Betätigung einheimi-
scher Unternehmen andererseits gefunden worden. 

Anlage 17 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Stockleben (SPD) (Druck-
sache 8/2948 Frage B 51) : 

Welche Modellvorhaben zu Energiesparmaßnahmen der nie-
dersächsischen Verbraucherberatung werden durch Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen gefördert, und wie lange wird dieser 
Modellversuch fortgeführt werden? 

Die Verbraucherzentrale Niedersachsen führt le-
diglich in Hannover ein Vorhaben der Energiebera-
tung im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men durch. Diese Energieberatung erstreckt sich 
vorrangig auf die Bereiche Wärmedämmung und 
Heizungstechniken. Im Rahmen der Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme wird ein Mitarbeiter (grad. Hei-
zungsingenieur) beschäftigt. Dieses Projekt ist am 
1. Dezember 1978 begonnen worden und wird vor-
aussichtlich am 30. November 1979 auslaufen. Die 

anfallenden Personalkosten werden voll von der 
Bundesanstalt für Arbeit getragen. 

Bei dieser Arbeitsbeschaffungsmaßnahme handelt 
es sich um ein Vorhaben, dem seitens der Verbrau-
cherzentrale Niedersachsen kein ausdrücklicher 
Modellcharakter beigemessen wird. 

Anlage 18 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2948 Fragen B 52 und 53) : 

Plant die Bundesregierung, die Hemmnisse zur Einführung 
elektrischer Wärmepumpen durch eine Änderung der Bundes-
tarifordnung/Elektrizität abzuschaffen, und wenn ja, aus welchen 
Gründen? 

In welchem Umfang wird nach ihrer Auffassung durch die 
Nachfrage nach elektrischen. Wärmepumpen der Stromverbrauch 
steigen? 

Zu Frage B 52: 

Die Bundesregierung beabsichtigt, bei ihren Be-
mühungen um sparsame und rationelle Energiever-
wendung auch den Einsatz der elektrischen Wär-
mepumpe zu erleichtern. Im Rahmen der vorgese-
henen Novellierung der Bundestarifordnung Elek-
trizität soll deshalb sichergestellt werden, daß der 
Haushaltstarif auch für die Wärmepumpe gilt. Fer-
ner soll ermöglicht werden, daß Wärmepumpen 
grundsätzlich ohne Leistungspreiszuschläge betrie-
ben werden können, die sich bisher häufig mit als 
hinderlich für die Markteinführung erwiesen ha-
ben. 

Zu Frage B 53: 

Bei den elektrisch betriebenen Wärmepumpen 
werden verschiedene technische Entwicklungen 
mit sehr unterschiedlichen Anwendungsvarianten 
am Markt angeboten. Diese Wärmepumpen können 
je nach Anwendungsfall und Wärmequelle (Luft, 
Grundwasser, Erdreich) mit Wärmespeichern unter-
brechbar, ganzjährig wie die übrigen Heizungssy-
steme oder nur während der Übergangszeit, d. h. 
mit einer konventionellen Ö1/Gas-Zusatzheizung 
betrieben werden. Verläßliche Prognosen zum An-
wendungspotential liegen im Hinblick auf die Un-
gewißheit bei der übrigen Primärenergiepreisent-
wicklung nicht vor. Es ist daher zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt noch keine Aussage möglich, in 
welchem Umfang der Stromverbrauch durch die 
elektrische Wärmepumpe steigt. 

Anlage 19 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2948 Frage B 54) : 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
damit die bisher in den einzelnen Ländern der EG noch sehr 
unterschiedlichen Sicherheits- und Lärmvorschriften harmonisiert 
werden, um so auch eine Exporterschwernis deutscher Firmen, 
z. B. im Werkzeugmaschinenbau, abzubauen? 
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1. Der freie Warenverkehr in der Gemeinschaft 
wird noch immer durch staatliche Vorschriften und 
durch Industrienormen, die zum Teil auch zur Kon-
kretisierung von staatlichen Vorschriften herange-
zogen werden, behindert. Alle Mitgliedstaaten ha-
ben aus verschiedenen Motiven, vor allem aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und 
Gesundheit oder des Arbeits-, Umwelt- und Ver-
braucherschutzes Regelungen für die Produktion, 
Vermarktung oder Verwendung zahlreicher Waren 
erlassen. Die unterschiedliche Ausgestaltung dieser 
Regeln und Normen wirkt in der Praxis als Hinder-
nis für den grenzüberschreitenden Warenverkehr. 

Derartige „technische Handelshemmnisse" kön-
nen meist nur durch die inhaltliche Angleichung 
der nationalen Vorschriften und Normen beseitigt 
werden. 

2. Die Bundesregierung ist sich der damit verbun-
denen Aufgabe seit langem bewußt. Sie betrachtet 
die Rechtsangleichung zur Beseitigung der techni-
schen Handelshemmnisse als wesentlichen Be-
standteil ihrer Europapolitik und arbeitet an der 
kontinuierlichen Durchführung des 1969 vom Rat 
der EG beschlossenen und 1974 aktualisierten „All-
gemeinen Programms zur Beseitigung der Techni-
schen Handelshemmnisse in der EG" aktiv mit. 
Über 100 Richtlinien konnte der Rat der EG auf 
diesem Gebiet seither erlassen. 

Von der Bundesregierung wird eine Beschleuni-
gung der von Kommission und Rat kontinuierlich 
betriebenen Arbeit angestrebt. Dies ist aber nur 
schwer erreichbar, zumal da nach Artikel 100 
EWG-Vertrag für jede Harmonisierungsmaßnahme 
Einstimmigkeit im Rat erforderlich ist und in je-
dem Einzelfall eine Vielzahl von Einzelinteressen 
in Einklang gebracht werden müssen. Erst kürzlich 
hat sich die Bundesregierung daher für eine Inten-
sivierung der weitgehend von der Wirtschaft selbst 
betriebenen europäischen Normung eingesetzt. 
Kommission und Rat können dann für ihre Harmo-
nisierungsarbeiten verstärkt auf technische Vorar-
beiten zurückgreifen. 

3. Als Grundlage für die Angleichung der Vor-
schriften über Werkzeugmaschinen hat die Kom-
mission dem Rat im Jahre 1978 eine sog. Rahmen-
richtlinie vorgelegt, durch die zusammen mit der 
Harmonisierung der allgemeinen Zulassungsvor-
schriften ein Programm zur Erarbeitung von Einzel-
richtlinien mit den technischen Detailanforderun-
gen für die einzelnen Maschinenarten festgelegt 
wird. Über die Rahmenrichtlinie und über die mit 
ihr zugleich vorgelegte Einzelrichtlinie über hand-
geführte Schleifmaschinen wird in den zuständigen 
Gremien des Rates verhandelt. Für weitere Einzel-
richtlinien fehlen noch die technischen Vorarbei-
ten. Noch ganz im Anfangsstadium befinden sich 
die Arbeiten zur Harmonisierung der Lärmvor-
schriften für Werkzeugmaschinen. In den Mitglied-
staaten bestehen sehr unterschiedliche Auffassun-
gen über die Möglichkeit zur Begrenzung von Lärm-
emissionen in diesem Bereich. 

Anlage 20 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2948 Frage B 55) : 

Eine wieviel Prozent höhere Preissteigerungsrate wird -nach 
den Erkenntnissen der Bundesregierung durch eine Steigerung 
des Rohölpreises um 8,7 v. H. verursacht? 

Die Preise für Rohöl haben sich — gemessen am 
Index der Einfuhrpreise — von Oktober 1978 auf 
April 1979 um 18,3 °/o erhöht. Eine Quantifizierung 
des Einflusses dieser Verteuerungen auf das Ver-
braucherpreisniveau ist nicht möglich. Im übrigen 
wird das deutsche Preisniveau neben den Rohöl-
preisen erheblich durch die Preise für importierte 
Mineralölprodukte mitbestimmt. 

Der direkte Verbraucherpreiseffekt läßt sich pri-
mär auf Grund der Veränderungsraten der im Wa-
renkorb des Preisindex für die Lebenshaltung aller 
privaten Haushalte enthaltenen Mineralölprodukte 
beurteilen. Danach stiegen die Preise für leichtes 
Heizöl von Oktober 1978 bis April 1979 um durch-
schnittlich 66,7 °/o; Kraftstoffe (Normalbenzin, Su-
perbenzin, Dieselkraftstoff) verteuerten sich im 
gleichen Zeitraum um 3,8 °/o. Die Auswirkungen 
auf den Gesamtindex sind trotz des geringen In-
dexgewichts dieser Positionen von weniger als 3 % 
beträchtlich: Ohne die seit Oktober 1978 bei leich-
tern  Heizöl und Kraftstoffen eingetretenen Preiser-
höhungen hätte die Vorjahresrate des Preisindex 
für die Lebenshaltung im April nicht + 3,5 %, son-
dern lediglich + 2,5 °/o betragen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Preiserhö-
hungen im Ölsektor auch andere im Warenkorb 
des Verbraucherpreisindex enthaltene Waren und 
Dienstleistungen (z. B. Kunststofferzeugnisse, Che-
mischreinigung, Verkehrsleistungen) beeinflussen. 
Diese indirekten Preiseffekte lassen sich jedoch 
nicht quantifizieren. 

Anlage 21 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Stercken (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2948 Fragen B 59 und 60) : 

Trifft es zu, daß die Bundesversicherungsanstalt die Auszah-
lung der Renten davon abhängig machen kann, daß der Renten-
empfänger seinen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
hat? 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung künftig mit den Rent-
nern zu verfahren, die aus persönlichen Gründen oder deshalb, 
weil sie an eine europäische Einigung glauben, ihren ersten 
Wohnsitz in den Grenzgebieten unserer Nachbarstaaten nehmen? 

Die Verordnung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft über die soziale Sicherheit der Wander-
arbeitnehmer und die mit fast allen europäischen 
Staaten geschlossenen Abkommen über Soziale Si-
cherheit ermöglichen Rentnern, auch bei einem ge-
wöhnlichen Aufenthalt in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft oder den Abkommens-
staaten ihre deutsche Rente uneingeschränkt zu be-
ziehen. 
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Im übrigen gilt folgendes: 

Nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversi-
cherung werden Leistungen grundsätzlich nur im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich des Landes Berlin gezahlt. Aus diesem Grund 
ruht in der Regel die Rente an Berechtigte im Aus-
land, unabhängig davon, ob es sich um einen deut-
schen Staatsangehörigen oder um einen Ausländer 
handelt. Das Gesetz läßt für deutsche Staatsange-
hörige die Gewährung von Renten ins Ausland in-
soweit zu, als dem leistungsverpflichteten Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung auch die Bei-
träge des Rentenberechtigten zugeflossen sind. 

An Ausländer im Ausland wird eine Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung — vorbehalt-
lich über- bzw. zwischenstaatlicher Regelungen 
und Abkommen — nicht gezahlt. Die gesetzlichen 
Regelungen sind eindeutig. Sie tragen nicht zuletzt 
dazu bei, den Abschluß von zwischenstaatlichen 
Sozialversicherungsabkommen zu erleichtern, in 
denen unter Wahrung des Grundsatzes der Gegen-
seitigkeit eine Leistung der Rentenversicherung 
vielfach auch an Ausländer vorgesehen wird. So-
weit an diese eine Rente in das Ausland nicht ge-
zahlt wird, haben sie grundsätzlich Anspruch auf 
Erstattung der von ihnen entrichteten Beiträge. 

Anlage 22 
Antwort 

des Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Schöfberger 
(SPD) (Drucksache 8/2948 Fragen B 61 und 62) : 

Ist die von der Bundesregierung angekündigte Prüfung der 
Frage, ob Art und Schwere der Arbeit auf Baustellen auch heute 
noch ein Beschäftigungsverbot zum Schutz von Frauen im Sinne 
der Arbeitsordnung von 1938 erforderlich macht, bereits abge-
schlossen, und wenn ja, mit welchem Ergebnis oder bis wann 
ist mit einem Abschluß zu rechnen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Verwaltungsgericht 
Ansbach im Wege der einstweiligen Anordnung die einschlägi-
gen Bestimmungen der Arbeitsordnung von 1938 für grundgesetz-
widrig erklärt hat, und will die Bundesregierung zuwarten, bis 
diese vorläufige Entscheidung in einem Hauptsachverfahren 
rechtskräftig bestätigt wird? 

Die Prüfung der Frage, ob Art und Schwere der 
Arbeit auf Baustellen auch heute noch ein Beschäf-
tigungsverbot zum Schutze der Frauen erforderlich 
macht, ist noch nicht abgeschlossen. Außer dem 
Verbot der Beschäftigung von Frauen auf Bauten 
werden zur Zeit weitere Arbeitsschutzvorschriften 
für Frauen überprüft. Die meisten dieser Vorschrif-
ten sind in der Arbeitszeitordnung enthalten und 
mit den allgemeinen Arbeitszeitvorschriften der 
Arbeitszeitordnung eng verzahnt. Die umfassende 
Prüfung dieser Vorschriften ist eine schwierige 
Aufgabe, die noch einige Zeit in Anspruch nehmen 
wird. Daher kann ich zur Zeit auch noch keinen 
bestimmten Termin für den Abschluß der Prüfung 
nennen. 
Der Beschluß des Verwaltungsgerichts Ansbach 

vom 9. Januar 1979 ist der Bundesregierung be-
kannt. Der Bundesarbeitsminister bemüht sich be-
reits längere Zeit mit Nachdruck darum, die veral-
tete Arbeitszeitordnung zu novellieren. Ich hoffe, 
daß dies noch vor einer endgültigen Entscheidung 
gelingen wird. 

Anlage 23 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2948 Frage B 63) : 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um sicherzu-
stellen, daß die homöopathischen Arzneimittel wie im AMG auch 
in der Kostenerstattung gleichgestellt sind, und nicht so ver-
fahren wird, wie aus einer Mitteilung der AOK Bonn vom 
19. April 1979 an ein Heil- und Erziehungsinstitut für Seelen-
pflege bedürftiger Kinder hervorgeht, daß Mittel der Laienwer-
bung sowie Homoöpathika in der kassenärztlichen Verordnung 
nicht verordnet werden sollen? 

Die Versicherten der gesetzlichen Krankenver-
sicherung haben. im Krankheitsfall u. a. auch An-
spruch auf Arzneimittelversorgung. Den Umfang 
dieses Anspruchs beschreiben unter dem Gesichts-
punkt des Gebotes der Wirtschaftlichkeit die gel-
tenden Arzneimittel-Richtlinien des Bundesaus-
schusses der Ärzte und Krankenkassen in der Fas-
sung vom 19. Juni 1978. Weder das Gesetz noch 
die Richtlinien enthalten ein allgemeines Verbot 
der Verschreibung von Homöopathika. Sie sind im 
Rahmen der kassenärztlichen Versorgung den Arz-
neimitteln anderer Therapierichtungen gleichge-
stellt und in Einzelfällen nur dann nicht auf Kosten 
der Krankenkassen verordnungsfähig, wenn sie be-
stimmte Voraussetzungen, die für alle Arzneimittel 
gelten, nicht erfüllen. Als einen solchen alle, also 
nicht nur homöopathische Arzneimittel betreffen-
den Verordnungshinweis enthalten die Arzneimit-
tel-Richtlinien u. a. folgende Bestimmung, die Sie 
mit Ihrem Hinweis auf den Gesichtspunkt der 
„Laienwerbung" ansprechen: „Gegenüber Verord-
nungswünschen der Versicherten ist Zurückhaltung 
geboten, insbesondere bei Arzneimitteln, für die 
nicht nur in Fachkreisen geworben wird, weil er-
fahrungsgemäß die Publikumswerbung zu einem 
das therapeutisch notwendige Maß übersteigenden 
Arzneimittelverbrauch anreizt und damit gesund-
heitliche Gefahren mit sich bringt." 

Die von Ihnen erwähnte Mitteilung der AOK 
Bonn ist mir nicht bekannt. Es handelt sich inso-
weit auch um eine Angelegenheit, welche in die 
Zuständigkeit des nordrhein-westfälischen Arbeits-
und Sozialministers fällt. Ich werde veranlassen, 
daß Ihre Frage dorthin weitergeleitet wird, damit 
Ihnen unmittelbar geantwortet werden kann. 

Anlage 24 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Würzbach 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/2948 Fragen B 64 und 
65) : 

Sind von der Bundesregierung zur Zeit Maßnahmen eingeleitet 
bzw. ergriffen worden, um innerhalb der Bundeswehr die 
„Bürokratisierung" mit all ihren schädlichen Folgewirkungen auf 
den täglichen militärischen Dienstablauf aber eben auch auf Ver-
antwortungsbereitschaft und Verantwortungsbewußtsein einzu-
dämmen und abzubauen, oder wartet die Bundesregierung erst 
auf Ergebnisse der dafür eingesetzten „Kommission"? 

Trifft es zu, daß eine an der Führungsakademie der Bundes-
wehr für den Generalstabs- und Admiralsstabslehrgang geplante 
Abschlußveranstaltung zum Thema „Bundeswehr und Bürokratie" 
nach entsprechender Vorbereitung und Erarbeitung eines wissen-
schaftlichen Rahmens dazu nicht durchgeführt werden konnte, und 
wenn ja, aus welchem Grund? 
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Zu Frage 64: 

Bereits im September 1978 hat der Bundesmini-
ster der Verteidigung eine Kommission zur „Stär-
kung der Führungsfähigkeit und Entscheidungsver-
antwortung in der. Bundeswehr" eingesetzt. Die 
Kommission hat den Auftrag, bürokratische Fehl-
entwicklungen in der Bundeswehr mit dem Ziel 
aufzuzeigen, mehr Raum für Eigeninitiative und 
Selbstverantwortung zu schaffen, den Ermessens-
spielraum und die Entscheidungsfreiheit der unte-
ren und mittleren Führung in den Streitkräften zu 
erweitern und Führungsverantwortung zu dezen-
tralisieren. 

Die Kommission wird ihren Bericht Ende Okto-
ber 1979 vorlegen. Es wird erwartet, daß der Be-
richt wichtige Erkenntnisse für eine Verbesserung 
und Stärkung der Führungsmöglichkeiten in den 
Streitkräften bringt und Grundlage für eine Reihe 
weiterer Maßnahmen sein wird, um ein mögliches 
Übermaß an Bürokratie abzubauen. 

Unabhängig davon sind auf Grund des Kabinett-
beschlusses der Bundesregierung vom 13. Dezember 
1978 zur Verbesserung des Verhältnisses Bürger/ 
Verwaltung im Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung folgende Maßnahmen veran-
laßt worden bzw. vorgesehen: 

1. Bestandsaufnahme aller wesentlichen Vor-
drucke, vor allem der im Verkehr mit dem Bürger 
verwendeten Vordrucke. 

2. Überprüfung dieser Vordrucke, insbesondere im 
Bereich der Bundeswehrverwaltung, daraufhin, ob 
und inwieweit sie erforderlich bzw. verbesserungs-
fähig sind, d. h. einfacher, verständlicher und über-
sichtlicher gestaltet werden können. 
3. Ausdehnung dieser Überprüfung auf Formulare 

für den internen Dienstgebrauch, auf Verfahrensab-
läufe, geltende Vorschriften und Bestimmungen, 
um weitere Möglichkeiten der Verbesserung und 
Vereinfachung zu nutzen. 

4. Einführung des Themas „Bürger/Verwaltung" in 
den Aus- und Fortbildungsbetrieb der Bundeswehr-
verwaltung. An der Bundesakademie für Wehrver-
waltung und Wehrtechnik wurde bereits im April 
1979 ein erstes Seminar „Bürgerfreundliches Kreis-
wehrersatzamt" abgehalten. Für die Einrichtung 
bzw. den Ausbau weiterer Lehrgänge, Fachtagun-
gen und Seminare an der Bundesakademie und an-
deren Bildungseinrichtungen der Bundeswehr zum 
Thema „Entbürokratisierung" bzw. „Verbesserung 
des Verhältnisses Bürger/Verwaltung" sind die er-
forderlichen Vorarbeiten eingeleitet. 

Darüber hinaus nutzt der Bundesminister der 
Verteidigung seit langem jede Möglichkeit, bei 
Truppenbesuchen und Gesprächen mit Angehöri-
gen der Bundeswehrverwaltung das Bewußtsein 
der Mitarbeiter für mehr Eigeninitiative und 
Selbstverantwortung, mehr Entscheidungsfreude 
und Mitverantwortung für das Ganze zu wecken. 
Es besteht die Hoffnung, daß die eingeleiteten 
Maßnahmen und gemeinsamen Bemühungen schon 
bald Erfolge zeigen und geeignet sind, Tendenzen 
einer „Überbürokratisierung" entgegenzuwirken 
und ein Übermaß an Bürokratie abzubauen. 

Zu Frage B 65: 

Durch die Führungsakademie der Bundeswehr 
wurde als Teil der Abschlußveranstaltung für den 
Generalstabs- und Admiralstabslehrgang 77 am 
26. Juni 1979 bereits im März erwogen, das Thema 
„Bundeswehr und Bürokratie" zu behandeln. 

Ein Auftrag an die zuständige Fachgruppe Sozi-
alwissenschaften zur Vorbereitung und Erarbeitung 
eines wissenschaftlichen Rahmens war noch nicht 
ergangen. Die Fachgruppe SOW wurde jedoch ih-
rerseits bereits initiativ tätig. 

Bei dieser Veranstaltung sollten neben Vertre-
tern der Hochschule der Bundeswehr auch die 
„Kommission des BMVg zur Stärkung der Füh-
rungsfähigkeit und Entscheidungsverantwortung" 
(de Maizière-Kommission) beteiligt werden. 

Die Behandlung des Themas hätte durch Mitwir-
kung dieser Kommission aktuellen Hintergrund er-
fahren. 

Da die Kommission jedoch nicht befugt ist, vor 
Abschluß ihrer Untersuchungen, etwa Ende Okto-
ber 1979, Aussagen oder Teilergebnisse zu veröf-
fentlichen oder an den nachgeordneten Bereich 
weiterzuleiten, wurde eine Behandlung der aufge-
führten Thematik ohne ihre Beteiligung für wenig 
sinnvoll erachtet. 

Der Direktor für Ausbildung, Lehre und For-
schung (DirALF) der Führungsakademie der Bun-
deswehr hat daher die geplante Abschlußveranstal-
tung abgesagt und plant ggf. eine Behandlung die-
ses für die Streitkräfte wichtigen Themas im kom-
menden Jahr. 

Anlage 25 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 8/2948 Frage B 66) : 

Welche Erfahrungen hat der Bundesverteidigungsminister mit 
der 12monatigen Ausbildung zum Unteroffizier inzwischen ge-
macht? 

Das Konzept für die Ausbildung und Bildung der 
Unteroffiziere aller Dienstgrade hat sich im allge-
meinen bewährt. Dieses wird auch durch den Ver-
gleich der Einheiten mit entsprechenden NATO-
Verbänden bewiesen. 

Dennoch muß festgestellt werden, daß ein Teil 
der Unteroffiziere o. P. die ihnen in den Streitkräf-
ten gestellten Aufgaben aufgrund der derzeitigen 
Vorgaben für die Ausbildung nur eingeschränkt er-
füllen kann. 

Dies gilt besonders für den jungen Unteroffizier, 
der nach 12 Monaten Gesamtdienstzeit mit abge-
schlossener Unteroffizierausbildung als Vorgesetz-
ter und Ausbilder eingesetzt wird. Ihm fehlt es ins-
besondere an Truppenpraxis und Erfahrung im Um-
gang mit Untergebenen. Bei vielen jungen Unterof-
fizieren sind deshalb Unsicherheit vor der Front 
und geringes Selbstvertrauen zu beobachten. 
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In Kenntnis dieser Situation hat der Generalin-
spekteur der Bundeswehr eine Untersuchung ange-
ordnet, die Wege aufzeigen soll, wie die Ausbil-
dung des Unteroffiziers und seine Vorbereitung auf 
Führungsfunktionen verbessert werden können,. 

Über das Ergebnis wird der Verteidigungsaus-
schuß des Deutschen Bundestages unterrichtet wer-
den. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 8/2948 Frage B 67) : 

Plant das Bundesverteidigungsministerium, im Rahmen des 
deutsch-amerikanischen Rüstungsabkommens vom 17. Oktober 
1978 ein US-Trägerfahrzeug für das MLRS (Multiple Launch Rocket 
System) für den deutschen Bedarf auszuwählen, und wenn ja, 
sind etwaige Folgen für die deutsche Industrie und eventuell 
entstehende Probleme in bezug auf Standardisierung schon 
untersucht worden? 

Ich beabsichtige zunächst, den gegenwärtigen 
Abschnitt der Entwicklungsphase in USA abzuwar-
ten, der mit der Auswahl einer der in Konkurrenz 
entwickelten Systemvarianten durch USA ab-
schließt. 

Die Verwendung eines bereits bei der Bundes-
wehr eingeführten Trägerfahrzeuges für MARS/ 
MLRS führt zwangsläufig zu technischen Kompro-
missen, da sowohl der Schützenpanzer MARDER 
als auch der Kanonenjagdpanzer originär für ande-
re Einsatzaufgaben ausgelegt worden sind. 

Andererseits steht die geplante leichte und mitt-
lere Kettenfahrzeug-Generation der 90er Jahre für 
die Einführung von MARS/MLRS nicht rechtzeitig 
zur Verfügung. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß die berechtig-
ten Interessen der deutschen Industrie durch die 
Regierungsvereinbarung über MARS/MLRS ge-
wahrt sind. In ihr ist als Prinzip festgelegt, daß je-
des an der gemeinsamen Entwicklung und Beschaf-
fung von diesem Waffensystem beteiligte Land 
wertmäßig im Umfang seines Eigenbedarfs an der 
Produktion beteiligt wird. 

Über erste Einzelheiten einer europäischen Pro-
duktion wurden die entsprechenden deutschen Fir-
men am 14. Mai 1979 im Bundesamt für Wehrtech-
nik und Beschaffung orientiert. 

Wegen der geringen Stückzahl der einzuführen-
den Waffensysteme MARS/MLRS im amerikani-
schen, britischen, französischen und deutschen 
Heer muß der Aspekt der Standardisierung im 
Bündnis aus finanziellen und operativen Gründen 
und wegen der sich daraus ergebenden Vorteile 
bei einer gemeinsamen Ausbildung und Instandset-
zung in Europa in Betracht gezogen werden. 

Anlage 27 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/2948 Frage B 68) : 

Will der Bundesverteidigungsminister mehr als 100 Millionen 
DM für den Bau und die Einrichtung eines zentralen wehrge-
schichtlichen Museums in Koblenz-Ehrenbreitstein ausgeben, 
und wenn ja, wie sind diese Ausgaben mit der angespannten 
Finanzlage im Verteidigungsbereich mit Rücksicht darauf zu 
vereinbaren, daß in Rastatt ein vorbildliches Museum bereits 
besteht, das zu weit geringeren Kosten im Zusammenwirken 
mit dem Land Baden-Württemberg erweitert werden könnte? 

Voraussetzung für die Entscheidung über die 
Aufnahme von Planungsarbeiten zur Errichtung ei-
nes zentralen militärgeschichtlichen Museums in 
Koblenz-Ehrenbreitstein oder anderswo ist der Ab-
schluß umfangreicher Untersuchungen und eine 
darauf beruhende Kostenberechnung. Dieser Zeit-
punkt ist noch nicht gekommen. 

Es gibt keinen Anhalt dafür, daß im Zuge der 
notwendigen Neuordnung des militärischen Mu-
seumswesens ein zentrales militärgeschichtliches 
Museum für einen Kostenaufwand von mehr als 
100 Millionen DM errichtet werden soll, da objek-
tive Berechungsgrundlagen für ein Kostenmodell 
noch nicht vorliegen. Überdies entsprächen Kosten 
in dieser Höhe nicht den Vorstellungen des Bun-
desministers der Verteidigung. 

Anlage 28 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Berger (Lahn-
stein) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2948 Frage B 69) : 

Ist es zutreffend, daß im Unterschied zu einer vom Bundes-
verteidigungsminister persönlich gehandhabten Praxis in der 
Koblenzer Augusta-Kaserne es einem Zivilbediensteten der 
Bundeswehr verboten worden ist, mit seinem Personenkraft-
wagen, der einen Parteiaufkleber zur Europa-Wahl trug, das 
Kasernengelände zu befahren, und womit wird gegebenenfalls 
diese unterschiedliche Handhabung begründet? 

Wie Ihnen bekannt ist, verbietet § 15 des Solda-
tengesetzes (SG) es den Soldaten, sich im Dienst 
zugunsten oder zuungunsten einer politischen Par-
tei zu betätigen. Daher ist es ihnen auch nicht er-
laubt, beim Befahren und beim Parken in Liegen-
schaften der Bundeswehr an ihren Kraftfahrzeugen 
Parteiaufkleber mitzuführen. Diese Auffassung ist 
durch das Bundesverwaltungsgericht bestätigt wor-
den. 

Für die zivilen Angehörigen der Bundeswehr gel-
ten zwar nicht so eindeutige gesetzliche Regelun-
gen, aber auch sie haben als Angehörige des öf-
fentlichen Dienstes unter Einschränkung ihres 
Rechts auf freie Meinungsäußerung die Pflicht, 
sich bei politischer Betätigung Mäßigung und Zu-
rückhaltung aufzuerlegen. Eine differenzierte Rege-
lung, die den zivilen Bundeswehr-Angehörigen er-
laubt, was den Soldaten eindeutig verboten ist, 
müßte den Betriebsfrieden stören und würde den 
Zweck des § 15 SG unterlaufen. Daher mußte die 
Weisung des Generalinspekteurs der Bundeswehr 
vom 2. August 1976 aufrechterhalten werden, wo-
nach auch Beamte und Arbeitnehmer der Bundes- 
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wehr aufzufordern sind, auf das Mitführen von po-
litischen Werbemitteln, also auch von Autoaufkle-
bern, zu verzichten. Kommen sie der Aufforderung 
nicht nach, ihre Kraftfahrzeuge nicht mit politi-
schen Aufklebern zu versehen, sind sie anzuwei-
sen, ihre Kraftfahrzeuge außerhalb des Dienststel-
lenbereiches zu parken. 

Der Bundesminister der Verteidigung hält sich 
an diese Regelung. Allerdings trifft es zu, daß der 
Bundesminister der Verteidigung bei einem außer-
dienstlichen Besuch der Bundeswehrhochschule 
Hamburg dem diensttuenden Offizier auf die Auf-
forderung, seinen mit einem Parteiaufkleber verse-
henen Kraftwagen lieber außerhalb des Geländes 
zu parken, entgegnet hat, er sei zwar Inhaber der 
Befehls- und Kommandogewalt, nicht aber Soldat. 

Dessenungeachtet aber wird der Bundesminister 
der Verteidigung künftig bei Besuchen von Liegen-
schaften der Bundeswehr kein mit einem Parteiauf-
kleber versehenes Fahrzeug benutzen. 

Anlage 29 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Steger 
(SPD) (Drucksache 8/2948 Frage B 70): 

Wie fördert die Bundesregierung Patenschaften von Schiffen 
der Bundesmarine und Städten, und warum werden offizielle 
Reisen von Bootsbesatzungen im Rahmen dieser Patenschaften 
nicht als Dienstreise (gegebenenfalls ohne Kostenerstattung) 
genehmigt, damit ein Versicherungsschutz für die Soldaten 
besteht? 

Die Kontaktpflege von Schiffen und Booten mit 
ihren Patenländern und -gemeinden ist wichtiger 
Bestandteil der Öffentlichkeitsarbeit der Marine. 
Durch den Besuch der Patenländer und -gemeinden 
und die Gegenbesuche hat die Marine in besonde-
rem Maße Gelegenheit, Kontakt mit der Bevölke-
rung aufzunehmen und zu pflegen, die Kenntnisse 
der Bevölkerung über Aufgabe und Bedeutung der 
Marine durch Information zu vertiefen und darüber 
hinaus eine aktive Nachwuchswerbung zu betrei-
ben. 

Zur Zeit haben 172 Schiffe und Boote der Marine 
ein Patenschaftsverhältnis. Diese Patenschaften be-
stehen nicht nur zwischen Ländern und Kommu-
nen, deren Namen ein Schiff trägt, sondern für alle 
schwimmenden Einheiten. Auf weitere Bitten auf 
Übernahme von Patenschaften können daher im 
Augenblick nicht eingegangen werden. 

Wegen der Bedeutung dieser Patenschaften für 
die Öffentlichkeitsarbeit können das Flottenkom-
mando und das Marineamt im Sinne des § 2 Abs. 2 
des Bundesreisekostengesetzes Besuchsreisen als 
Dienstreisen anordnen. Dies ist jedoch nur im Rah-
men der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
möglich. Aus diesem Grund können Dienstreisen 
als Besuchsreisen mit Übernahme der Dienstreise-
kosten nicht häufiger als alle zwei Jahre angeord-
net werden. 

Diese Regelung wurde in diesem Jahr ergänzt, 
weil vielfach der Wunsch geäußert wurde, zu

-

sätzlich zum Zwei-Jahres-Rhythmus Besatzungen 
schwimmender Einheiten einladen zu können, um 
die Patenschaftsverhältnisse zu intensivieren. Nun-
mehr können Soldaten eine zusätzliche Dienstreise-
anordnung erhalten, wenn das Patenland oder die 
Patengemeinde die Übernahme der Kosten zusi-
chert. Diese zusätzlichen Dienstreisen bedürfen der 
Genehmigung des Befehlshabers der Flotte bzw. 
des Amtschefs des Marineamtes. Die Anordnung 
einer derartigen Dienstreise ist — auch wenn keine 
Dienstreisekosten dem Bund entstehen — erforder-
lich, um den dienstrechtlichen Unfallschutz der 
Soldaten zu gewährleisten. 

Anlage 30 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2948 Fragen B 72 und 73) : 

Ab wann und in welcher Höhe beabsichtigt die Bundes-
regierung, Minderbemittelten Beihilfen zu den Ölkosten zu ge-
währen? 

Welchem Personenkreis wird die Bundesregierung diese Bei-
hilfen gewähren, denkt sie daran, auch kleinen Betrieben, die 
durch die Ölpreiserhöhung besonders stark belastet sind und 
deren Wettbewerbs- und Existenzfähigkeit hierdurch bedroht 
wird, zu helfen? 

Wie die Bundesregierung auf Anfrage der Abge-
ordneten Dr. Spöri (SPD) und Dr. Reimers (CDU/ 
CSU) — Protokoll des Deutschen Bundestages, 8. 
Wahlperiode, 158. Sitzung vom 1. Juni 1979, Anla-
gen 8 und 12 — mitgeteilt hat, werden einkommens-
schwache Haushalte, soweit sie laufende Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz 
erhalten oder deren Einkommen diesen Bedarfssatz 
nur unwesentlich — und zwar bis zu 10 % — über-
steigen, durch die Preissteigerungen bei Heizöl im 
Ergebnis nicht belastet. Bei diesen Preissteigerun-
gen werden höhere Heizkosten durch die Sozialhil-
feträger bei der Gewährung von Heizungsbeihilfen 
berücksichtigt. Die Bundesregierung beobachtet je-
doch die Entwicklung auf den Heizölmärkten wei-
terhin sorgfältig und prüft deren Auswirkungen auf 
andere einkommensschwache Haushalte. Über das 
Ergebnis dieser Prüfung kann gegenwärtig noch 
nichts gesagt werden. Spezifische Maßnahmen zum 
Ausgleich der erhöhten Kosten von Mineralölpro-
dukten im Unternehmensbereich kommen grund-
sätzlich nicht in Betracht. Einer etwaigen Gefähr-
dung der Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittle-
rer Unternehmen wirkt im übrigen das Instrumenta-
rium der Mittelstandsförderung entgegen, das zu-
gleich Hilfen bei etwa erforderlichen Anpassungs-
maßnahmen bereithält. 

Anlage 31 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2948 Frage B 110) : 

Welche Kohlekraftwerke befinden sich gegenwärtig im Bau, 
welches ist der Stand der Genehmigungsverfahren? 
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Nach Kenntnis der Bundesregierung sind zur 
Zeit 9 Steinkohlenkraftwerke mit einer Gesamtka-
pazität von 4 730 MW in Bau. Im einzelnen handelt 
es sich dabei um das Kraftwerk 

Mehrum in Niedersachsen 	200 MW 
Bremen-Hafen 	 300 MW 
Scholven Block F in NRW 	740 MW 
Voerde mit 2 Blöcken je 	707 MW 
Bergkamen Block A 	747 MW 
Elverlingsen in NRW 	300 MW 
Flensburg 	 30 MW 
Neumünster 	 24 MW 
Großkraftwerk Mannheim 	475 MW. 

Die 3 erstgenannten Kraftwerke werden voraus-
sichtlich noch im Laufe dieses Jahres in Betrieb 
genommen. In den Fällen Scholven, Voerde und 
Bergkamen A sind die Genehmigungsverfahren 
noch nicht abgeschlossen. 

In konkreter Planung sind Projekte mit einer 
Leistung von ca. 4 700 MW, d. h. hier ist die Strom-
abnahme gesichert und das Genehmigungsverfah-
ren in einem fortgeschrittenen Stadium und in eini-
gen Fällen abgeschlossen, so daß in absehbarer 
Zeit mit dem Baubeginn zu rechnen ist. 

BMBW —IIA6 

Darüber hinaus laufen für eine Reihe von Stand-
orten Genehmigungsverfahren; hier ist eine Reali-
sierung weitgehend von der langfristigen Strombe-
darfsentwicklung abhängig und noch nicht abseh-
bar. 

Anlage 32 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Engholm auf die Schrift-
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Wis-
niewski (CDU/CSU) (Drucksache 8/2948 Fragen 
B 111 und 112) : 

Wie viele Stelleninhaber der verschiedenen Kategorien an 
Universitäten und Hochschulen gab es in den Jahren 1976 ff. 
gemäß Hochschulstatistikgesetz? 

Wie viele dieser Stelleninhaber waren Frauen? 

Aus der vom Statistischen Bundesamt aufgrund 
des Hochschulstatistikgesetzes im Oktober 1977 
durchgeführten Individualbefragung des Hochschul-
personals, aus der sich erstmals Daten über den 
weiblichen Anteil ermitteln lassen, liegen z. Z. nur 
erste vorläufige (ungeprüfte) Ergebnisse vor. Das 
Statistische Bundesamt hat diese Daten noch nicht 
zur Weitergabe freigegeben. Aus dem vorliegenden 
Material lassen sich lediglich grobe Anteilwerte für 

Bonn, den 13. Juni 1979 

Personalbestand sowie besetzte und nicht besetzte Planstellen der Hochschulen 
nach Dienstbezeichnungsgruppen — Stand: 2. Oktober 1976 

Personal Stellen laut Haushaltsplan 

Dienstbezeichnungsgruppe Insgesamt darunter 
weiblich 1) 

da von 

Anzahl Prozent 
Insgesamt 

besetzt nicht 
besetzt 

Professoren 23 663 5 27 545 24 182 3 363 

Dozenten 1 863 11 2 483 2 201 282 

Studien-Prof.-räte im Hochschuldienst 2 524 19 2 237 1 993 244 

Akad. Räte, Oberräte, Direktoren 5 978 15 7 198 6 754 444 

Oberassistenten, Oberingenieure, 
Oberärzte 1 345 4 1957 1 595 362 

Assistenzprofessoren, 
Hochschulassistenten 1 101 10 1 415 1 174 241 

wissenschaftliche Assistenten 18 347 13 24 177 21 659 2 518 

wissenschaftliche Angestellte, wissen- 
schaftliche Mitarbeiter 21 307 16 9 852 8 906 916 

sonstiges Personal im höheren Dienst 2 764 24 3 131 2 814 317 

sonstiges Personal 139 926 129 764 122 848 6 916 

Insgesamt  218 818 3) 12 2 ) 209 759 194 126 9 15 633 

1) Errechnet nach ersten vorläufigen Ergebnissen aus der Individualbefragung vom Oktober 1977. 
2) Ohne „Sonstiges Personal" (Verwaltungs- und technisches Personal außerhalb des höheren Dienstes). 
3) Die Zahl des Personalbestandes stimmt mit der Zahl der besetzten Stellen nicht überein, da auf eine Stelle mehrere 

Personen entfallen können und auch Personal außerhalb des Stellenplanes aus Sachtiteln und Mitteln Dritter finan-
ziert werden kann. 	 Quelle: Statistisches Bundesamt 

 



12810* 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 160. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Juni 1979 

das weibliche Hochschulpersonal im wissenschaft-
lichen Bereich ermitteln. Diese Anteile wurden zu-
sammen mit Daten über den Personalbestand sowie 
über besetzte und nicht besetzte Planstellen des Jah-
res 1976 in der als Anlage beigefügten Übersicht 
dargestellt. 

Sobald das Statistische Bundesamt die endgültigen 
Ergebnisse vorlegt, werde ich Ihnen diese über-
mitteln. 

Anlage 33 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Engholm auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2948 Frage B 113) : 

Hält es die Bundesregierung für möglich bzw. wünschens-
wert, daß Betriebe, die Lehrlinge nachweisbar über den eigenen 
Bedarf hinaus ausbilden, hierfür eine Kostenerstattung bzw. 
Beteiligung aus einer zu errichtenden Gemeinschaftskasse der 
jeweiligen Wirtschaftsbranche bzw. eine Beihilfe vom Staat 
erhalten, und wenn ja, wird sie eine entsprechende Initiative 
ergreifen? 

Für das duale System der Berufsausbildung ist es 
kennzeichnend, daß in den einzelnen Betrieben und 
Branchen der Wirtschaft und in den übrigen Aus-
bildungsbereichen unterschiedliche Ausbildungslei-
stungen erbracht werden. Viele Betriebe bilden in 
erheblichem Umfang aus, andere weisen eine ge-
ringe Ausbildungsleistung auf oder bilden gar 
nicht aus. Die überdurchschnittlich ausbildenden 
Betriebe tragen damit einen Teil der Kosten für 
Arbeitgeber mit, die ihren Fachkräftebedarf über 
den Markt decken. Die Sachverständigenkommis-
sion Kosten und Finanzierung der beruflichen Bil-
dung hat in ihrem 1974 vorgelegten Abschlußbe-
richt nicht zuletzt aus diesem Grunde empfohlen, 
die Kosten der betrieblichen Berufsausbildung aus 
einer Umlage zu finanzieren, die von allen Arbeit-
gebern aufgebracht wird und zu einem Ausgleich 
der Lasten führt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ei-
nerseits die primäre Verantwortung für ein ausrei-
chendes Angebot von betrieblichen Ausbildungs

-

plätzen in unserem System der Berufsausbildung 
bei der Wirtschaft und den anderen Trägern des 
Beschäftigungssystems bleiben muß. Andererseits 
muß sichergestellt werden, daß für alle schulent-
lassenen .Jugendlichen ein qualitativ und quantita-
tiv ausreichendes Angebot an Ausbildungsplätzen 
zur Verfügung steht. Das Ausbildungsplatzförde-
rungsgesetz sieht deshalb als Teilkostenerstattung 
die Gewährung finanzieller Hilfen für Zeiten eines 
unzureichenden Angebots an Ausbildungsplätzen 
vor, wenn sonst ein ausreichendes Ausbildungs-
platzangebot nicht zu erwarten ist; es läßt aber 
gleichzeitig die primäre Verantwortung des Be-
schäftigungssystems für die betriebliche Berufsaus-
bildung unangetastet. 

Eine besondere staatliche Förderung der Ausbil-
dung über den „eigenen Bedarf" hinaus hält die 
Bundesregierung deshalb nicht für gerechtfertigt. 
Sie begrüßt aber gleichzeitig die Initiativen der So-
zialparteien, die in einigen Bereichen, wie zum Bei- 

spiel im Baugewerbe, tarifvertragliche Umlagefi-
nanzierungen zur Förderung der Berufsausbildung 
eingeführt haben, weil diese sich auch positiv auf 
das Ausbildungsplatzangebot auswirken. 

Anlage 34 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Geßner 
(SPD) (Drucksache 8/2969 Fragen A 1 und 2) : 

Ist es nach Auffassung der Bundesregierung unter Berücksich-
tigung von Theorie und Praxis gerechtfertigt, daß nach dem Ge-
richtsverfassungsgesetz für Streitigkeiten über die gesetzliche 
Unterhaltspflicht die Amtsgerichte mit jeweils nur einem ent-
scheidenden Richter zuständig sind, obgleich hier stets um 
Summen von weit mehr als 3 000 DM gestritten und durch die 
richterliche Entscheidung die Lebenssituation der Parteien regel-
mäßig auf die Dauer existentiell bestimmt wird, während für 
Streitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche ab einem 
Streitwert von mehr als 3 000 DM die Zuständigkeit der Zivil-
kammern der Landgerichte mit drei Berufsrichtern gegeben ist? 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung, insbesondere im 
Vergleich zu den erstinstanzlichen Verfahren vor den Land-
gerichten als Kollegialgerichten, ein adäquater Schutz für die 
Fälle eines Versagens eines als einzelner Richter entschei-
denden Familienrichters gegeben? 

Zu Frage A 1: 

Die Antwort lautet: Ja. In Unterhaltssachen 
kommt es in erster Linie darauf an, daß der Unter-
haltsberechtigte möglichst schnell ein Urteil erhält, 
aus dem er vollstrecken kann. Amtsgerichtsprozes-
se werden im Durchschnitt schneller als Landge-
richtsprozesse abgewickelt. Die Zivilprozeßstatistik 
des Jahres 1977, in der die Familiensachen aller-
dings noch nicht enthalten sind, zeigt dies deut-
lich: Binnen drei Monaten waren am Amtsgericht 
50,6 % aller gewöhnlichen Prozesse erledigt, am 
Landgericht — die Statistik ist wegen des Über-
gangs der Familiensachen hier in Halbjahre geglie-
dert — nur etwa 40 %. Umgekehrt haben beim 
Amtsgericht nur 1,3 %, beim Landgericht etwa 4,4 % 
aller gewöhnlichen Prozesse länger als 24 Monate 
gedauert. 

Zu Frage A 2: 

Auch diese Frage möchte ich bejahen. Etwa not-
wendige Korrekturen können im Rechtsmittelzug 
erfolgen. Über die Berufung gegen ein Endurteil 
des Familienrichters entscheidet das Oberlandesge-
richt. Dieses kann, wenn es sich um eine Unter-
haltssache handelt, die Revision zulassen, sofern 
die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 
eine Rechtsprechungsdivergenz vorliegt. Über die 
Revision entscheidet der Bundesgerichtshof. 

Anlage 35 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Walther (SPD) 
(Drucksache 8/2969 Frage A 3) : 

Trifft es zu, daß die Bundeswehr und andere öffentliche 
Stellen des Bundes Treibstoffe für Sportflieger-Vereine zum 
verbilligten Preis liefern, und hält die Bundesregierung zu-
treffendenfalls angesichts der Mineralölverknappung solche ver-
billigten Treibstofflieferungen für die Zukunft noch für gerecht-
fertigt? 
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Auf Flugplätzen der Bundeswehr dürfen zivile 
Flugzeuge nur dann landen, wenn Notfälle vorlie-
gen oder mit Vereinen Mitbenutzungsverträge ge-
schlossen sind. 

Diese Mitbenutzungsverträge werden grundsätz-
lich nur bei einem bestehenden Interesse der Bun-
deswehr (Förderung des Flugsportgedankens) und 
nur dann abgeschlossen, wenn dienstliche Belange 
nicht beeinträchtigt werden. 

Die Flugzeuge werden auf den Bundeswehr-Flug-
plätzen gegen Kostenerstattung betankt. Die Kosten-
erstattung richtet sich nach einer vom Bundesamt 
für Wehrtechnik und Beschaffung herausgegebenen 
Kostenrichtlinie; diese wird laufend der Preisent-
wicklung angeglichen. Zur Zeit gilt die Preisliste 
vom 1. Juni 1979, die für zivile Luftfahrzeuge einen 
Preis von 631,— DM/m3  für den Otto-Flugkraftstoff 
(F 18) vorschreibt. In diesem Preis ist ein Verwal-
tungskostenzuschlag von 69,— DM/m 3  enthalten. 

Dieser Abgabepreis liegt in vergleichbarer Grö-
ßenordnung zu zivilen Lieferanten von Flugkraft-
stoff. Sofern der Abgabepreis ziviler Lieferanten 
leicht oberhalb des Abgabepreises der Bundeswehr 
liegt, hat dies seine Ursache darin, daß die Bundes-
wehr als Großabnehmer z. T. günstigere Einkaufs-
preise erzielt. 

Ich darf jedoch darauf hinweisen, daß die an zi-
vile Luftfahrzeuge abgegebenen Flugkraftstoffmen-
gen minimal sind. 

So betrug der Jahresbedarf 1977 der Bw an Flug-
kraftstoff F 18 14 500 m3 ; abgegeben an zivile Luft-
fahrzeuge wurden lediglich 90 m3 . 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß eine ver-
billigte Abgabe von Flugbetriebsstoffen an zivile 
Luftfahrzeuge — etwa in Form einer Subvention 
durch die Bundeswehr — nicht erfolgt. 

Da zur Zeit bei der Betriebsstoffversorgung kein 
Mengenproblem besteht, ist zunächst an keine Än-
derung gedacht. Für den Fall einer Betriebstoffver-
knappung ist eine Einstellung der Betankung zivi-
ler Luftfahrzeuge auf Plätzen der Bundeswehr je-
doch vorgesehen. 

Anlage 36 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Steger 
(SPD) (Drucksache 8/2969 Frage A 5) : 

Wie bewertet die Bundesregierung die Regelung über Scha-
denshaftung für Anlagen der Kernenergie im internationalen 
Vergleich, und beabsichtigt sie, im Hinblick auf internationale 
Standards wie auf Grund von gewonnenen Erfahrungen im In-
land hierzu gegebenenfalls Änderungsvorschläge zu unterbrei-
ten? 

In der Bundesrepublik Deutschland bestimmt 
sich das Atomhaftungsrecht — wie bei der Mehr-
heit der westeuropäischen Staaten — nach dem Pa-
riser Übereinkommen vom 29. Juli 1960 über die 
Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der 
Kernenergie i. d. F. des Zusatzprotokolls vom 28. 
Januar 1964 und nach dem Brüsseler Zusatzüber

-
einkommen vom 31. Januar 1963 i. d. F. des Zusatz-
protokolls vom 28. Januar 1964. 

In den Vertragsstaaten dieser Abkommen gilt ein 
vereinheitlichtes Haftungssystem für nukleare 
Schäden. 

Das Pariser Übereinkommen begrenzt zwischen 
den Vertragsstaaten die Haftung des Inhabers einer 
Kernanlage auf 15 Millionen Rechnungseinheiten, 
das sind z. Z. umgerechnet etwa 37,5 Millionen DM. 
Die Ergänzungen im Brüsseler Zusatzübereinkom-
men sehen über diesen Betrag hinaus den mögli-
chen Staatseintritt bis zu einem Höchstentschädi-
gungsbetrag von umgerechnet etwa 300 Millionen 
DM je nukleares Ereignis vor. 

Die Bundesregierung hält diese Höchstbeträge 
für unzureichend. Im Rahmen der 3. Novelle zum 
Atomgesetz ist deshalb die nationale Haftungs-
höchstsumme bereits auf 1 Mrd. DM angehoben 
worden. Von diesem Betrag hat der Kernkraft-
werksbetreiber 500 Millionen DM zu decken. Hin-
sichtlich der weiteren 500 Millionen DM wird er 
von Bund und Land freigestellt. 

Damit liegt die Bundesrepublik Deutschland an 
der Spitze der Vertragsstaaten. Hierzu einige Ver-
gleichszahlen: 

Belgien: 	 etwa 32 Mio. DM 
Dänemark: 	 etwa 300 Mio. DM 
Frankreich: 	 etwa 300 Mio. DM 
Italien: 	 etwa 300 Mio. DM 
Niederlande: 	 etwa 400 Mio. DM 
Spanien: 	 etwa 300 Mio. DM 
Vereinigtes Königreich: 	etwa 300 Mio. DM 

Außerhalb der Vertragsstaaten kennen im Be-
reich der Gefährdungshaftung bisher nur Japan 
und die DDR die unbeschränkte atomrechtliche 
Haftung. In der Schweiz befindet sich ein Gesetz-
entwurf, der ebenfalls eine unbeschränkte atom-
rechtliche Haftung vorsieht, im Gesetzgebungsver-
fahren. 

Die Bundesregierung prüft, ob auch für die Bun-
desrepublik Deutschland eine Aufhebung der Haf-
tungsbegrenzung erfolgen kann. Die hiermit ver-
bundenen völkerrechtlichen und versicherungs-
rechtlichen Probleme werden auf Vorschlag des 
Bundesministers des Innern im Oktober dieses Jah-
res auf dem 6. Atomrechtssymposium erörtert. 

Anlage 37 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Braun (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2969 Fragen A 7 und 8) : 

Ist die Bundesregierung ebenfalls der in den letzten Monaten 
in der Öffentlichkeit immer wieder aufgetretenen Meinung, daß 
das Abwasserabgabengesetz vom 13. September 1976 so nicht 
praktikabel und unwirtschaftlich sei, und beabsichtigt die Bun-
desregierung, gegebenenfalls eine Novellierung dieses Gesetzes 
vorzuschlagen? 

Wie hoch wird die Höchsteinnahme im Jahre 1986 auf Grund 
des Abwasserabgabengesetzes sein, und wieviel Prozent der 
erwarteten Einnahme werden durch Verwaltungsaufwand auf-
gezehrt? 
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Zu Frage A 7: 

Das Bundesministerium des Innern hat diese ins-
besondere von Baden-Württemberg und Bayern 
ausgehende unzutreffende Bewertung bereits mehr-
fach in der Öffentlichkeit mit Nachdruck zurückge-
wiesen. Nach Auffassung der Bundesregierung sind 
diese Argumente gegen die Abwasserabgabe in der 
Sache nicht haltbar und politisch im Sinne einer 
notwendigen Gewässersanierung nicht dienlich. 
Das praktisch einstimmig von Bundestag und Bun-
desrat im Jahre 1976 verabschiedete Gesetz hat ge-
rade auf Betreiben der für den Vollzug des Geset-
zes zuständigen Länder durch die Anbindung der 
Abgabenerhebung an den wasserrechtlichen Be-
scheid in besonderem Maße den Bedürfnissen der 
Praktikabilität Rechnung getragen und ein Abga-
bensystem geschaffen, das keinen großen Verwal-
tungsaufwand erfordert. Dieser Aufwand ist im 
Verhältnis zum Nutzen, den das Gesetz für den Ge-
wässerschutz bringt, gering. Wissenschaftliche Un-
tersuchungen haben ergeben, daß das Gesetz be-
reits vor Einsetzen der Abgabepflicht am 1. Januar 
1981 die erwarteten Wirkungen zeigt und die Ab-
wassereinleiter zur Verbesserung ihrer Gewässer-
schutzmaßnahmen anhält. Es ist auch, wie die Ar-
beiten besonders in Nordrhein-Westfalen beweisen, 
praktikabel. Die Bundesregierung sieht deshalb 
keinen Anlaß zu Zweifeln, daß das Gesetz für die 
Praxis geeignet ist. Eine Novellierung des Gesetzes 
ist daher nicht beabsichtigt. 

Zu Frage A 8: 

Das Abgabeaufkommen für 1986 wurde von der 
Bundesregierung bei Erlaß des Gesetzes auf etwa 
800 Millionen DM, der Verwaltungsaufwand auf 
etwa 10 °/o der Einnahmen geschätzt. Hierbei war 
dieser Aufwand allerdings nicht in vollem Umfang 
allein der Abwasserabgabe zuzurechnen. Interne 
Überprüfungen haben diese Größenordnungen in 
etwa bestätigt. 

Es ist allerdings darauf hinzuweisen, daß Funk-
tion und Wirkungsweise der Abwasserabgabe ver-
kannt werden, wenn man Abgabeaufkommen und 
Verwaltungsaufwand in Beziehung zueinander setzt 
und die Relation als Beurteilungsmaßstab für die 
Wirtschaftlichkeit des Gesetzes betrachtet. Das Ab-
wasserabgabengesetz ist kein Finanzgesetz zur Er-
zielung von Staatseinnahmen, sondern ein Gewäs-
serschutzgesetz, das den Abgabepflichtigen gerade 
zur Einsparung von Abgabezahlungen anreizen 
will, indem er seine Abwassermaßnahmen verbes-
sert und dadurch die Gewässer weniger ver-
schmutzt. Der „Ertrag" des Gesetzes beschränkt 
sich also nicht auf die erzielten Einnahmen, im Ge-
genteil: Null-Einnahme wäre der Idealfall. Der Ver-
waltungsaufwand dient dann der Erhaltung einer 
ordnungsgemäßen Gewässergüte. 

Anlage 38 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Walther (SPD) 
(Drucksache 8/2969 Frage A 9) : 

Wie und durch welche bundesrechtlichen Vorschriften werden 
die Bürger gegen unzumutbaren Lärm, der von Sportflugzeugen 
ausgeht, geschützt, und sieht die Bundesregierung diesen Schutz 
als ausreichend an? 

Durch Bekanntmachung in den Nachrichten für 
Luftfahrer vom 17. Juli 1975 wurden für Propeller-
flugzeuge bis 5 700 kg Höchstgewicht und für Mo-
torsegler Lärmgrenzwerte festgesetzt. Sie sollen si-
cherstellen, daß das beim Betrieb des Luftfahrzeugs 
entstehende Geräusch das nach dem Stand der 
Technik unvermeidbare Maß nicht übersteigt. 
Luftfahrzeuge dürfen nicht zum Verkehr zugelassen 
werden, wenn sie die Lärmgrenzwerte nicht einhal-
ten. 

Ferner sind in der Luftverkehrsordnung Sicher-
heitsmindesthöhen festgesetzt, die nur bei Start 
und Landung unterschritten werden dürfen und 
auch dem Lärmschutz dienen. 

Zum Schutz der Bevölkerung in der Umgebung 
von Landeplätzen vor Fluglärm hat die Bundesre-
gierung die Verordnung über die zeitliche Ein-
schränkung des Flugbetriebs mit Leichtflugzeugen 
und Motorseglern an Landeplätzen vom 16. August 
1976 erlassen. Durch die Verordnung wird der 
nichtgewerbliche, zivile Flugbetrieb an Landeplät-
zen mit mehr als 20 000 Flugbewegungen im Jahr 
eingeschränkt. An diesen Flugplätzen sind für 
Flugzeuge mit einem Höchstgewicht bis 2 000 kg 
und Motorsegler Start, Landung und Platzrunden-
flüge werktags vor 7.00 Uhr, zwischen 13.00 und 
15.00 Uhr sowie sonn- und feiertags vor 9.00 Uhr 
und nach 13.00 Uhr unzulässig. Leichtflugzeuge 
und Motorsegler, die erhöhten Schallschutzanforde-
rungen entsprechen, d. h. die festgesetzten Lärm-
grenzwerte um mindestens 8 dB (A) unterschreiten, 
sind von den Einschränkungen ausgenommen. 

Der Bundesminster des Innern hat das Umwelt-
bundesamt mit einer Untersuchung über die Wirk-
samkeit der Verordnung beauftragt. Wenn die Er-
gebnisse vorliegen, wird die Bundesregierung prü-
fen, ob die Verordnung in ihrer derzeitigen Form 
ausreicht oder ob Verbesserungen erforderlich 
sind. 

Anlage 39 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage der Abgeordneten Frau Simonis 
(SPD) (Drucksache 8/2969 Frage A 13) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Datenschutz auch ge-
genüber der Presse zu verstärken, wie es zum Beispiel in dem 
insgesamt nicht mehr verfolgten Entwurf eines Presserechts-
rahmengesetzes vorgesehen wird und wie es vom Datenschutz-
beauftragten als flankierende Maßnahme zum Datenschutzgesetz 
gefordert worden war? 

Der Referentenentwurf eines Presserechtsrah-
mengesetzes sah in § 6 für den Datenschutz in 
Pressearchiven folgende Regelungen vor: 

— Organisatorische und technische Maßnahmen 
der Datensicherung 

— Verpflichtung zur Speicherung von Gegendar-
stellungen 
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— Auskunft an den Betroffenen über die der Be-
richterstattung zugrunde liegenden gespeicher-
ten Daten unter bestimmten Voraussetzungen. 

Die organisatorischen und technischen Maßnah-
men zur Datensicherung werden bereits durch § 6 
Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz, von dessen An-
wendungsbereich die Presse nicht ausgenommen 
ist, zur Verpflichtung gemacht. 

Bezüglich der beiden anderen Punkte wird die 
Bundesregierung, nachdem die Erarbeitung eines 
Presserechtsrahmengesetzes zurückgestellt wurde, 
prüfen, ob und wie der bereichsspezifische Daten-
schutz im Pressewesen verstärkt werden kann. In 
diese Prüfung wird sie auch die von Ihnen erwähn-
te Anregung des Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz einbeziehen. 

Anlage 40 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Hauser (Krefeld) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/2969 Frage A 17) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Beschluß des Bundes-
finanzministeriums und der Ländersteuerreferenten, wonach die 
Investitionszuwendungen nach dem Erstinnovationsprogramm so-
fort zu versteuern sind? 

Die Entscheidung der Einkommensteuerreferen

-

ten der obersten Finanzbehörden der Länder über 
die bilanzielle Behandlung der Erstinnovationszu-
wendungen des Bundesministers für Wirtschaft 
entspricht nach Auffassung der Bundesregierung 
geltendem Handels- und Steuerrecht. Sie führt im 
Ergebnis nicht zu einer zusätzlichen ertragsteuerli-
chen Belastung der Unternehmen. 

Die Erstinnovationszuwendungen sind bedingt 
rückzahlbare Zuwendungen. Die Rückzahlungsver-
pflichtung entsteht, wenn und soweit der Zuwen-
dungsempfänger innerhalb von 10 Jahren nach 
Auszahlung des Zuschusses Gewinne aus der Ver-
wertung des geförderten Vorhabens erzielt. Nach 
den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßi-
ger Buchführung, die wegen des Grundsatzes der 
Maßgeblichkeit der Handelsbilanz auch für die 
steuerliche Gewinnermittlung gelten (§ 5 Abs. 1 
EStG), dürfen Verbindlichkeiten, die im Zusammen-
hang mit der Erzielung von Gewinnen späterer 
Wirtschaftsjahre entstehen, erst in dem Jahr passi-
viert werden, in dem der zur Rückzahlungspflicht 
führende Gewinn entsteht. 

Die ertragsteuerliche Gesamtbelastung erhöht 
sich durch die Erfassung der Zuwendungen als 
steuerpflichtige Betriebseinnahmen nicht, da mit 
den Zuwendungen Ausgaben begünstigt werden, 
die steuerlich sofort oder im Wege der Abschrei-
bung abziehbar sind. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die „Vorläu-
figen Richtlinien für die Gewährung von Zuwen-
dungen des Bundes zur Förderung von Erstinnova-
tionen und der hierzu erforderlichen Entwicklung" 
demnächst überarbeitet werden. Grundlage hierfür 

stellt u. a. ein noch in Arbeit befindliches Gutach-
ten des Ifo-Instituts dar. Dabei werden auch steuer-
liche Aspekte berücksichtigt werden. 

Anlage 41 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen der Abgeordneten Frau Matthäus-
Maier (FDP) (Drucksache 8/2969 Fragen A 19 und 
20) : 

Hat die Bundesregierung aus den 1978 erstmals bereitgestell-
ten Mitteln des Europäischen Sozialfonds für Beteiligungen an 
Maßnahmen zugunsten der beruflichen Weiterbildung von Frauen 
in den EG-Mitgliedstaaten trotz unausgenutzter Haushaltsmittel 
nur insgesamt 65 600 ERE in Anspruch genommen, wenn ja, aus 
welchem Grund? 

Woraus ergeben sich gegebenenfalls nach Ansicht der Bundes-
regierung die Gründe für eine derart unterschiedliche Nutzung 
dieser Finanzierungshilfe durch die einzelnen Mitgliedstaaten der 
EG, wenn z. B. Frankreich ca. 4,8 Millionen ERE, Italien ca. 
2 Millionen ERE, die Bundesrepublik Deutschland dagegen nur 
rund 65 000 ERE im Jahre 1978 in Anspruch genommen hat? 

Die Bundesregierung hat den Sozialfonds im sog. 
Beteiligungsbereich Frauen nicht in Anspruch ge-
nommen, weil sie selbst keine Maßnahmen durch-
führt, die nach den Regeln des Fonds Zuschüsse er

-

halten können. 

Die Vorlage von Anträgen durch die Bundesre-
gierung setzt voraus, daß andere öffentliche oder 
private Stellen Programme verwirklichen, die einer 
Vielzahl von Kriterien entsprechen müssen, an die 
der Fonds seine Beteiligung knüpft. Der Fonds be-
teiligt sich nämlich nicht an der beruflichen Bil-
dung von Frauen schlechthin. Infolge der ein-
schränkenden Kriterien haben praktisch nur Mo-
dellvorhaben eine Chance gehabt deren Anzahl 
naturgemäß begrenzt ist. 

Im Jahr 1978 wurden 'zwei derartige deutsche 
Modellvorhaben mit 65 600 ERE (= 165 000 DM) 
gefördert. 

Wenn anderen Mitgliedstaaten höhere Mittel be-
willigt wurden als der Bundesrepublik Deutsch-
land, könnte das zwei Ursachen haben: 

1. In diesen Mitgliedstaaten bestanden seinerzeit 
mehr förderungsfähige Modellprogramme. 

2. Die EG-Kommission hat, als für sie erkennbar 
wurde, daß die vorhandenen Haushaltsmittel 
nicht ausgeschöpft werden würden, die Verga-
bekriterien nachträglich großzügig angewandt. 

Die Bundesregierung wird künftig mehr als bis-
her bemüht sein, in der Bundesrepublik Deutsch-
land darauf hinzuwirken, daß von den Möglichkei-
ten des Sozialfonds auch im sog. Beteiligungsbe-
reich Frauen ein stärkerer Gebrauch gemacht 
wird. 

Anlage 42 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2969 Fragen A 32 und 33) : 
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Hält die Bundesregierung eine Rechtsverordnung nach § 21 
Abs. 3 des Jugendarbeitsschutzgesetzes für gerechtfertigt, um 
damit dem Anliegen des Fleischerhandwerks Rechnung zu tra-
gen, Auszubildende bereits ab 6.00 Uhr morgens beschäftigen 
zu dürfen? 

Welche weiteren Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
durch eine Veränderung der Ausbildungssituation im Sinne des 
Fleischerhandwerks die Funktionsfähigkeit dieser handwerk-
lichen Betriebe zu verbessern? 

Das Anliegen des Fleischerhandwerks, jugendli-
che Auszubildende bereits ab 6.00 Uhr beschäftigen 
zu dürfen, ist bekannt. Es ist zusammen mit Anträ-
gen von zehn weiteren Wirtschaftszweigen Gegen-
stand einer im Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung durchgeführten Prüfung gewesen. 
Diese Prüfung und eine Anhörung der Verbände 
der Arbeitgeber und der Gewerkschaften haben ge-
zeigt, daß die Standpunkte zur Frage der Notwen-
digkeit einer Rechtsverordnung sehr kontrovers 
sind. Beide Seiten können sich auf gewichtige Ar-
gumente stützen. Das betrifft auch die Frage der 
Ausbildung Jugendlicher in den frühen Morgen-
stunden. Eine Entscheidung darüber, ob diese Aus-
nahme für das Fleischerhandwerk gerechtfertigt ist, 

ist noch nicht getroffen worden. Ausnahmen auf 
Grund des § 21 Abs. 3 des Jugendarbeitsschutzge-
setzes läßt dieses Gesetz im Interesse des Jugend-
arbeitsschutzes aber nur zu, wenn sie zur Errei-
chung des Ausbildungszieles des Jugendlichen er-
forderlich sind. 

Zu der zweiten Frage ist zu bemerken, daß nach 
Auffassung der Bundesregierung die Funktionsfä-
higkeit handwerklicher Betriebe nicht von der 
Ausbildungssituation abhängig ist; sonst müßten 
auch Betriebe betroffen sein, die nicht ausbilden. 
Eine andere Frage ist die Verbesserung der Ausbil-
dungssituation im Wege der Neuordnung der Be-
rufsausbildung im Fleischerhandwerk. Das Bundes-
institut für Berufsbildung bereitet zusammen mit 
Sachverständigen aus dem Fleischerhandwerk den 
Entwurf einer neuen Ausbildungsordnung vor. 
Hierin soll durch eine zusätzliche Fachrichtung si-
chergestellt werden, daß auch die Betriebe ausbil-
den können, die neben Produktion und Verkauf die 
Tiere noch selbst schlachten. 
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